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Einleitung

Der wissenschaftliche Kommunismus wurde von Marx, Engels, Rosa Luxemburg, Lenin und Trotzki
begründet bzw. weiterentwickelt. Im Rahmen des Bundes der Kommunisten, der deutschen
Sozialdemokratie, der Partei der Bolschewiki und der I., II., III. und IV. Internationale arbeiteten sie
die Grundlagen der marxistischen Kritik am Reformismus aus. Wir halten an dem revolutionären
Erbe fest, das in den Schriften, Resolutionen, Thesen und in der Praxis dieser Organisationen
während ihrer jeweiligen revolutionären Perioden enthalten ist.

Die Politik und Praxis der Hauptgruppierungen, die sich heute auf den Trotzkismus berufen oder
sich als die Weiterführung von Trotzkis IV. Internationale präsentieren, beinhalten in Wirklichkeit
eine völlig andere Tradition – eine, die aus der Periode von 1948 bis 1953 stammt. Dies war die
Periode der zentristischen Degeneration des Trotzkismus. Die Tradition der Epigonen hat Trotzkis
Werk und das seiner großen Vorgänger auf den Gebieten der theoretischen Analyse,
programmatischen Umsetzung, politischen Perspektive und der Taktik völlig revidiert. In
opportunistischer als auch sektiererischer Weise haben die „pabloistischen“ und
„antipabloistischen“ Flügel des degenerierten „Trotzkismus“ wiederholt ihre Unfähigkeit bewiesen,
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sich die zentralen Grundsätze des leninistischen und trctzkistischen Programms bezüglich des
Reformismus wieder anzueignen, erneut geltend zu machen und zu vertreten. Vom Ende der 40er
bis Ende der 60er Jahre betrieben beide Fraktionen der „IV. Internationale“ – das Internationale
Komitee (IK) und das Internationale Sekretariat (IS) -eine Politik, die im wesentlichen Anpassung an
und Versöhnung mit der Sozialdemokratie beinhaltete.

Die dramatischen Ereignisse zu Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre – die
Studentendemonstrationen und Unruhen, die militanten Antikriegsbewegungen, die Massenstreiks
der italienischen, britischen und besonders der französischen Arbeiter – führten bei den
degenerierten Bruchstücken der IV. Internationale zu einer scharfen Revision ihrer Position
gegenüber der Sozialdemokratie. Fast alle Gruppen trotzkistischen Ursprungs waren zu einem
bestimmten Zeitpunkt in irgendeiner Art und Weise in die Politik des „tiefen Entrismus“ verwickelt.
Nun schwenkten sie von ihrer bisherigen Linie der politischen Anpassung an den Reformismus zu
einer völligen Ablehnung reformistischer Parteien um, da diese keine Beziehung zum Proletariat
mehr hätten.

Anfangs und Mitte der 70er Jahre gab es eine Wende zum „Parteiaufbau“, was in der Regel von
einer Haltung zur Sozialdemokratie begleitet war, die im selben Maße blind, einseitig und politisch
nutzlos war, wie die vorherige passiv und liquidatorisch. Auf ihrer Suche nach vom Reformismus
nicht korrumpierten Elementen wandten sie sich abwechselnd gewerkschaftlich organisierten
Militanten in den Betrieben, Studenten oder der Frauenbewegung als Basis für revolutionäre Politik
zu. Die Sozialdemokratie wurde entweder für tot erklärt oder als rein bürgerlich angesehen. Es
wurden Versuche angestellt, sie zu umgehen, sie völlig zu ignorieren oder sie gar mit
Beschimpfungen nach Manier der „Dritten Periode“ der Komintern zur Strecke zu bringen.

Doch der Reformismus überlebte den Sturm der spontanen Militanz der Arbeiterklasse. In
Frankreich erhob sich die „tote“ SFIO in Gestalt von Mitterands Sozialistischer Partei wie ein Phönix
aus der Asche der Wahldebakel am Ende der 60er Jahre. In Italien überlebte die
eurokommunistische PCI die Streikwellen und das Aufblühen militanter Organisierung in den
Betrieben nach 1969. In Britannien wurde die Labour Party auf dem Rücken der gewerkschaftlichen
Militanz 1971-74 an die Regierung geschwemmt und machte sich daran, diese Militanz zu
demobilisieren und sie jeglichen revolutionären Potentials zu berauben. Unnötig zu sagen, dass der
Reformismus ebenso die Verdammungen und die abstrakte Propaganda der zentristischen Linken
überlebte.

Überdies wurden die „Jugendavantgarden“ älter und „weiser“. Die „inoffiziellen Bewegungen“
wurden bürokratisiert und die revolutionären Parteien folglich nicht aufgebaut. Die Gruppen
zersplitterten vielmehr. Obwohl sie sich kurz zuvor dicht am Erfolg gewähnt hatten, lösten sie sich
auf oder zerfielen. Wie reuige Zecher im Morgengrauen ließen sie von den Ausschweifungen ihrer
nach-68er-Taktiken ab und fielen darauf zurück, was sie als die nüchterneren Taktiken ihrer
vor-68er-Vergangenheit empfanden. Bei ihrer Rückkehr zu den reformistischen Parteien fielen sie
tatsächlich oft hinter die Nachzügler der Jugendbewegung, die Frauenbewegung, die Pazifisten und
die „neulinken“ Gewerkschaftskarrieristen zurück. Diese erneute Orientierung auf die
Sozialdemokratie erzeugte eine Analyse des Reformismus, die wieder der aus der vor-68er-Periode
ähnlich war und sich wiederum als ebenso einseitig und nutzlos erwies wie die „linke“ abstrakte
Propaganda. Der degenerierte „Trotzkismus“ der 20 Jahre nach 1948 konnte lediglich ein Rezept für
die Auflösung der „Kinder von ’68“ in die Sozialdemokratie anbieten.

Ein radikaler Bruch mit dieser ganzen Tradition ist unumgänglich. Dies erfordert im umfassenden
Maßstab die Rückkehr zur alten und unverfälschten Tradition des Bolschewismus und Trotzkismus,
deren Methode – angewandt auf die heutigen Bedingungen – ein Programm, eine Strategie und
Taktik liefern kann, mit denen der Reformismus in den großen Schlachten, die sich für das



krisengeschüttelte letzte Viertel dieses Jahrhunderts abzeichnen, geschlagen, werden kann.

Die vorliegenden Thesen beschäftigen sich schwerpunktmäßig mit dem sozialdemokratischen
Reformismus, sind aber in vielen grundsätzlichen Punkten auch auf den stalinistischen Reformismus
in kapitalistischen Ländern anwendbar. Mit dem Gesamtphänomen des Stalinismus werden wir uns
in gesonderten Thesen noch eingehender beschäftigen. Die Frage nach den Möglichkeiten des
Reformismus in den imperialisierten Ländern, insbesondere den Aufgaben von revolutionären
Kommunisten in diesen Staaten, muss in dieser Arbeit weitgehend unberücksichtigt bleiben.

Politische Parteien und die Arbeiterklasse

1. Politische Parteien sind selbstgewählte organisierte Zusammenschlüsse mit dem Ziel,
gemeinsame soziale Interessen und politische Vorstellungen über die Gestaltung der staatlichen,
gesellschaftlichen und ökonomischen Ordnung zum Tragen zu bringen. Deshalb streben solche
Parteien nach der Übernahme, der Behauptung bzw. der Kontrolle der Regierungsverantwortung. In
der Klassengesellschaft reflektieren solche Interessen notwendigerweise Klasseninteressen. Für
Marxisten ist die politische Charakterisierung einer politischen Partei im Grunde durch die
Klasseninteressen bedingt, die sie objektiv verteidigt – ungeachtet der subjektiven Ideen und
Hoffnungen oder der sozialen Herkunft der Parteiführer bzw. Mitglieder. In der kapitalistischen
Gesellschaft, die in die Hauptklassen Bourgeoisie und Proletariat geteilt ist, heißt das: entweder
Verteidigung des bürgerlichen Staates und des Privateigentums an den Produktionsmitteln oder
Aufhebung. Jede Partei, die in der Praxis diesen Staat und dieses Privateigentum verteidigt, ist eine
bürgerliche Partei.

Eine Klasse ist allerdings nicht nur auf eine Partei beschränkt und kann darum mehrere
konkurrierende „Avantgarden“ haben, die nach der tatsächlichen Führung streben. Überdies sind
Klassen nicht homogen, sondern bestehen aus verschiedenen Teilen, deren Interessen einander
widersprechen können; die offene Identifikation zwischen Parteien und Klassen ist in der Tendenz
verschleiert. Herrschende Klassen, die in der Minderheit sind, müssen sich außerdem auf eine
Massenbasis stützen, die sie nötigenfalls mobilisieren können, um ihre Herrschaftsinteressen
durchzusetzen. Dies erfordert Kompromisse in zweitrangigen programmatischen Fragen, was sich in
der Ideologie widerspiegelt. Mindestens seit Einführung des allgemeinen Wahlrechts können
bürgerliche Parteien also nicht mehr ausschließlich oder hauptsächlich aus Angehörigen der
Bourgeoisie bestehen, sondern müssen als Massenbasis Elemente aus untergeordneten Klassen, aus
dem städtischen Kleinbürgertum, der Bauernschaft und von Arbeitern ohne Klassenbewusstsein
aufweisen. Außerdem bildet sich eine besondere Kaste von bürgerlichen Politikern, die mit den
höheren und akademischen Berufen verbunden ist und der Bourgeoisie dient.

Das breite Spektrum politischer Parteien, die offen das – bürgerliche – Privateigentum verteidigen,
erklärt sich durch diese bestimmenden Fak-toren, die sich ständig verändern, das heißt, im Konflikt
mit den antagonistischen Klassenkräften stehen innerhalb der dem kapitalistischen System eigenen
Widersprüche, seinen Kriegen und Wirtschaftskrisen. Konservative, liberale oder faschistische
Parteien verteidigen also alle die bürgerliche Gesellschaftsordnung, jedoch auf verschiedene Art und
abhängig vorn Rhythmus der kapitalistischen Entwicklung und der Klassenkämpfe. Im Falle einer
faschistischen Partei kann die Verteidigung des bürgerlichen Privateigentums als ganzem, als der
Basis der Produktionsverhältnisse der kapitalistischen Gesellschaft, die politische Enteignung der
Parteien der Bourgeoisie durch die Faschisten, deren Basis das Kleinbürgertum und das
Lumpenproletariat ist, mit sich bringen. Mehr noch, es kann die materielle Enteignung von Teilen
der Bourgeoisie bedeuten, um die Interessen des Monopol- und Finanzkapitals besser
durchzusetzen. Aufgrund ihrer ganzen Scheinradikalität und  ihrer Verneinung der bürgerlichen
Demokratie ist die Ideologie des Faschismus, mit Trotzkis Worten, ein chemisch reines Destillat des
Imperialismus, aus all den fauligen Ausdünstungen der zerfallenden bürgerlichen Gesellschaft



zusammengesetzt. (1)

Somit können selbst unterschiedliche politische Parteien, mit unterschiedlicher sozialer Basis, den
Interessen der Bourgeoisie dienen, da sie alle eines gemeinsam haben: an der Regierung sind sie
gezwungen, im Rahmen des bürgerlichen Staates zu handeln und diesen zu verteidigen.
Kleinbürgerliche oder aristokratische, liberale oder faschistische Politiker können die Regierung
stellen; die Bourgeoisie aber herrscht durch ihren Staat. Im Grunde ist der Klassencharakter solcher
Regierungen immer bürgerlich. Dies kann, wie wir sehen werden, genauso auf Parteien angewandt
werden, deren soziale Massenbasis die Arbeiterklasse ist.

2. In den Ländern, wo eine klare Mehrheit der Bevölkerung proletarisch ist, ist die Bourgeoisie
gezwungen, das Einverständnis des Proletariats zu dessen fortgesetzter Ausbeutung zu erreichen:
„In einer entwickelten kapitalistischen Gesellschaft baut die Bourgeoisie während eines
demokratischen Regimes vor allem auf die Unterstützung der arbeitenden Klassen, die von den
Reformisten in Schach gehalten werden. In seiner ausgeprägtesten Form findet dieses System in
Britannien sowohl während der Amtszeit der Labour – als auch der konservativen Regierung –
seinen Ausdruck.“ (2)

Ein relativ wohlhabender Kapitalismus zweigt daher einen Teil seiner Extraprofite aus der
imperialistischen Ausbeutung zur Gewährung ausreichender direkter Reformen ab, damit die
Führung der Arbeiter gekauft werden kann und als Agenten der Bourgeoisie handelt. Die Prosperität
und Weltvorherrschaft des US-Finanz-und Monopolkapitals seit dem 1. Weltkrieg hatte ein solches
Ausmaß, dass die Arbeiterführung (die AFL-CIO Bürokraten) in der Lage war, das Proletariat an eine
offen bürgerliche Partei, die Demokraten, und an kapitalistische Politiker wie Hubert Humphrey und
Edward Kennedy – die ‚Freunde der Arbeiter“ – zu binden. Eine vergleichbare Situation bestand in
Britannien von 1869 bis 1900, während der unumschränkten Vorherrschaft des britischen
Kapitalismus auf dem Weltmarkt.

3. Solche Parteien wie die Liberalen des 19. Jahrhunderts oder die heutigen Demokraten mögen
zwar ein beträchtliches Maß an sozialen Reformen in ihre Programme aufnehmen, um ihren
Anspruch, „demokratisch“ zu sein, zu untermauern, sie werden von uns aber nicht als
„reformistische Parteien“ charakterisiert. Ihr Erfolg beruht gerade auf dem rückständigen nur-
gewerkschaftlichen Klassenbewußtsein des Proletariats und seinem Mangel an irgendeinem
merklichen Grad von politischem Klassenbewußtsein.

Die Situation sieht ganz anders aus bei jenen Parteien – den sozialdemokratischen, Labour- und
stalinistischen Parteien in imperialistischen Ländern – die wir als reformistisch charakterisieren. Um
die Bedeutung dieses Unterschiedes zu verstehen, ist es notwendig, die marxistische Analyse des
Bewußtseins der Arbeiterklasse und seiner Entwicklung geltend zu machen.

Das Proletariat wird als eine objektive Klasse durch die Entwicklung des Kapitalismus erzeugt. Es ist
eine wesentliche Produktivkraft der kapitalistischen Produktionsweise. Genau in den
Produktionsverhältnissen des Kapitalismus erkannte Marx den wesentlichen Grund, weshalb
Proletarier für eine Ideologie empfänglich sein können, welche die bürgerliche Gesellschaft nicht
nur als die „natürliche Ordnung“ der Dinge annimmt, sondern auch als eine, in der sie ihre eigenen
Interessen verwirklichen könnten. Die Wurzel dafür ist die scheinbare Gleichheit der Partner im
Lohnvertrag, von Arbeiter und Kapitalist: „Auf dieser Erscheinungsform (der Lohnform; Hrsg.), die
das wirkliche Verhältnis unsichtbar macht und gerade sein Gegenteil zeigt, beruhen alle
Rechtsvorstellungen des Arbeiters wie des Kapitalisten, alle Mystifikationen der kapitalistischen
Produktionsweise, alle ihre Freiheitsillusionen, alle apologetischen Flausen der Vulgärökonomie.“
(3)



In Wirklichkeit jedoch ist der einzelne Arbeiter sogar zu schwach, dafür zu sorgen, dass seine
Arbeitskraft wirklich gegen einen entsprechenden Wert, in Form von Lohn, getauscht wird. Schon
sehr früh in ihrer Existenz war die Arbeiterklasse daher gezwungen, kollektive Organisationsformen
anzunehmen, um zumindest einen besseren Tausch durchzusetzen. Eine andauernde Wiederholung
dieses Kampfes, dieses „Kleinkriegs“, wie ihn Marx nannte, erzeugte dauerhafte Organisationen,
Gewerkschaften, welche einen ersten Schritt hin auf eine Organisierung des Proletariats als Klasse
„an sich“ darstellen. Diese Organisierung wird zu einem wesentlichen Schritt in Richtung einer
Organisierung als Klasse „für sich“, zum Bewußtsein von sich selbst als einer Klasse. Doch dies hat
keineswegs eine völlige Ablehnung des Kapitalismus zur Folge. Jeder Erfolg bei der Verbesserung
von Löhnen und Arbeitsbedingungen kann den Glauben neu beleben, die Arbeiterklasse könne mit
dem KapitaIismus versöhnt werden. Das Gewerkschaftswesen zeigt zwar die Existenz der
Arbeiterklasse, erkennt diese Klasse aber nur als ökonomische Kategorie des Kapitalismus an und
nicht als Klasse, deren historisches Interesse in der Zerstörung des Kapitalismus liegt. Als solche
können Gewerkschaften antisozialistisch sein – und sie sind es oft. Lenin betont diesen Punkt scharf
und korrekt in der berühmten und immer noch treffenden Stelle in „Was tun?“: „… denn spontane
Arbeiterbewegung ist Trade-Unionismus ist Nur-Gewerkschaftlerei, Trade-Unionismus aber bedeutet
eben ideologische Versklavung der Arbeiter durch die Bourgeoisie.“ (4)

Diese Versklavung wird zwangsläufig immens geschwächt, wo sich die Bourgeoisie aufgrund der
Erfordernisse ihres Systems den Versuchen der Gewerkschaften, Löhne und Arbeitsbedingungen zu
verbessern, widersetzen muss. Wo die Bourgeoisie alle ihr verfügbaren Kräfte, einschließlich der
Staatsmacht einsetzt, um die höchstmögliche Ausbeutungsrate durchzusetzen, schränkt die
lebendige Erfahrung der Klasse die Annahme der bürgerlichen Ideologie ein.

Wenn dagegen die Bourgeoisie der Arbeiterklasse oder bedeutenden Sektionen von ihr Reformen
zugestehen kann, kann dies die Herrschaft der bürgerlichen Ideologie über die Arbeiterklasse
wieder verstärken. Desweiteren führt bereits der „Erfolg“ der Gewerkschaften in der Erlangung von
Reformen zur Bildung einer Kaste von Verhandlungsspezialisten in der Arbeiterbewegung; zur
Gewerkschaftsbürokratie. Diese Kaste stützt sich in ihrer sozialen Existenz auf den Fortbestand des
Kapitalismus, und ihre Politik ist die der Klassenzusammenarbeit mit der Bourgeoisie. Sie hat keinen
Grund, eine eigene Partei zu schaffen; wo ihre Interessen oder die ihrer Mitgliedschaft
Regierungsmaßnahmen erfordern, ist sie bereit, Bündnisse mit Elementen der Bourgeoisie
einzugehen, die sie als „fortschrittlich“ oder „arbeiterfreundlich“ definiert.

Eine solche Situation kann jedoch nur dort über eine längere Periode bestehen, wo der Kapitalismus
so floriert und einen so großen Vorsprung vor seinen Konkurrenten hat, dass er es sich leisten kann,
sowohl die Führer als auch bedeutende Sektionen der Arbeiterklasse selbst systematisch zu
„kaufen“. Das war im Britannien des 19. Jahrhunderts und ist in den heutigen USA der Fall.

Unter solchen Bedingungen werden nicht nur die Bürokraten von der Bourgeoisie „gekauft“. Ganze
Schichten von Arbeitern, vor allem Facharbeiter in den strategisch wichtigen oder durch
imperialistisches Monopol überdurchschnittlich profitablen Industrien können mit
überdurchschnittlichen Löhnen und Arbeitsbedingungen bestochen werden. Diese Situation kann
nicht nur zu relativer sozialer Passivität bei den Arbeitern führen, sondern sogar zur Identifikation
mit den Interessen des imperialistischen Staates, sowohl gegen Arbeiter anderer Länder als
tatsächlich auch gegen andere Teile des Proletariats in „ihren“ eigenen Ländern. Auf diese Weise
bilden in den imperialistischen Ländern Arbeiterbürokratie und -aristokratie zusammen einen
Transmissionsriemen für die bürgerliche Ideologie in den eigentlichen Kern der Arbeiterklasse, in
ihre am besten organisierten Sektionen.

Doch eine solche Entwicklung geht nicht ohne Widersprüche vor sich. Der Erfolg der
gewerkschaftlichen Organisierung unter den „aristokratischen“ Schichten stellt ein Modell für



andere Schichten dar, die von daher die Bedeutung von Organisation, kollektiver Aktion und
Solidarität lernen, denn auch die „Arbeiteraristokratie“ muss ihre Privilegien der Bourgeoisie
abringen. Genauso wandelt die innere Entwicklung des Kapitalismus vormals unbedeutende und
unrentable Industrien in wegweisende und höchst profitable um. Infolgedessen können die Arbeiter
dort höhere Löhnen durchsetzen und in die Arbeiteraristokratie aufsteigen. Andere Teile der Klasse
können durch den Niedergang ihrer Industrie oder durch technologische Neuerung, die ihre
Stellung untergräbt, zur Verteidigung ihrer bisherigen Errungenschaften gezwungen sein. Unter
solchen Umständen wird die widersprüchliche Natur des Gewerkschaftswesens offenbar. Obwohl es
den Kapitalismus akzeptiert, ist es durch objektive Entwicklungen gezwungen, ihn zu bekämpfen.

4. Wenn sich das Gewerkschaftswesen einmal etabliert hat, kann es sich nicht auf Verhandlungen
mit einzelnen Unternehmern beschränken. Die Durchsetzung minimaler Richtlinien hinsichtlich
Schutz und Sicherheit und bezüglich der Länge des Arbeitstages für alle Gewerkschaftsmitglieder
und daraus folgend für alle Arbeiter erfordert gesetzgeberische Maßnahmen und darum eine
politische Repräsentation der Arbeiterklasse. In einer solchen Situation ist es die bevorzugte Taktik
der Gewerkschaftsbürokratie, nach einem Bündnis mit der einen oder anderen Bourgeoisiefraktion
zu suchen, von der sie glaubt, dass deren Interessen nicht von den vorgeschlagenen Reformen
bedroht werden. Diese Fraktion etikettieren sie als die „Progressiven“. Wo jedoch die
Kapitalistenklasse als ganze nicht bereit ist, ohne ernstlichen Kampf Reformen zuzugestehen, und
wo es deshalb keine „Freunde der Arbeiter“ für die „Vertretung“ der Klasse gibt, oder wo der Druck
der Arbeiterklasse für Reformen so groß ist, dass ein offenes Bündnis mit solchen bürgerlichen
Politkern unmöglich wird, dort wird die Schaffung einer politischen Partei, die sich für
Reformgesetze einsetzt und diese einbringt, zur Notwendigkeit. Gleich, ob sie ein Resultat des
Drucks einer bereits etablierten Gewerkschaftsbewegung nach Reformen ist, wie es in Britannien
der Fall war, oder ob der Kampf für gewerkschaftliche Rechte selbst ein Bestandteil der Entstehung
einer solchen Partei ist, wie in Deutschland, solch eine Partei ist eine Arbeiterpartei. Das heißt, sie
kommt als Ausdruck der Interessen der Arbeiterklasse zustande und aufgrund der Erkenntnis, dass
die Arbeiter eine unabhängige politische Vertretung brauchen. In dieser Beziehung ist die
Entstehung einer solchen Partei ein historischer Schritt vorwärts in der politischen Entwicklung der
Arbeiterklasse. Die Bourgeoisie hat sich stets gegen diesen Schritt gewehrt. Sie hat die potentielle
Gefahr in der unabhängigen politischen Organisierung der Arbeiterklasse erkannt und war in
bestimmten historischen Situationen sogar veranlaßt, die äußersten Maßnahmen zur Zerstörung
solcher Organisationen zu ergreifen.

Die Politik einer solchen Partei wird aber weder spontan erzeugt noch im voraus bestimmt durch
irgendeine innere Logik. Sie ist neben dem Druck von außen das Resultat des Zusammenstoßes
widersprüchlicher Kräfte in der Klasse selbst bzw. daneben auch ein Ergebnis des Eigeninteresses
von Schichten oder Elementen anderer Klassen, die sich in die Arbeiterpartei integriert haben.
Sollte eine solche Partei die Politik der Klassenkollaboration annehmen, wie sie von der
Gewerkschaftsbürokratie vorbildlich vertreten wird, so wird ihre Politik die Interessen der
Arbeiterklasse der Erhaltung des bürgerlichen Systems unterordnen. In diesem Falle wird das
höchste Streben einer solchen Partei der Kampf um Reformen innerhalb der bürgerlichen
Demokratie sein; sie wird eine reformistische Partei sein, deren Politik durch und durch
bürgerlichen Charakters ist. Nichtsdestoweniger wird ihre soziale Basis von der anderer
bürgerlicher Parteien unterschieden bleiben. Sie wird weiterhin in den Augen von Millionen
Arbeitern als die „eigene Partei“, die „Partei der Gewerkschaften“ oder die „Partei der Arbeiter“
identifiziert. In Zeiten relativen Klassenfriedens und vor allem dann, wenn die Sozialdemokratie an
der Regierung ist, macht sich allerdings auch eine zweite Tendenz bemerkbar: Die Sozialdemokratie
wird von großen Teilen ihrer Massenbasis zunehmend weniger als „Arbeiterpartei“ gesehen und
immer mehr als eine liberale Reformpartei oder „Volkspartei“, d.h. eine reformistische Partei, die
über den Klassen und dem Klassenkampf steht. Für die meisten ihrer proletarischen oder



kleinbürgerlichen Wähler mag sie schlicht als diejenige Partei erscheinen, die den „kleinen Leuten“
am nächsten steht. Doch auch dies ändert unsere grundsätzliche Herangehensweise nicht. Auch
wenn solche Stimmungen in „friedlichen“ Zeiten immer mehr anwachsen und zum Massenphänomen
werden können, so bleibt trotzdem der grundlegende Widerspruch zwischen proletarischer Basis
und bürgerlicher Politik bestehen. Wir nennen solche Parteien „bürgerliche Arbeiterparteien“, eine
Bezeichnung, die ihre widersprüchliche Natur zum Ausdruck bringt.

Das heisst allerdings nicht, dass beide Seiten des Widerspruchs gleichgewichtig sind und
reformistische Parteien darum einen „Doppelcharakter“ haben. Nein, die politische
Charakterisierung jeder Partei ist dadurch bestimmt, welche Eigentumsverhältnisse sie letzten
Endes verteidigt, und nach diesem Kriterium sind reformistische Parteien vollkommen bürgerlich.
Der Begriff „Arbeiterpartei“ bezieht sich auf die soziologische Zusammensetzung des Großteils der
Mitglieder-, Änhänger- und Wählerbasis.  Diese Charakterisierung gilt sowohl für
sozialdemokratische reformistische Parteien (die ihren historischen Ursprung in der II.
Internationale haben), wie auch für stalinistische reformistische Parteien (die ihren Ursprung in der
III. Internationale haben und die weiterhin die UdSSR und die von Anfang an degenerierten
Arbeiterstaaten als qualitativ fortschrittlich gegenüber bürgerlichen Staaten ansehen). In beiden
Fällen unterscheiden sich diese Parteien von anderen bürgerlichen Parteien (neben der Bindung der
stalinistischen Parteien an einen oder mehrere bürokratische Arbeiterstaaten) nur durch
fortwährende organische Verbindungen zur Arbeiterklasse.

Solche Verbindungen zeigen sich z.B deutlich in massenhafter Mitgliedschaft aus der Arbeiterklasse,
Leserschaft der Parteipresse, proletarischen Jugendorganisationen oder in der offenen
Identifizierung mit den Gewerkschaften bzw. durch Parteifraktionen in den Gewerkschaften. Bei
Parteien wie der britischen Labour Party, die ihre Entstehung politischen Gewerkschaftsinitiativen
verdanken, bildet die direkte Angliederung der Gewerkschaften an die Partei deren hauptsächliche
Massenbasis. In jedem Fall verkörpern bürgerliche Arbeiterparteien weiterhin einen ursprünglichen
Drang der Arbeiterklasse nach politischer Unabhängigkeit, und das müssen Revolutionäre gegen
jeglichen Versuch der Bourgeoisie, diese Parteien zu zerstören, verteidigen. Trotz der ungezählten
Beispiele von Verrat an den Interessen der Arbeiterklasse bleiben diese Parteien eine Schöpfung der
Klasse. Nichtsdestoweniger sind sie deformiert und in das genaue Gegenteil einer unabhängigen
Klassenkraft verkehrt worden. Sie sind zu Werkzeugen der Bourgeoisie geworden, um über die
Arbeiterklasse zu herrschen und ihr die politische Unabhängigkeit vorzuenthalten.

5. Eine solche Umwandlung ist keineswegs unvermeidlich. Wo reformistisches Bewußtsein in einer
Arbeiterpartei die Oberhand gewinnt, geht dies unauflöslich mit der Entwicklung und Verfestigung
einer Bürokratenkaste in Gewerkschaft und Partei einher. Diese Kaste ist außer einer stetigen
Quelle bürgerlicher Ideologie in der Arbeiterbewegung auch eine eigenständige und reale materielle
Kraft. Berufsfunktionäre der Gewerkschaften und der Partei sind systematisch in die bürgerliche
Gesellschaft integriert: durch Berufung in Regierungskommissionen, Aufsichtsräte von
verstaatlichten Industrien und Expertenausschüsse, durch den Eintritt in den Apparat der
Kommunalverwaltungen und durch die Wahl in Stadträte, durch den Einzug ins Parlament und
schließlich durch Kabinettssitze in ihrer „eigenen“ oder in Koalitionsregierungen. Dadurch erlangen
solche Individuen die Verbindungen und die Macht zur Kontrolle von Gewerkschaften und Partei.
Diese Kaste hat ihren eigenen Frieden mit der kapitalistischen Gesellschaft gemacht und nutzt ihre
Macht, um bei den Partei- und Gewerkschaftsmitgliedern Anerkennung für die Interessen der
Bourgeoisie durchzusetzen. Die Bürokraten sind die Gendarmen des Kapitals innerhalb der
Arbeiterbewegung und die vorderste Verteidigungslinie gegen mögliche Eingriffe der
Arbeiterbewegung in die bürgerliche Gesellschaft. Für Kommunisten ist die Aufgabe, die Kontrolle
des Reformismus über die Arbeiterklasse zu brechen, untrennbar mit der Niederlage und dem Sturz
dieser Bürokratie verbunden.



Ein revolutionäres Verständnis des Reformismus muss darum sowohl die Erkenntnis seines
konterrevolutionären, bürgerlichen Charakters, als auch seines Ursprungs als einer Errungenschaft
der Arbeiterklasse im Klassenkampf mit einschließen. Er ist eine Organisationsform, mit deren Hilfe
die Arbeiterklasse versucht, ihre unmittelbaren Interessen innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft
zu -verteidigen oder auszuweiten. Deswegen bezeichnete Trotzki die Sozialdemokratie als „die
Partei, die sich auf die Arbeiter stützt, aber der Bourgeoisie dient“. Dies unterstreicht ihren
bürgerlichen Charakter in politischer Hinsicht. Es war für ihn jedoch keineswegs ein Paradoxon, in
demselben Zusammenhang festzustellen, die sozialdemokratischen Parteien und Gewerkschaften
seien „Bollwerke der Arbeiterdemokratie innerhalb des bürgerlichen Staates“. (5) Dadurch brachte
er sein Verständnis zum Ausdruck, dass die Arbeiter die reformistischen Parteien und
Organisationen dazu benutzen, für Verbesserungen ihrer sozialen, ökonomischen und politischen
Rechte und Lebensbedingungen im Kapitalismus Druck auszuüben. Ebenso versuchen die Arbeiter,
sich mit Hilfe dieser Parteien gegen Angriffe des kapitalistischen Staates zu wehren. Dies geschieht
unter einer Führung, die bei jeder Gelegenheit bestrebt ist, die Entfaltung einer effektiven
Arbeiterdemokratie zu sabotieren. Die sozialdemokratischen Parteien sind in der Tat schwache und
letzten Endes wirkungslose “Bollwerke“ gegen jeden entschlossenen Versuch der Bourgeoisie, die
Arbeiter ihrer im Kapitalismus gewonnenen Errungenschaften zu berauben, aber Bollwerke sind sie
deswegen trotzdem. Aus diesem Grunde wird eine verzweifelte und zum Angriff entschlossene
Bourgeoisie unter Umständen darangehen, sie als beschränkende Faktoren ihrer Herrschaft völlig
zu zerschlagen (z.B. Deutschland 1933, Spanien 1936, Chile 1973). Dies ist weder ein plumper
Widerspruch in sich, noch sind die Widersprüche der reformistischen Organisationen einfach
logische oder analytische Merkmale. Sie bestehen in der Wirklichkeit und stellen genau den Kern
des Reformismus dar. Ohne seine real existierenden Wurzeln in der Arbeiterklasse wäre der
Reformismus für die Bourgeoisie nutzlos. Ohne seine Festlegung auf die Erhaltung der bürgerlichen
Ordnung wäre derselbe Reformismus nicht zu dem Hindernis für den Fortschritt der Arbeiterklasse
geworden, das er heute ist.

6. Die ausschließliche Betonung der einen oder anderen Seite der Dialektik, die in dem Begriff
„bürgerliche Arbeiterpartei“ ausgedrückt ist, führte zu Verwirrung und als Ergebnis zu falschen
Taktiken. Jene „Revolutionäre“, die von einer empiristischen Methode geleitet sind, stehen hilflos
vor den mannigfaltigen und wechselhaften „Erscheinungen“ der Sozialdemokratie. Folglich
entwickeln sie nutzlose und einseitige Verallgemeinerungen, die sie undialektisch von dem
jeweiligen Element der widersprüchlichen Natur des Reformismus ableiten, das er in einer
bestimmten Periode gerade an den Tag legt. So haben „Trotzkisten“ in bestimmten Perioden seit der
Degeneration der IV. Internationale ihre Analyse der Sozialdemokratie vorwiegend auf deren
Ursprünge und Basis in der Arbeiterklasse gestützt. Daraus schlossen sie, dass die betreffenden
Parteien „Arbeiterparteien“ seien, fähig zur Entwicklung einer klaren Politik für die Arbeiterklasse,
bis hin zu „sozialistischer Politik“. Das einzige Hindernis seien die „bürgerlichen Führer“, die ersetzt
werden müssten, und die bürokratischen Organisationsstrukturen, die „reformiert“, „erneuert“ oder
„demokratisiert“ werden müssten. Und umgekehrt: in anderen Perioden, als sie mit den
konservativen und durch und durch bürgerlichen Regierungen der 60er und 70er Jahre, mit ihren
Angriffen auf bürgerliche Freiheiten und gewerkschaftliche Rechte, ihrem Rassismus und ihrer
sklavisch proimperialistischen Außenpolitik konfrontiert waren, folgerten „Trotzkisten“, dass
reformistische Parteien schlicht und einfach „bürgerliche Parteien“ seien. Sie untermauerten ihre
Schlussfolgerung mit Statistiken, die auf die geschrumpften organisatorischen Verbindungen
zwischen der Partei und der Arbeiterklasse oder auf die sinkende Wahlunterstützung durch die
Arbeiter hinwiesen. Die taktischen Früchte dieser Analysen waren im ersten Falle eine sklavische
Nachtrabpolitik, als sich die „Trotzkisten“ auf linke Strömungen in der Sozialdemokratie zu
„beziehen“ versuchten, oder – im anderen Fall – eine stumpfsinnige, abstrakte Denunziation und der
Verzicht auf den Kontakt zu den Labourparteien und sozialdemokratischen Parteien. Diese zwei
gleichermaßen falschen Positionen schließen sich gegenseitig keineswegs aus. Wenn auch dieselben



„trotzkistischen“ Gruppen zu gewissen Zeiten einen Zickzack-Kurs von der einen zur anderen
Position verfolgten, so einigt diese Positionen doch die programmatische Unfähigkeit bzw. der
Unwille, die Sozialdemokratie mit den prinzipienfesten Taktiken der kommunistischen Tradition zu
bekämpfen.

Um solche Fehler zu vermeiden, benötigen Revolutionäre an erster Stelle eine absolute Klarheit
über die politische Charakterisierung der reformistischen Parteien als bürgerliche Parteien. Nur
dann ist es möglich, die Art und Weise zu verstehen, in der die Durchführung bürgerlicher Politik
durch die proletarischen Ursprünge und sozialen Wurzeln des Reformismus bedingt werden kann.

Die Strategie der reformistischen Parteien

7. Die reformistische Partei ist bürgerlich in ihren Zielen und ihrer Strategie; d.h. ihr „kombiniertes
System von Aktionen“ führt nicht zur Machtergreifung durch das Proletariat, sondern zu deren
Verhinderung und zur Aufrechterhaltung der bürgerlichen Klassenherrschaft. Dieses Ziel wird
natürlich oft durch die Verpflichtung auf den „Sozialismus“ verschleiert. Aber dieses „sozialistische
Endziel“ ist nichts weiter als eine Anhäufung von sozialen Reformen innerhalb des Kapitalismus.
Selbst eine offene Erklärung für das „gemeinschaftliche Eigentum an den Produktionsmitteln, den
Verteilungs- und Tauschmitteln“ (wie im Absatz IV. der Statuten der britischen Labour Party) sieht
weder die Enteignung der Enteigner vor noch überschreitet sie die Grenzen des bürgerlichen
Staates in seiner „demokratischen“ Form.

Solche Verstaatlichungen gehen nicht über den Rahmen staatskapitalistischer Maßnahmen hinaus.
Das Programm des Marxismus unterscheidet sich hiervon qualitativ. Es besteht in der
revolutionären Eroberung der Staatsmacht, der Errichtung der Arbeitermacht durch die Diktatur
des Proletariats, der Enteignung der Kapitalistenklasse, der Zerschlagung des bürokratisch-
militärischen Staatsapparates und sodann im Übergang zu einer sozialistischen, klassenlosen
Gesellschaft auf der Grundlage von Planwirtschaft und proletarischer Rätedemokratie.

Im Gegensatz zu diesem wissenschaftlichen Programm verbreitet die Sozialdemokratie, auch wenn
sie in ihrer Programmatik möglicherweise den verbalen auf das sozialistische „Endziel“ noch nicht
aufgegeben hat, ein utopisch-reaktionäres Reformprogramm im Rahmen des bürgerlichen Staates.
Gemessen an diesem Maßstab ist sie keine sozialistische, sondern eine bürgerlich-liberale Partei,
wenn auch eine von besonderer Art.

Der Reformismus ist in seiner Taktik bürgerlich. Er ist auf systematische Weise opportunistisch.
Lenin beschreibt ihn so: „Opportunismus bedeutet Opferung grundlegender Interessen um
zeitweiliger und teilweiser Vorteile willen.“ (6) Engels bezeichnet den Opportunismus als „die Jagd
und den Kampf für Augenblickserfolge, ohne Rücksicht auf spätere Folgen”. (7)

Die historischen Ziele und Interessen des Proletariats werden geopfert zugunsten einer Perspektive
stückchenweiser Sozialreformen, die erreicht werden sollen, indem man Druck auf den bürgerlichen
Staat ausübt und vor allem, indem die reformistische Partei durch Wahlen oder auf
parlamentarischem Wege die Regierungsverantwortung übernimmt (entweder allein oder in einer
Koalition mit offen bürgerlichen Parteien). Da eine solche Regierung im Rahmen bürgerlicher
ökonomischer, gerichtlicher, gesetzlicher, polizeilicher und militärischer Strukturen arbeitet, ist sie
von Anfang an ein Instrument der herrschenden Klasse gegen die Arbeiterklasse.

Die Bourgeoisie herrscht durch solche Regierungen. Sozialdemokratische Regierungen sind daher
bürgerliche Regierungen. Reformen sind dabei zweitrangig und in ihrem Ausmaß abhängig von der
Kampfbereitschaft und dem Druck der Arbeiterklasse, sowie von der Fähigkeit der herrschenden
Klasse, sie zu gewähren bzw. ihrer Unfähigkeit, sie zu verweigern. Jedenfalls sind sie auf solche



Maßnahmen beschränkt, die entweder dem Kapitalismus sogar zugute kommen oder die zumindest
seine strategischen Interessen nicht bedrohen. Sollte eine reformistische Regierung gesetzliche
Schritte zum ernsten Schaden für bürgerliche Eigentumsrechte oder die bürgerliche Staatsmacht
einleiten bzw. damit drohen, so würde sie auf den Widerstand oder die Revolte des bürgerlichen
Staatsapparats treffen. Je nach den Umständen würde die Regierung entweder
„verfassungskonform“ aus dem Amt geworfen oder durch Militärgewalt gestürzt werden.

Es ist jedoch nicht selbstverständlich, dass reformistische Parteien als Geschäftsführer des Kapitals
Regierungsverantwortung übernehmen. Mit Kriegsausbruch 1914 hatte die Sozialdemokratie
international ihren Bankrott als historisch vorwärtsweisende Kraft erklärt und vor dem
Imperialismus kapituliert. Sie hatte mit ihrer Zustimmung zu den imperialistischen Kriegsabsichten
Verrat am Weltproletariat begangen und es für die Interessen seiner Ausbeuter auf die
Schlachtbänke des Kapitals geschickt. Damit hatte der Reformismus den Bourgeoisien endgültig
signalisiert, dass er bereit war, die Ziele der bürgerlichen Ordnung in vollem Umfang zu vertreten.
Dennoch sträubten sich, z.B. in Deutschland, die reformistischen Führer, zunächst nach dem 1.
imperialistischen Krieg zum ersten Mal in der Geschichte die Regierungsgewalt zu übernehmen
(vorher hatte es mit einer Ausnahme (Australien) keine sozialdemokratische- oder Labour-Regierung
gegeben!). Der Grund liegt in dem tiefen Misstrauen, das sie mit der Bourgeoisie teilen, dem
Misstrauen gegenüber den Arbeitermassen und ihrem Aktionspotential, das sie zur Verantwortung
ziehen könnte, genauso wie sie dem Druck der Bourgeoisie ausgesetzt sind durch deren herrschende
Eigentumsformen. Daher ziehen die reformistischen Parteien in der Regel Koalitionen der
Alleinregierung vor. Auf die Art können sie ihr Handeln, das dem Gleichgewicht der
gesellschaftlichen Kräfte verpflichtet ist, besser präsentieren.

8. In seiner Ideologie akzeptiert der sozialdemokratische Reformismus die Grenzen des
Nationalstaates. Er identifiziert sich völlig mit den „nationalen Interessen“, trotz der Tatsache, dass
vermeintlich klassenübergreifende Interessen im Kapitalismus schlicht ein verallgemeinerter
ideologischer Ausdruck für bürgerliche Interessen sind. Der Reformismus bricht also mit dem
seinem Wesen nach internationalen Charakter und Interesse des Proletariats. In imperialistischen
Ländern bedeutet ein solcher Nationalismus darüber hinaus Sozialimperialismus. Dieser mag zwar
in Friedenszeiten eine mehr oder weniger pazifistische Form annehmen, im Krieg verwandelt er sich
aber in bösartigen Sozialchauvinismus (wie sein Zwilling, der Liberalismus). Der reformistische
rechte Flügel neigt dazu, solchen Chauvinismus sogar in Friedenszeiten offen zu propagieren, und
alle sozialdemokratischen Regierungen in imperialistischen Ländern handeln tatsächlich als
imperialistische Regierungen. In demokratischer und pazifistischer Verkleidung trägt die
Sozialdemokratie das chauvinistische Gift in die Arbeiterklasse.

In der Organisationspraxis des Reformismus gehen die fortgeschrittenen Arbeiter in der passiven
Masse der Mitglieder und Wähler unter und werden von der Kontrolle über die Partei durch eine
Clique von Parlamentariern und Gewerkschaftsbürokraten ausgeschlossen.

Trotzki beschrieb die Struktur sozialdemokratischer Parteien dementsprechend als eine „verborgene
und verschleierte, aber nicht weniger verhängnisvolle Diktatur- die bürgerlichen ‚Freunde‘ des
Proletariats, die parlamentarischen Karrieremacher, die Salonjournalisten, die ganze
Schmarotzerbande, die der Parteibasis die ‚freie‘ und demokratische Aussprache gestattet, aber sich
hartnäckig an den Apparat klammert und letztenendes doch tut, was dieser will. Eine solche Art von
‚Demokratie´ in der Partei ist nichts als eine Kopie des bürgerlich demokratischen Staates …”.
Trotzki schlussfolgert, dass der Zweck dieser „Betrugsdemokratie“ die Zügelung und Lähmung der
revolutionären Erziehung der Arbeiter ist, „die Übertönung ihrer Stimmen durch den Chor der
Stadträte, Parlamentsabgeordneten usw., die bis ins Mark von egoistischen, kleinbürgerlichen und
reaktionären Vorurteilen durchdrungen sind“. (8)



Die praktische Parteipolitik wird nicht von der Basis bestimmt, sondern von der Bürokratie, also je
nach der konkreten Situation von der Parlamentsfraktion, dem Parteivorstand oder anderen
leitenden Gremien. Die einfachen Mitglieder, nur episodisch beteiligt, und dann fast nur über
Wahlroutine oder gelegentliche „Protest“aktionen, sind auf diese Weise im Nachteil gegenüber dem
Apparat der Parlamentsabgeordneten und Berufsfunktionäre. Das Kleinbürgertum und die gehobene
Facharbeiterschaft stellen eine Basis für die reformistischen Bürokraten dar. Durch solche Mittel
wird die formale Demokratie dieser Parteien noch weiter ausgehöhlt und es den Parlamentariern aus
der Partei- und Gewerkschaftsbürokratie ermöglicht, die Partei völlig zu beherrschen. Außerdem
hilft die strenge Trennung von politischer und ökonomischer Organisation des Proletariats,
niedergelegt in den Schlagworten von den „zwei Flügeln“ oder „zwei Säulen“ der
Arbeiterbewegung, die Macht von Parlamentariern und Gewerkschaftsbürokraten gleichermaßen zu
erhalten. In einigen Ländern, wie in Österreich oder Belgien, trat in der Geschichte der
Sozialdemokratie noch als „dritter Flügel“ oder „dritte Säule“ die Genossenschaftsbewegung hinzu,
die diese Trennung von wirtschaftlichen und politischen Organisationsformen noch verstärkte.
Politik wird in den Gewerkschaften und Genossenschaften auf ein Mindestmaß beschränkt, und in
der Partei ist jeder Gedanke an direkte Aktion oder den Einsatz der Gewerkschaften für politische
Ziele verpönt. So bleibt die Partei ausschließlich auf Wahlkampfaktivitäten orientiert.

9. Die Notwendigigkeit für den Reformismus, sich auf seine soziale Basis zu beziehen und sie zu
erhalten, ist zwar ein zweitrangiger Umstand angesichts seines grundsätzlichen Klassencharakters,
trotzdem ist es genau das, was diese Partei von allen anderen unterscheidet. Im Unterschied zu
anderen bürgerlichen Parteien muss sich die reformistische Partei auf die unvermeidlichen Kämpfe
der Arbeiter gegen den Kapitalismus derart beziehen, dass sie die anerkannte Führung der
Arbeiterklasse bleibt.

Eine solche Partei kann sich nicht  der ganzen Linie gegen die Verteidigungsaktionen der Arbeiter
stellen. Mehr noch, wenn sie nicht beiseitegefegt werden wollen, müssen die reformistischen Führer
diese Kämpfe bis zu einem gewissen Grade unterstützen und anführen, trotz der darin enthaltenen
antikapitalistischen Dynamik. Der Versuch, in solchen Situationen „an der Spitze der Arbeiter zu
stehen“ und gleichzeitig den Schaden für die Interessen des Kapitals gering zu halten, ermöglicht es
Revolutionären, eine Taktik zu entwickeln, die darauf abzielt, die Widersprüche im Reformismus
auszunützen und zur Explosion zu bringen. In seiner allgemeinsten Form liegt der
Hauptwiderspruch zwischen einer objektiv revolutionären Klasse, die gegen das kapitalistische
System durch dessen eigene Gesetzmäßigkeiten, seine Kriege und Krisen in Marsch gesetzt wird,
auf der einen und einer gegen die Arbeiterklasse gerichteten Partei- und Gewerkschaftsstruktur, die
ihre soziale Basis in dieser Klasse hat, auf der anderen Seite. Ein dialektisches Verständnis der
historischen Entwicklung des Reformismus als eines Produkts des Klassenkampfes, aber gleichzeitig
auch als einer Bremse desselben, ermöglicht es Revolutionären zu begreifen, wie sich die Stärke des
Reformismus, abhängig vom Rhythmus des Klassenkampfes und der Bewegung der kapitalistischen
Gesellschaft selbst, ändern kann. In Perioden kapitalistischer Expansion ist es für die Arbeiter
möglich, relativ ernsthafte und langanhaltende Errungenschaften zu machen. Die allergrößten
Möglichkeiten haben dabei die Facharbeiter der imperialistischen Hauptmächte. Geringer und sogar
unbedeutend sind dagegen die Aussichten für die ungelernten Arbeiter dieser Länder oder für die
Arbeiter in den kolonialen bzw. halbkolonialen Ländern. Perioden eines längeren kapitalistischen
Aufschwungs (z.B. die 1890er und frühen 1900er oder die 1950/60er Jahre) sind der natürliche
Nährboden des Reformismus. Die Rolle der konterrevolutionären Bürokratie in solchen Perioden ist
es, Reformen auszuhandeln, die zwar für die Arbeiterklasse wichtig sind, aber vom Standpunkt der
Bourgeoisie aus gesehen kaum mehr als geringfügige Zugeständnisse und keine Bedrohung der
Wurzeln ihrer Macht in Wirtschaft und Staat darstellen. Dennoch dienen selbst die zur Erlangung
solcher Zugeständnisse notwendigen Kämpfe – auch wo sie unter reformistischer Führung stehen –
dazu, die Organisierung der Arbeiterklasse auszuweiten und zu stärken. Doch auch in solchen



Perioden gibt es keinen automatischen oder unvermeidlichen Triumph des  Reformismus. Der Kampf
entscheidet das Ergebnis. Zu allen Zeiten, ob Aufschwung oder wirtschaftlicher Niedergang, kann
eine bewusste kommunistische Führung intervenieren, um „spontane“ Entwicklungen zu
modifizieren, zu nutzen, anzuhalten oder sogar umzudrehen. Falls dies getan wird, können auch
Perioden sozialer Stabilität sinnvoll genutzt werden, durch die Vorbereitung und das Sammeln der
Kräfte, die Schulung und die Entwicklung des politischen Bewusstseins der Avantgarde.

In Perioden zugespitzter kapitalistischer Krisen hören die reformistischen Führer nicht auf zu
verhandeln, nur verhandeln sie nun über bedeutende und schmerzliche Zugeständnisse vom
Proletariat an die Bourgeoisie. Diese Führer müssen sich mehr oder weniger und auf
unterschiedliche Weise einen Anschein von Widerstand geben: entweder mit Worten,
parlamentarisch und sogar mit gewerkschaftlichen Aktionen (Streiks) oder Protesten
(Demonstrationen). Ihr Ziel ist dabei nicht die historische oder strategische Niederlage der
Bourgeoisie, sondern nur die Absicht, die Bourgeoisie auf den Weg der kleinen Zugeständnisse
zurückzubringen oder wenigstens deren Forderungen an das Proletariat so zu mäßigen, dass die
reformistischen Führer sie den einfachen Mitgliedern „verkaufen“ können. Dennoch, selbst solche
Teil- bzw. Scheinmobilisierungen bergen das Risiko, die Massen zu ermutigen, über die Absichten
ihrer Führer hinauszugehen.

Die reformistischen Führer unterliegen also selbst einem Widerspruch; vor allem müssen sie ihre
Stellung als Führer der Massen behaupten. Ihre Kastenprivilegien, ihre Gehälter und ihre ganze
soziale Bedeutung in der bürgerlichen Gesellschaft sind vollständig davon abhängig. Sie müssen die
Organisation der Arbeiter aufrechterhalten und sie sogar bis zu einem gewissen Grade mobilisieren.
Doch wenn sie die Arbeiter zu stark aufrütteln, können sie völlig die Kontrolle verlieren und laufen
Gefahr, dass sie zwischen dem Angriff der Bourgeoisie und dem Aufruhr der eigenen Mitglieder
zermahlen werden. Diese beiden Pole des Drucks produzieren einen rechten und einen linken Flügel
in den Gewerkschaften und reformistischen politischen Parteien. Die grundlegende Aufgabe des
rechten Flügels ist es, das Kommando zu führen, sich vor der Bourgeoisie zu verantworten, mit den
staatlichen Stellen zu verhandeln und zusammen zu arbeiten, sowie ein loyaler und
vertrauenswürdiger Handlanger für den Kapitalismus zu sein. Die Hauptaufgabe des linken Flügels
ist es, Kontakt zu den Massen zu halten und in ihnen die Illusion zu bewahren und neu zu beleben,
dass die Verwirklichung ihrer Bedürfnisse und Bestrebungen die Unterwerfung unter die
reformistischen Bürokraten und Parlamentarier erfordere. Teil dieser Aufgabe ist es, die Massen
davon zu überzeugen, dass der Verrat und die Täuschungsmanöver dieser Parteien gegenüber der
Arbeiterklasse nicht in der Natur des reformistischen Programms und der reformistischen Führung
liegen.

Alle reformistischen Parteien haben an der Regierung, wo sie als Agenten der Bourgeoisie handeln,
die Tendenz, ihre „Glaubwürdigkeit“ zu verschleißen. Sie muss folglich durch eine Periode in der
Opposition, in der Regel verbunden mit einem Wechsel des Führungspersonals, erneuert werden.
Letzteres geschieht im allgemeinen durch die Einbeziehung von Elementen der „linken“ oder
oppositionellen Fraktion in die Führung – nachdem sie alle Bindungen zu den Massen gelöst haben
und immer vorausgesetzt, dass sie nicht allzu viele Aktionen in der Vergangenheit auf dem Kerbholz
haben, was sie als Risiko für die Geheimnisse und die Sicherheit des bürgerlichen Staates
erscheinen ließe.

In „friedlichen Perioden“, wenn die Arbeitermassen nur begrenzte Reformen erwarten, geht dieser
Kreislauf von Regierungen, die Desillusionierung erzeugen, und Oppositionsphasen, die neue
Illusionen aufbauen, ohne größere Störungen vonstatten. In kapitalistischen Krisenperioden kann es
hierbei jedoch zu großen Erschütterungen kommen. In außergewöhnlichen Situationen, z.B. in einer
Periode „friedlichen“ Wachstums im Kapitalismus, in Zeiten eines weittestgehenden Konsenses
zwischen den Parteien auf nationaler Ebene oder in Perioden, wo aufgrund besonderer



ökonomischer Spielräume sozialdemokratische Reformvorhaben durchgezogen werden können – in
solchen Situationen kann sich allerdings dieser Verschleiß der Glaubwürdigkeit reformistischer
Parteien entscheidend verlangsamen, ja für einige Zeit kann sich diese Tendenz sogar umkehren.
Nur so ist es zu verstehen, wie in Schweden eine sozialdemokratische Partei auf Jahrzehnte die
Regierung stellen konnte. Ein weiteres Beispiel wäre Österreich, wo eine Koalition zwischen der
Sozialdemokratie und einer offen bürgerlichen Partei 20 Jahre lang an der Macht bleiben konnte,
worauf nach kurzer Unterbrechung zusätzlich 13 Jahre sozialdemokratischer Alleinregierung
folgten.

Die revolutionäre Taktik gegenüber dem Reformismus

10. Es hat sich als eine historische Tendenz erwiesen, dass der Beginn einer Krise vielfach von
Kämpfen der Arbeiterklasse zur Verteidigung bestehender Errungenschaften und zur
Aufrechterhaltung des Lebensstandards begleitet wird. Der Erfolg in solchen Kämpfen beschneidet
ernsthaft die Fähigkeit der Bourgeoisie, die Lasten der Krise auf die Arbeiterklasse abzuwälzen. Wie
in Wachstumsphasen müssen Revolutionäre in solche Kämpfe eingreifen, indem sie selbst für die
geringsten Teil- und Abwehrforderungen den Kampf mit den Methoden der direkten Aktion und der
demokratischen Einbeziehung der größtmöglichen Anzahl von Arbeitern vorschlagen, um sowohl
den konkreten Kampf zu gewinnen, als auch die Klasse politisch und organisatorisch auf die
kommende Periode vorzubereiten. Die erfolgreiche Durchführung solcher Kämpfe führt aber nicht
von selbst zur Entwicklung revolutionären Bewusstseins. Ein solcher Glaube ist ein Merkmal des
Ökonomismus. Revolutionäre können sich nicht damit zufrieden geben, nur für bessere und
wirkungsvollere Kampfmethoden zur Durchsetzung der spontanen Forderungen der Arbeiter
einzutreten. Selbst wenn solche Forderungen einen fortschrittlichen Inhalt haben (was durchaus
nicht immer zutrifft), ist es die Pflicht von Revolutionären, den Kampf dafür mit der historischen
Aufgabe des Proletariats, der Eroberung der Staatsmacht zu verbinden.

Eine solche Verbindung ist nur möglich durch die Anwendung von Übergangslosungen, d.h. von
Losungen, die die wirklichen und zentralen Bedürfnisse der Arbeiter erfassen und die unversöhnlich
gegen die Versuche der Kapitalisten und ihres Staates, den Arbeitern die Kosten der Krise
aufzubürden, gerichtet sind. Das System der von Kommunisten aufgestellten
Übergangsforderungen, das den Kampf für die Arbeiterkontrolle durch Kampforgane wie
Arbeiterräte und Fabrikkomitees auf die Tagesordnung setzt, führt zur Organisierung und
Vorbereitung der Arbeiterklasse für den Kampf um die Staatsmacht.

Der Kampf um Sofort- und Übergangsforderungen bringt die Arbeiterklasse notwendigerweise in
einen potentiellen Konflikt mit den etablierten reformistischen Führern. Diese Führer sind im
Zwiespalt zwischen ihrer Verpflichtung dem Kapitalismus gegenüber und der Notwendigkeit, die
Führung in den Arbeiterorganisationen zu behalten. Jeder Schritt, den sie tun, um an der Spitze der
Arbeiter zu bleiben, erzeugt in der Tendenz noch größere Hoffnungen und Forderungen, die von
einer bürgerlichen Arbeiterpartei (oder einer bürgerlichen Arbeiterregierung) bald nicht mehr
erfüllt werden können.

Ebenso können im Verlauf von Kämpfen neue Führer auftauchen, oft in militant linksreformistischer
Spielart. Obwohl eine etwas andere Taktik im Bezug auf solche Führer nötig sein mag, sind sie doch
nicht qualitativ verschieden von der verwurzelten, konservativen Bürokratie. Sie spiegeln das
Bewusstsein der Arbeiter wider, von denen sie gewählt werden. Als solche repräsentieren sie die
reformistischen Grenzen des Bewusstseins dieser Arbeiter und werden zum Mittel der
Aufrechterhaltung dieser Begrenztheit. Trotzki betonte dies im Zusammenhang mit der Labour- und
Gewerkschaftslinken in Britannien während der 20er Jahre: „Die Linken spiegeln die
Unzufriedenheit der britischen Arbeiterklasse wider. Bis jetzt ist diese Unzufriedenheit noch unklar,
und die Linken drücken das tiefgehende und andauernde Streben der Arbeiter nach einem Bruch



mit Baldwin und MacDonald in linksoppositionellen Phrasen aus, die keinerlei Verpflichtungen nach
sich ziehen. Sie machen einen ideologischen Irrgarten aus der politischen Hilflosigkeit der Massen.
Sie stellen einen Ausdruck der Vorwärtsbewegung dar, fungieren aber auch als Bremse darin.“ (9)

Um die Arbeiter zu befähigen, die falsche Führung der Reformisten zu überwinden, müssen
Revolutionäre den Arbeitern die richtigen Kampfziele und Kampftaktiken vermitteln, indem sie
gezielte Forderungen an diese Führer richten. Solche Forderungen unterstützen einerseits die
Mobilisierung der Arbeiter zur Verteidigung ihrer unmittelbaren und weitergehenden Interessen,
und sie entlarven gleichzeitig in der Praxis die Unfähigkeit und den Verrat der reformistischen
Führer. Dadurch wird die Grundlage geschaffen, sie zu ersetzen. Erst wenn die Unzulänglichkeiten
der Führer, seien sie linker oder rechter Spielart, von den Arbeitern im Verlauf des Kampfes
verstanden werden können, werden diese Führer überwunden. Wo immer eine bedeutende Anzahl
von Arbeitern durch Nicht-Revolutionäre geführt wird, müssen Kommunisten nicht nur von ihnen
fordern, dass sie ihre Anhänger für bestehende Ziele der Arbeiterklasse mobilisieren, sondern
müssen auch andere für den Kampf notwendige Sofort- und Übergangsforderungen aufstellen.
Keinesfalls darf der Eindruck entstehen, dass man sich auf die nicht-revolutionären Führer bei der
Durchsetzung solcher Forderungen verlassen könne.

Diese Taktik hat vier Ziele. Erstens: die Führer vor den Augen ihrer eigenen Anhänger zu testen.
Zweitens: die Forderungen populär zu machen, die am besten den Interessen der Arbeiterklasse
entsprechen. Drittens: die maximale Einheit in der Aktion herzustellen und die proletarischen
Massen zu mobilisieren. Viertens: die Notwendigkeit eines Entscheidungskampfes der ganzen Klasse
gegen die Bourgeoisie aufzuzeigen.

11. Gewerkschaften und politische Parteien sind zwei verschiedene organisatorische
Ausdrucksformen der Arbeiterbewegung und der Bewusstseinsstufen der Arbeiterklasse.
Gewerkschaften entstehen chronologisch in der Regel vor der Massenpartei. Sie bilden sich als
Organe des Klassenschutzes in ökonomischer Hinsicht. Die so errichtete Front gegen die
Kapitalisten führt Arbeiter unterschiedlicher politischer Überzeugungen zusammen und nimmt in
zweckbeschränktem Maß die Interessen aller Arbeiter wahr. Sie erscheint also in der Funktion eines
urtümlichen klassenmäßigen Einheitsfrontorgans.

Schafft die Arbeiterbewegung sich eine Formation ihres politischen Willens im Rahmen der
bürgerlich-parlamentarischen Ordnung, eine sozialdemokratische oder Labour-Partei, stellt dies
einen höheren Bewusstseinsgrad in der proletarischen Bewegung dar. Diese politische Partei kann
auch als Massenpartei jedoch nur einen, wenngleich den größten Teil, der Arbeiterbewegung
repräsentieren.

Die Teilung in ökonomische und politische Auf-gaben und deren Realisierung in verschiedenen
Organisationsebenen – hier Verhandlung mit dem Kapital – dort Verhandlung mit dem bürgerlichen
Staat – vollzieht sich analog dem in den bürgerlich-kapitalistischen  Erscheinungsformen
befangenen Arbeiterbewusstsein, das Ökonomie und Politik voneinander trennt. In etlichen
imperialistischen Ländern tritt noch ein Auseinanderfallen von Partei- und
Gewerkschaftszugehörigkeit hinzu, was bspw. in Ländern mit Labour-Party-Tradition nicht in diesem
Ausmaß der Fall ist. Dort bedeutet Mitgliedschaft in der Gewerkschaft in der Regel auch
Parteizugehörigkeit. Durch die scheinbare Trennung dieser Arbeiterorganisationen -ergibt sich u.a.,
dass die Gewerkschaftsbürokratie einerseits über größere Mobilisierungskraft als die
Parteibürokratie verfügt, zum anderen aber auch stärker dem Druck der eigenen Basis unterliegt.

Trotz dieser Verschiedenheit der Grundtypen von Arbeiterorganisationen versuchen Kommunisten
sich beiden gegenüber, sowohl den Gewerkschaften als auch den politischen Parteien, mit der
Methode der Einheitsfront zu beziehen. Daran ändert auch nichts deren strategisch unterschiedliche



Bewertung. Kommunisten sind für die Beibehaltung der Gewerkschaften als
Arbeitergrundorganisation auch nach der sozialistischen Revolution, was natürlich voraussetzt, dass
Revolutionäre um die Klassenführung in diesem Organ kämpfen müssen. Der erste Schritt dahin ist
die Aufnahme von kommunistischer Fraktionsarbeit in den Gewerkschaften als unentbehrliches
Element im revolutionären Parteiaufbau. Aufgrund des Charakters der Gewerkschaften als
elementarer Organisation des Klassenkampfs, einer Art Einheitsfrontorganisation für den
ökonomischen Kampf, sind Kommunisten also zur Mitgliedschaft und dauerhaften Fraktionsarbeit
verpflichtet mit dem Ziel, die Führung zu erringen und die Gewerkschaften zu
arbeiterdemokratischen Massenorganisationen revolutionär-klassenkämpferisch zu transformieren.
Ein Verlassen dieser Verbände ist erst dann angezeigt, wenn die kämpfenden Arbeiter sie
massenhaft hinter sich lassen und andere, höhere Organe des Klassenkampfes schaffen (Räte,
Fabrikkomitees, usw.).

Die sozialdemokratische/Labour-Partei jedoch ist ihrer Konstruktion und ihrem Inhalt nach das
Haupthindernis auf dem Weg erfolgreichen Machteroberung des Staates durch die Arbeiterklasse
und muss daher politisch zersetzt werden. Im Unterschied zur gewerkschaftlichen Fraktionsarbeit
ist hier nur unter bestimmten Bedingungen eine Mitgliedschaft von Revolutionären, sei es
individuell (z.T. in der britischen Labour Party) oder als gesamte Organisation (kurzfristiger
Entrismus) möglich und notwendig. Besteht nicht die Möglichkeit, für das volle kommunistische
Programm zu kämpfen, so würden Kommunisten als objektive Vertreter der dezidiert
konterrevolutionären reformistischen Programme nach außen erscheinen.

Die Einheitsfronttaktik ist allerdings auf beide Formen anwendbar. Es sind reformistisch geführte
Klassenvertretungen mit Arbeitermassenanhang; sie verharren im Gefüge des Kapitalismus und sind
gleichzeitig scharf seinen Widersprüchen unterworfen. Alle Versuche, die Anwendung der
Einheitsfronttaktik auf einen Organisationstypus (Gewerkschaften), auf eine Ebene (Basis) oder ein
bestimmtes Klassenkampfstadium („revolutionärer Aufschwung”) zu begrenzen, müssen als verfehlt
zurückgewiesen werden. Syndikalismus und Sektierertum gehen eine verhängnisvolle Symbiose ein,
denn wer es ablehnt, die Einheitsfronttaktik in vollem Umfang anzuwenden, lehnt letzten Endes die
Aufhebung der Trennung von Ökonomie und Politik, von Basis und Führung ab und vertieft
stattdessen nur die Illusionen davon.

Die künstliche Trennungslinie wird ständig faktisch durchbrochen, wie der Charakter von Aktionen
der Arbeitermassen überall zeigt. Es ist für Revolutionäre darum bspw. notwendig, den
Zusammenhang von Streiks mit politischen Konsequenzen herzustellen, ebenso wie reformistische
Politiker bei Tarifauseinandersetzungen in die Pflicht genommen werden müssen, Partei zu
ergreifen und sich nicht hinter einer Scheinneutralität oder Nichtkompetenz zu verschanzen.

Wer die Notwendigkeit der Anwendung der Einheitsfronttaktik auf allen Ebenen des Klassenkampfes
leugnet, widerspricht elementar der Methode des trotzkistischen Übergangsprogramms. Jede noch
so unscheinbare („rein ökonomische“) Forderung enthält immer die Frage nach ihrer Durchsetzung
und dauerhaften Verankerung, nach selbstständiger Organisierung und Mobilisierung der
Arbeiterklasse und eröffnet letzten Endes die Perspektive der politischen Dimension von der
Größenordnung der Machtfrage im Staat.

Die  Vielfalt von Anwendungsbereichen ist bei der reformistischen Partei sogar größer, obwohl sie
kein Einheitsfrontorgan per se ist; aber sie hat einen weitgesteckteren Kompetenzspielraum als der
Gewerkschaftsapparat: sie kann die Regierung übernehmen. Von daher ist eine Taktik auch in bezug
auf die reformistische Führung der Massen nicht nur vereinbar mit revolutionären Prinzipien,
sondern sogar zwingend.

Wer jedoch vor der Anwendung der Einheitsfronttaktik auch hier zurückscheut, unterschreibt damit



seine Kapitulationsurkunde vor dem Reformismus ebenso wie derjenige, der sich unkritisch an die
reformistischen Massen und ihre Führer anpasst.

12. Die korrekte Anwendung dieser Methode enthält nicht nur das Potential, die Illusionen in
einzelne Reformisten zu erschüttern, sondern in den Reformismus insgesamt, wodurch die
Möglichkeit geschaffen wird, die Arbeiter für eine alternative revolutionäre Führung zu gewinnen.
Doch selbst in der drückendsten Krise existiert kein objektiver oder automatischer Prozess, der wie
von selbst zu revolutionärem Bewusstsein führt. Falls eine alternative revolutionäre Führung und
Strategie nicht die Oberhand gewinnen, werden Niederlage und Demoralisierung die Kontrolle der
reformistischen Führer über eine gebändigte und gebrochene Mitgliedschaft wiederherstellen. Im
äußersten Falle kann es der Bourgeoisie sogar möglich sein, die legalen Arbeiterorganisationen
völlig zu zerstören. Die Dialektik des Klassenkampfes schafft der Arbeiterbewegung die Möglichkeit,
sich hinsichtlich Führung, Organisation und Taktik auf eine revolutionäre Höhe zu erheben. Wenn
die Entscheidung im Zusammenstoß zwischen Proletariat und Bourgeoisie jedoch nicht auf diesem
höheren Niveau fällt, muss sie auf niedrigerem Niveau fallen, und das heißt, dass trotz möglicher
Teilerfolge der Kampf in letzter Konsequenz im Interesse der Bourgeoisie, ihre Klassenherrschaft
aufrechtzuerhalten, entschieden wird.

Obwohl die Sozialdemokratie in der großen Krisenperiode zwischen den imperialistischen
Weltkriegen schwere Schläge erlitt, haben es verfehlte Taktiken von Revolutionären, Wankelmut der
Zentristen und die verbrecherische Sabotage der stalinistischen Bürokratie den Reformisten erlaubt,
sich verjüngt aus dem Staub zu erheben, in den Krise und Klassenkampf sie getreten hatten. Der
Reformismus lag im Sterben, doch die Kräfte der Revolution waren unfähig, ihn gänzlich in den
Abgrund zu stoßen.

Dies verdeutlicht die extreme Gefährlichkeit aller plump vereinfachenden Schemata für die
Entwicklung revolutionären Bewusstseins. Sie alle, von den am meisten evolutionistischen und
gradualistischen Vorstellungen bis hin zu den gröbsten Katastrophentheorien schieben die Dinge
dem „objektiven Prozess“ zu, die in Wirklichkeit die Aufgaben von Revolutionären sind. Ein solcher
Schematismus ist ein todsicheres Zeichen für Zentrismus gegenüber den reformistischen Führern:
„Denn stets hat der Zentrismus die Sünden des Opportunismus mit feierlichen Hinweisen auf die
objektiven Tendenzen der Entwicklung bemäntelt … aber eigentlich drückt sich in diesem
vermeintlich revolutionären Objektivismus nur der Versuch aus, den revolutionären Aufgaben
auszuweichen und sie auf den Schultern des sogenannten historischen Prozesses abzuladen.“ (10)

13. Einen solchen Schematismus kann man deutlich bei den modernen Zentristen sehen, auch wenn
sie ihr Festhalten an Trotzkis Ideen beteuern. Die Katastrophentheorie der Tradition von Gerry
Healy, verkörpert in den Dokumenten und der Perspektive des ‚Internationalen Komitees‘, ist
lediglich eine frühe und primitive Form des Objektivismus, der den Pablo/Mandel-Flügel des
„Trotzkismus“ (das Internationale Sekretariat) auszeichnet. Laut dieser Strömung befindet sich der
Kapitalismus seit 30 Jahren direkt am Rande des Untergangs. Bei den Arbeitern brodelt angeblich
das revolutionäre Bewusstsein, und nur eine dünne Schicht von reformistischen Führern hält die
Massen von ihrem Weg zur revolutionären Partei ab. Letztere muss von Anfang an mit dem ganzen
Apparat und der Selbstdarstellung einer Massenpartei aufgebaut werden, um für die Katastrophe
bereit zu sein. Die Arbeiter könnten dann einfach massenweise in die Partei eintreten und von ihren
Illusionen befreit werden. Somit rostet die Taktik zur Überwindung reformistischer Passivität, wozu
die Einheitsfront da ist, ungenutzt vor sich hin, während die Organisation, die tatsächlich – trotz
aller Selbstdarstellung – noch eine Propagandagruppe ist, zur Sekte verkümmert und von dort zum
Kult eingehüllt in eine Wolke aus idealistischer Dialektik und Selbsttäuschung. Dies war die
Krankengeschichte von Healys Workers Revolutionary Party.

Das andere Schema, typisch für den Mandel-Flügel der degenerierten Bruchstücke des Trotzkismus,



trachtet danach, den Prozess der Weltrevolution als Organisator und Anwalt der zentristischen und
linksreformistischen Führer zu fördern. Diese Führer müssten ermutigt werden, da sie den
Vormarsch der Geschichte darstellen.

Zentristischer Schematismus und Objektivismus können sowohl zu sektiererischen als auch zu
opportunistischen Schlußfolgerungen in ein und derselben politischen Gruppierung führen. Bspw.
hat sich die Healy-Strömung in den 50er Jahren an die reformistischen Teile der Arbeiterbewegung
angepasst und hat dann in den 70er Jahren hysterisch die revolutionäre Partei proklamiert. In
ähnlicher Form schwankte die Haltung der deutschen Mandel-Anhänger, die bis Ende der 60er Jahre
im tiefen Entrismus innerhalb der SPD versackt waren, um danach auf diverse „neue“ Avantgarden
zu setzen, die allesamt darin fortschrittlich sein sollten, außerhalb der SPD zu stehen! Nach der
Eigenkandidatur der Gruppe Internationale Marxisten (GIM) zur Bundestagswahl 1976, die taktisch
so sektiererisch wie programmatisch opportunistisch war, wurde wieder eine Brücke zum
linkssozialdemokratischen Spektrum in SPD und Gewerkschaften geschlagen durch anpaßlerische
Projekte wie „Aktionskreis Leben“, „Sozialistische Alternative“, etc. Die GIM hatte aber auch immer
noch ihre Augen auf das Milieu der Reste der Linken und Einpunktbewegungen und der grün-
alternativen Szene gerichtet. Diese Positionen erscheinen als Gegensätze, doch die
zugrundeliegende Methode ist dieselbe.

Indem sie kämpferischen Arbeitern entweder die revolutionäre Umwandlung der reformistischen
Parteien oder den „Parteiaufbau“ (d.h. den Eintritt in ihre Sekte) anbieten, erweisen sich beide
Varianten als vollständig nutzlos für Arbeiter, die aktuell mit der Notwendigkeit konfrontiert sind,
hier und jetzt innerhalb reformistischer Organisationen und an der Seite reformistischer Arbeiter zu
kämpfen. Revolutionäre Kommunisten bieten ihr alternatives Programm nicht bloß wie eine Art
Glücksbringer an, sondern sie benennen Taktiken, die gleichzeitig für den Sieg in den
Klassenkämpfen und zur Überwindung des Reformismus geeignet und notwendig sind.

14. Solche Taktiken können nur auf der Grundlage der lebendigen Erfahrung des Klassenkampfes
entwickelt werden. Daher erhielten sie ihre vollständigste Systematisierung während der Periode
des intensivsten Konflikts zwischen Kommunismus und Kapitalismus, d.h. in den Jahren unmittelbar
nach der ersten Eroberung staatlicher Macht durch ein kommunistisch geführtes Proletariat – nach
der russischen Revolution vom Oktober 1917. In ihrem Kampf um die Macht in Russland standen die
Bolschewiki vor einer zweifachen Aufgabe. Die Dynamik des Klassenkampfes hatte die Arbeiter zur
Schaffung von Räten (Sowjets) geführt, von Kampforganen, gestützt auf die direkte Demokratie der
Arbeiterklasse. Jedoch erkannte die Mehrheit der Arbeiterdelegierten in den Sowjets anfangs noch
nicht die Notwendigkeit der Revolution. Dies führte dazu, dass die Führung in den Sowjets und
damit in der Arbeiterklasse den Menschewiki zufiel, die – anders als die Arbeiterklasse -bewusst
gegen die Revolution waren. Die Bolschewiki mussten daher den Massen sowohl den letzten Endes
arbeiterfeindlichen Charakter der Menschewiki aufzeigen, als auch die Notwendigkeit der
proletarischen Revolution.

Die Taktik der Bolschewiki, zusammengefasst in den Losungen „Alle Macht den Sowjets!“ und
„Brecht mit der Bourgeoisie!“ zielte darauf ab, es den Massen der Arbeiterklasse zu ermöglichen,
durch ihre eigene Kampferfahrung zu lernen, dass allein die Eroberung der Staatsmacht ihre
Probleme lösen kann und dass die Menschewiki alles tun würden, um dies zu verhindern. Die
Bolschewiki überzeugten die Arbeiter von der Notwendigkeit der Sowjetmacht als Mittel zur
Erlangung von Frieden, Brot und Land und von der Notwendigkeit, von jenen Führern, die
behaupteten, der Arbeiterklasse und den Sowjets ergeben zu sein, die praktische Durchführung
einer solchen Politik zu verlangen. Dadurch wurde der Widerspruch zwischen dem sich rapide
entwickelnden politischen Klassenbewusstsein der Arbeiter und der Kontrolle der Menschewiki über
sie (die ja auf dem früheren Mangel an politischem Klassenbewußtsein beruhte) bis zum Äußersten
verschärft.



In der Hitze der Revolution wurde diese Methode, die reformistischen Führer zu bekämpfen und die
Massen zu befähigen, ihren eigenen reformistischen Bewusstsein stand zu überwinden, weder
systematisiert noch verallgemeinert. Doch die Bolschewiki benutzten wiederholt die Taktik der
Agitation für Massenaktionen und der Forderung an die reformistischen Führer, solche Aktionen zu
unterstützen und zu führen, solange sie das Vertrauen der Mehrheit der Arbeiter besaßen. Eben dies
Praxis fasste die junge Kommunistische Internationale zu einem Bündel von Taktiken zusammen,
bekannt als Einheitsfront.

Die Einheitsfront

15. Die effektive Anwendung von Taktiken zur Überwindung des Reformismus erfordert ein klares
Verständnis der Strategie, von der diese Taktiken abgeleitet sind. So darf die unter dem Namen
Einheitsfront bekannte Reihe von zusammenhängenden Taktiken niemals ihre untergeordnete
Funktion überschreiten. Jede Theorie oder Praxis, die der Einheitsfront die Rolle eines direkte
Weges zum Sozialismus zuschreiben – sei es in eine ihrer besonderen Formen oder über eine Reihe
von Einheitsfronten – sind dadurch von selbst prinzipienlos und können nur zu systematischer und
fortschreitende Preisgabe des revolutionären Programms führen. Die führt mit eherner
Notwendigkeit zur Verneinung der unabhängigen und bewussten Rolle der Arbeiterklasse bei ihrer
eigenen Emanzipation. Es entwertet und leugnet in der Praxis zunehmend die Rolle der
revolutionärer Partei. Es verwandelt die Einheitsfront von einer Waffe gegen den Reformismus zu
einem Vorwand für die ideologische Kapitulation vor dem Reformismus und die organisatorische
Auflösung in ihn.

Der Weg zur Macht liegt für die Arbeiterklasse nicht auf einer geraden Linie von Gewerkschafts-
oder Wahlkampfaktionen, auch wenn eine nationale Arbeiterbewegung lange Zeit auf solche
Aktionen beschränkt gewesen sein mag. Unterbrechungen in ihrem Verlauf, Katastrophen ebenso
wie Triumphe, der Verlust von vorherige Errungenschaften, die Entstehung neuer Formen von
Organisationen und Taktiken, vorwärtsgerichtete Bewusstseinssprünge – das alles charakterisiert
die Geschichte der internationalen Arbeiterbewegung. Die Aufgabe von Revolutionären ist es, sich
programmatisch, taktisch und organisatorisch auf diese Ereignisse vorzubereiten.

Die schöpferische Rolle der Arbeiterklasse selbst und die anderer unterdrückter Klassen und
Schichten ist das Fundament marxistischer Taktik. Die Erfahrungen der Arbeiterbewegung (mit
ihrem Höhepunkt, der Pariser Kommune) waren die unersetzliche schöpferische Antriebskraft zur
Begründung des wissenschaftlichen Sozialismus. Auf der Grundlage einer kritischen Analyse dieser
Erfahrungen kamen Marx und Engels zur Ausarbeitung der Prinzipien und der Strategie für die
Machtergreifung der Arbeiterklasse, die Rolle der Gewerkschaften und die Notwendigkeit einer
politischen Arbeiterpartei. Desgleichen entwickelten Lenin und Trotzki das revolutionäre Programm,
gestützt auf die Erfahrung des russischen Proletariats mit Massenstreiks und Sowjets. Sie taten dies
nicht aus einer Anbetung der „Spontaneität“ heraus. Sie waren weit davon entfernt die
unbewussten, rückwärtsgewandten oder verwirrten Bestandteile in all diesen großartigen Beispielen
proletarischer Kreativität festzuschreiben oder zu verteidigen. Durch ihre kritische Analyse
erkannten sie jedoch die wesentliche vorwärtstreibende Dynamik dieser Errungenschaften. Vor
allem verstanden sie die entscheidende Rolle der revolutionären Avantgardepartei. Sie begriffen ihre
Funktion im Ausarbeiten und Propagieren von Strategie und Taktik, als militante Alternative für die
Führung in den Alltagskämpfen der Klasse und notwendigerweise als Kader und Generalstab der
entscheidenden Mehrheit des Proletariats bei der Eroberung der politischen Macht. Die
Notwendigkeit eines wissenschaftlichen Programms – neu erarbeitet, wo immer fundamentale
Veränderungen dies erfordern, aber unnachgiebig verteidigt gegen Revisionen, die von
oberflächlichen Eindrücken herrühren – macht genau das Wesen der Partei, ihre entscheidende
Bedeutung aus. Auf dieser Grundlage organisiert die Partei ihre eigene Arbeit und strebt danach,



das Proletariat durch die Entwicklung konkreter Perspektiven und durch die prinzipienfeste
Anwendung und Kombinierung von Taktiken anzuleiten. Diejenigen Taktiken sind prinzipienfest, die
in einer bestimmten Situation helfen, die Klasse ihren historischen Zielen entweder allgemein oder
teilweise näherzubringen. Das heißt, es müssen Taktiken sein, die das Klassenbewusstsein und die
Organisierung des Proletariats vorantreiben. Dagegen sind jene Taktiken prinzipienlos (oder
opportunistisch), die um vermeintlicher Augenblickserfolge willen oder zum Vorteil eines Teils der
Arbeiterklasse grundlegende Interessen opfern oder gegen die Einheit und die Interessen der
Gesamtklasse, national und international, verstoßen.

16. Für revolutionäre Strategie und Taktik kann man nicht nur mittels literarischer Darstellung, d.h.
durch Propaganda kämpfen. Ideen überzeugen meist nicht von selbst, durch ihre eigene Korrektheit.
Ihnen muss ein organisierter Ausdruck gegeben werden. Sie überzeugen die Massen nur in der
Hand eines organisierten Kaders, einer potentiellen Führung für die Arbeiterklasse. Diese
alternative Führung kann nicht im Handumdrehen triumphieren, sondern zunächst nur teilweise und
ungleichmäßig. Erst im Endstadium wird dieser Kampf zu einem Konflikt zwischen Massenparteien,
zwischen Sektionen des Proletariats, die sich unter den Bannern von Reform oder Revolution
zusammenfinden.

Wenn das Proletariat durch Krieg, soziale Krise oder Revolution vor objektiv entscheidende
Aufgaben gestellt wird, bewirkt das Fehlen eines revolutionären Kaders oder dessen Schwäche,
seine mangelnde Verankerung (durch erfahrene Kämpfer) im Proletariat eine Führungskrise. Diese
Krise eröffnet Revolutionären, die mit dem richtigen Programm und den richtigen Taktiken
bewaffnet sind, aber auch enorme Möglichkeiten.

Angewandt werden diese Taktiken von der Organisation der Revolutionäre. Eine solche Organisation
muss eine Reihe von Entwicklungs- und Wachstumsstadien durchlaufen: von einer ideologischen
Strömung über eine kämpfende Propagandagruppe zu einer Partei, die die Vorhut der
Arbeiterklasse umfasst. Grundlage auf allen ihren Stufen ist ein Prozess der ideologischen und
programmatischen Diskussion, der in Beschlüsse zur gemeinsamen Aktion mündet. Hieraus
erwächst, wenn die Gruppe mit den Kämpfen der Arbeiter verschmilzt und die fortgeschrittenen
Arbeiter in ihre Reihen aufnimmt, die Arbeiterdemokratie und die disziplinierte Aktion – der
demokratische Zentralismus. In allen Entwicklungsstadien des Parteiaufbaus und ungeachtet aller
taktischen und äußerlichen Zugeständnisse darf das leninistische Prinzip des Organisations- und
Parteiaufbaus nicht zugunsten von reformistischen oder zentristischen Alternativen kompromittiert
und verwässert werden. Die Taktik kann und darf die Strategie nicht ersetzen. Falls dies trotzdem
geschieht, so legt sich die Einheitsfront wie ein Schleier um die revolutionäre Organisation, verdeckt
ihre Strategie, führt zu Zersetzung oder Degeneration und schließlich zum Triumph des
Reformismus.

Der Reformismus konnte schon viel zu viele Siege dieser Art verbuchen. Doch es gibt keine
Alternative zum Schlachtfeld des Klassenkampfes, und damit kommt man auch an den speziellen
„Schlachten“ der Einheitsfront nicht vorbei. Die bordigistische Politik der Enthaltung – eine passive,
rein propagandistische Ablehnung von taktischen Kompromissen, einschließlich der Einheitsfront –
ist allerdings in keiner Hinsicht eine Lösung für die politischen „Gefahren“, die alle täglichen
Konflikte mit sich bringen. (11) Ob die Sektierer es wollen oder nicht, die Arbeiterklasse kann sich
dem Kampf um Tagesprobleme nicht entziehen. Dies reicht von Teilkämpfen bis hin zu
Auseinandersetzungen, die objektiv die Frage nach der politischen Macht in der Gesellschaft
aufwerfen. Die Arbeiterklasse kann und wird nicht in Passivität verharren, bis sie die „richtige“
Führung hat. Die Einheitsfronttaktik gestattet eine unmittelbare Antwort auf die Angriffe des
Klassenfeindes. Sie erlaubt eine frontale Auseinandersetzung mit dem gemeinsamen Feind, aber sie
beinhaltet notwendigerweise gleichzeitig einen politischen Kampf gegen die verräterischen
reformistischen Führer. Diese Notwendigkeit wird sowohl von den unmittelbaren taktischen



Erfordernissen des jeweiligen aktuellen Kampfes, als auch von den historischen Interessen der
Arbeiterklasse diktiert. Diese Taktik ist unauflöslich mit dem prinzipienfesten Gebrauch von
ökonomischen und politischen Tagesforderungen und von Übergangslosungen verbunden. Hierdurch
können ein alternatives Aktionsprogramm und eine alternative Führung präsentiert werden, um den
von den reformistischen Führern immer wieder im Kampf verursachten Krisen ein Ende zu machen.

Da kommunistische Taktiken das Produkt der Einheit von wissenschaftlicher Gesellschaftsanalyse
und revolutionärer Praxis im Klassenkampf sind, sind sie selbst der historischen Entwicklung, der
Neubeurteilung und Neuerarbeitung unterworfen. Das gilt nicht weniger für die marxistische
Analyse des Reformismus und die Entwicklung von Taktiken zu seiner Bekämpfung.

17. Der marxistische Kampf gegen den Reformismus begann nicht erst mit der Einführung des
Begriffs „Einheitsfront“ in der leninistischen Komintern. Der Marxismus selbst wurde im Kampf
gegen den Reformismus geboren, gegen die niedergehenden utopischen Sozialisten und die Mixtur
aus demokratischen und „sozialistischen“ Ideologien, die in den 1840er bis 60er Jahren verbreitet
war. Marx‘ Kampf gegen Pierre Joseph Proudhon und dessen Anhänger, gegen Louis Blancs
Sozialdemokraten um die Zeitung La Reforme, gegen den Einfluss von Ferdinand Lassalle in der
jungen deutschen sozialdemokratischen Bewegung häufte bereits viel von dem programmatischen
Kapital an, das dann Lenin, Rosa Luxemburg und andere vor 1914 in ihrem Kampf gegen die
wachsende Kraft des Opportunismus und Revisionismus verwendeten. 1848/49 praktizierten Marx
und Engels verschiedene Formen von „Einheitsfront“. Rjazanov bemerkt richtigerweise im Bezug auf
die 1. Internationale und ihre „Inauguraladresse“, dass “Marx und Engels ein klassisches Beispiel
von ‚Einheitsfronttaktik‘ gegeben haben”. (12)

Die Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus meinten durchaus richtig, dass der Reformismus,
den sie bekämpften, seine Ursprünge in dem kleinbürgerlichen und handwerklichen Milieu hätte,
aus dem das moderne Proletariat und seine Organisationen entstanden waren. Natürlich
repräsentierten die reaktionären Utopien eines Proudhon oder Bakunin eine kleinbürgerliche
Rückständigkeit, die sich in der Auseinandersetzung mit dem wissenschaftlichen Sozialismus nicht
nennenswert behaupten konnte. Marx‘ und Engels‘ kritischer Optimismus schien angesichts der
großen Leistungen der I. und II. Internationale, die die Weltarbeiterbewegung für den Marxismus
gewonnen hatten, wohlbegründet. Nur in Britannien begegneten Marx und Engels dem, was wir
„modernen Reformismus“ nennen würden – einem Proletariat, das dem bürgerlichen Einfluss
erlegen war. Diesen Umstand schrieben sie der britischen Vorherrschaft auf dem Weltmarkt zu, der
„Bestechung“ von Teilen der britischen Arbeiterführung durch die Bourgeoisie, sowie der Existenz
einer aristokratischen Schicht von Facharbeitern, deren Gewerkschaften die Arbeiterbewegung
dominierten und deren politischer Horizont nur radikalliberal war. Sie betonten auch die
verheerende Wirkung der Feindschaft zwischen irischen Einwanderern und britischen Arbeitern und
führten die politische Bedeutungslosigkeit der britischen Arbeiter auf deren stillschweigendes
Einverständnis mit der nationalen Unterdrückung Irlands zurück. Ihre Prognose war, dass, wenn
Britanniens ungehinderte Ausbeutung der ganzen Welt durch den sich rasch entwickelnden
Kapitalismus in den USA und Deutschland durchbrochen würde, und wenn sich die großen
unorganisierten Massen des Proletariats zu rühren begännen, „dann wird es wieder Sozialismus in
England geben“. (13)

Marx‘ und Engels‘ Analyse der Wurzeln für das Scheitern der britischen Arbeiter bei der Schaffung
einer unabhängigen politischen Bewegung gab Lenin zwar nach 1914 wichtige methodische
Hinweise in die Hand, doch die optimistische Prognose, dass der Reformismus zusammen mit dem
Verschwinden der ihn tragenden Schichten ein absterbendes Phänomen sein würde, stellte sich
etwa seit der Jahrhundertwende zunehmend als falsch heraus. Der energische Widerstand der
deutschen Gewerkschaftsführer gegen die Taktik des Massenstreiks, das Anwachsen des
Revisionismus in der SPD, wie auch deren rasche Bürokratisierung nach 1905; all diese Phänomene,



die sich mehr oder minder ausgeprägt bei allen Parteien der II. Internationale (1889 – 1914)
vorfanden, zeigten die Notwendigkeit einer neuerlichen Untersuchung der Wurzeln dieses Problems
an.

Von 1889 bis 1914 bekämpften Lenin und Rosa Luxemburg entschieden den Revisionismus und
Opportunismus in der Sozialdemokratie und geißelten ihn als eine in Theorie und Praxis bürgerliche
Strömung innerhalb der Arbeiterbewegung, erkannten jedoch bis 1914 weder seine Ursachen noch
seine ganze Stärke. Die Katastrophe kam 1914, als mit Ausnahme der russischen Sozialdemokratie
alle bedeutenderen Parteien der 11. Internationale für die Kriegskredite stimmten, obwohl sie auf
ihren Kongressen in Zürich 1893, Stuttgart 1907 und Basel 1913 gemeinsame Antikriegs-
Resolutionen verabschiedet hatten. Sie unterstützten einen Klassenfrieden, um den Sieg ihrer
eigenen imperialistischen „Vaterländer“ zu sichern. Nicht nur war das Proletariat auf einen Schlag
seiner Massenorganisationen für den Klassenkampf beraubt, die von zwei Generationen aufgebaut
worden waren; auch das volle Ausmaß des krebsartig wuchernden Geschwürs des reformistischen
Bürokratismus wurde nun offenbar. Ebenso zeigte sich der epochale Wandel des Kapitalismus in
voller Größe, die Entwicklung zu seinem letzten Stadium, dem Imperialismus. Lenins Analyse dieser
Veränderung war nicht einfach nur eine ökonomische Untersuchung. Die neue „Epoche von Kriegen
und Revolutionen“ hatte auch eine neue Grundlage für bürgerliche Politik in der Arbeiterbewegung
geschaffen.

18. Nach Lenins Analyse konnte der neue imperialistische Kapitalismus auf der Basis von
Extraprofiten einer Oberschicht in der Arbeiterklasse, der Arbeiteraristokratie, Zugeständnisse
machen. Diese Schicht wurde dadurch zunehmend konservativ und nahm eine kleinbürgerliche
Lebensart an. Mit Hilfe der Gewerkschaften und durch die Reformen, die sie über den Gebrauch des
kommunalen und parlamentarischen Wahlrechts erreicht hatten, bekam diese Schicht das Gefühl,
dass sie „ihre soziale Frage gelöst habe“, ohne zu revolutionären Mitteln gegriffen zu haben. Als
Folge wurde sie zur sozialen Basis einer mächtigen konservativen Bürokratie in den Gewerkschaften
und Massenparteien, in den Genossenschaften und anderen Arbeiterorganisationen. Dieser Prozess
des wachsenden Konservatismus und der Bürokratisierung nahm von 1890 bis 1914 rapide zu.
Betroffen waren sowohl Arbeiterbewegungen, in denen der Marxismus dominierte, als auch solche,
in denen dieser schwach war; allerdings versteckte sich im ersteren Falle die neue Tendenz hinter
der Maske einer formal orthodoxen Phraseologie. Im August 1914 sah sich dieser neue Reformismus
vor die historische Entscheidung gestellt. Nun musste er „es wagen, als das zu erscheinen, was er in
Wirklichkeit war“, wie Bernstein es ausgedrückt hatte. Nur, unter den Bedingungen des
imperialistischen Krieges war dies keine „demokratische Partei der sozialen Reform“, wie der Vater
des Revisionismus gehofft hatte, sondern eine Partei des Sozialchauvinismus und
Sozialimperialismus.

Der Reformismus offenbarte sich somit der von Lenin, Luxemburg und Liebknecht repräsentierten
revolutionären Strömung nicht als der opportunistische rechte Flügel der proletarischen
Kampfkräfte, sondern als der linke Flügel der Truppen der Bourgeoisie. Aber die Agenten der
Bourgeoisie hielten den Großteil der Arbeiterorganisationen im Würgegriff ihrer weitverzweigte
bürokratischen Strukturen, erstickten damit die proletarische Demokratie, hielten die
Arbeiterorganisationen unter ihrer Überwachung und verfolgten und atomisierten die revolutionäre
Avantgarde.

Es war offensichtlich, dass eine marxistische Taktik entwickelt werden musste, um diesen
gewaltigen Rückschlag zu überwinden. Sie musste sich auf die Mobilisierung der Massen zum Sturz
der reformistischen Bürokraten stützen, um die Mehrheit gegen die winzige Minderheit, die Basis
gegen die verräterische Führung auszurichten. Diese Taktik wurde nicht losgelöst vom
Klassenkampf von neunmalklugen Theoretikern „ausgedacht“. Sie wurde mitten in der Feuerprobe
einer großen siegreichen Revolution und in der einer tragischen Niederlage für das Proletariat



entwickelt. Die leninistische Komintern fasste dies auf der Grundlage der russischen und der
deutschen Erfahrungen in der Taktik der Einheitsfront systematisch zusammen.

19. Zwischen Februar und Oktober 1917 hielt die russische Arbeiterklasse in den großen Städten
durch ihre Sowjets praktisch die Macht in Händen. Der Befehl Nr. 1 des Petrograder Sowjets wies
die Arbeiter und Soldaten an, nur solche Anordnungen der bürgerliche Provisorischen Regierung
auszuführen, welche der Sowjet selbst bestätigt hatte. Jedoch akzeptierte die Mehrheit der Arbeiter
in dieser Periode noch die Führung der reformistischen Menschewiki. Diese hatten nicht den
Wunsch, die Macht der Sowjets zur Zerstörung des bereits brüchigen bürgerlichen Staates zu
gebrauchen. Stattdessen benützten sie die Sowjets zur Stützung der bereits schwer erschütterten
Provisorischen Regierung.

Die Bolschewiki erkannten, dass der bürgerliche Staat nur durch die bewusste Entscheidung einer
Mehrheit der Arbeiterklasse, die Macht in die eigenen Hände übernehmen, gestürzt werden konnte,
und sie entwickelten Taktiken, die die Arbeiter für diese Strategie gewinnen und vom Einfluss der
Menschewiki loslösen konnten. Dies erforderte mehr als eine bloße Gegenüberstellung ihres
Programms – der Revolution – gegen die Illusion der Massen, ihre Forderungen könnten ohne eine
weitere (proletarische) Revolution erfüllt werden. Die Bolschewiki mussten in gemeinsamen
Aktionen mit den menschewistisch geführten Arbeitern und der von den Sozialrevolutionären
geführten Bauernschaft aufzeigen, dass die unmittelbaren Forderungen nach Frieden, Brot und
Land nur durchgesetzt werden konnten, wenn der Bourgeoisie die Macht aus den Händen gerissen
wurde.

Den Bolschewiki gelang dies letzten Endes nicht wegen einer etwaigen Schwäche des Reformismus
im rückständigen Russland oder wegen der unbestreitbaren Genialität von Lenin und Trotzki. Im
Laufe ihrer Entwicklung hatten die Bolschewiki gelernt, die doppelte Falle von Opportunismus und
Sektierertum zu meiden, d. h. sie widerstanden der Versuchung, dem unentwickelten Bewusstsein
der Arbeiter schlicht ihr Programm entgegenzuhalten oder aber ihr Programm im Interesse der
Anpassung an dieses begrenzte Bewusstsein aufzugeben. Dies musste durch einen erbitterten Kampf
in den Reihen der revolutionären Bewegung, der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei
(RSDAP) erreicht werden.

So musste 1905 die sektiererische Haltung zum ersten St. Petersburger Sowjet in der
bolschewistischen Fraktion überwunden werden, genauso wie das opportunistische Ausweichen vor
der Frage des bewaffneten Aufstands, das bei den Menschewiki vorherrschte. Im selben Jahr 1905
boykottierten die Bolschewiki korrekterweise das vom Zaren einberufene beratende „Parlament“
und verteidigten diese Position gegen opportunistische Wahltaktiken. 1906 wurde ebenfalls die
Position des Duma-Boykotts aufgestellt, was Lenin jedoch später als „kleinen, leicht korrigierbaren
Fehler“ bezeichnete. (14).

1907 dagegen wurde die Boykotthaltung vor dem Hintergrund einer Niederlage der Arbeiterklasse
definitiv zum sektiererischen Fehler.

1914 standen die Bolschewiki in der Kriegsfrage fest gegen den Sozialpatriotismus. Diese Haltung
hob sie unter den Revolutionären als die Hauptgruppierung heraus, die unter allen Umständen an
einer unbeugsamen Opposition gegen jede Art von Klassenkollaboration festhielten. Trotz ihrer
unerschütterlichen Antikriegshaltung erlahmten die Bolschewiki bei ihren Aktivitäten in der
Arbeiterklasse keineswegs, auch nicht, als die Mehrheit der Klasse den Krieg noch unterstützte.
Dies dauerte fort, als nach der Februarrevolution die Arbeiterführer selbst den Krieg führten. Diese
prinzipienfeste Beharrlichkeit hat Lenin angesichts der feindlichen Haltung der britischen SDF
gegen die Labour Party wie folgt zusammengefasst: „Wenn objektive Bedingungen vorherrschen, die
die Entwicklung des politischen Bewusstseins und der Klassenunabhängigkeit der proletarischen



Massen hemmen, muss man geduldig und beharrlich Hand in Hand mit ihnen arbeiten können,
ohne  prinzipielle Zugeständnisse, aber auch ohne abzulassen von Aktivitäten INMITTEN der
proletarischen Massen. (15) Die Bolschewiki korrigierten mit der Annahme der Aprilthesen ihre
programmatische Konzeption von der „demokratischen Diktatur des Proletariats und der
Bauernschaft“ und übernahmen damit praktisch die Strategie der permanenten Revolution. Erst
danach konnten die Bolschewiki prinzipienfeste Taktiken anwenden, die von einer klaren
programmatischen Vorstellung der Revolution abgeleitet waren, und die die Klasse zur Revolution
hinführen konnten. Praktisch die gesamten führenden nicht emigrierten Bolschewiki unterstützten
opportunistischerweise die Provisorische Regierung und teilweise auch deren Militärpolitik. Erst
nach der Annahme von Lenins Aprilthesen hörte diese falsche Politik auf, und an ihre Stelle trat die
totale Opposition gegen den Krieg, solange dieser einen imperialistischen Charakter hatte und zur
Verteidigung des russischen bürgerlichen Staates geführt wurde. Gleichzeitig aber vermochten die
Bolschewiki von diesem Punkt aus auch Taktiken zu entwickeln, die die Arbeiterklasse mobilisieren
und im Klassenkampf von ihrer bestehenden Führung losbrechen konnten. Die Bolschewiki
erkannten klar, dass die Menschewiki letzten Endes der Bourgeoisie die Treue halten würden und
trachteten danach, deren Widerspruch zu den Interessen und Forderungen ihres Arbeiteranhangs
offen aufzuzeigen.

Die Verschmelzung von programmatischen und taktischen Fortschritten bei den Bolschewiki 1917
kann in zwei an die Arbeiter und deren Führer gerichtete Schlüssellosungen zusammengefasst
werden: “Brecht mit der Bourgeoisie!“ und „Alle Macht den Sowjets!“. In diesen Formeln ist die
Konkretisierung all dessen enthalten, was Kommunisten bis dahin von der miteinander verbundenen
Problematik des Programms, der Strategie und der Taktik begriffen hatten. Die Revolution ist
unauflöslich mit den tatsächlichen Aktivitäten und den lebendigen Organisationen der
Arbeiterklasse verbunden. Sie muss selbst die Macht ergreifen. Dies wird den Arbeitern wiederholt
vor Augen geführt durch das Elend und die Leichenstarre in den eigenen Reihen, die das direkte
Resultat der falschen Politik ihrer Führer sind. Diese Führer müssen daher praktisch beweisen, auf
wessen Seite sie im Klassenkampf stehen. Falls sie nicht ihre Koalition mit der Bourgeoisie lösen
wollen, müssen die Arbeiterorganisationen mit ihnen brechen. Währenddessen haben die
Bolschewiki nicht passiv darauf gewartet, bis die objektive Entwicklung ihnen recht gab. Das hätte
nur negativ bewiesen werden können, durch die Niederlage der Arbeiterklasse, die von ihren
eigenen Führern fehlgeleitet worden war. Im Gegenteil, die Bolschewiki forderten den sofortigen
Bruch der Menschewiki mit ihrer Koalition, nicht nur in der zentralen Regierungsfrage, sondern
auch in den unmittelbaren Lebensfragen der Arbeiterklasse – Kontrolle der Sowjets über die
Lebensmittelverteilung, Arbeiterinspektion der Kriegsindustrien und ihrer Gewinne, Verstaatlichung
der Banken unter Arbeiterkontrolle, sofortige Durchführung der Landreform, um die Macht der
Großgrundbesitzer zu brechen und die Bauernmassen auf die Seite des Proletariats zu bringen, und
vor allem das sofortige Kriegsende.

In den Sowjets vertraten die Bolschewiki die Meinung, dass die Menschewiki diese Maßnahmen
niemals durchführen würden, obwohl sie im Interesse der Arbeiterklasse unbedingt notwendig
waren. Deshalb sollten die Sowjets diese Aufgaben übernehmen. Damit entlarvten die Bolschewiki
nicht nur den wahren Charakter der Menschewiki und untergruben ihre soziale Basis, sondern sie
entwickelten gleichzeitig auch die Fähigkeit der Sowjets, die Macht an sich zu nehmen.

Die Methode der Bolschewiki von 1917 kann wie folgt zusammengefasst werden: Erstens, das offene
Eintreten für und die Forderung nach dem revolutionären Sturz des bürgerlichen Staates durch die
Arbeiterklasse; zweitens, die Aufstellung von Forderungen, die die lebendigen Erfahrungen und
unmittelbaren Bedürfnisse der Arbeiterklasse mit den Erfordernissen der Revolution vermittelten;
drittens, völlige taktische Flexibilität im Bezug auf die Masse der reformistisch geführten Arbeiter
sowie Aktivitäten in ihren Organisationen und deren Verteidigung gegen den Klassenfeind; viertens,



offen ausgesprochene Warnung vor den reformistischen Führern, verbunden mit der Verpflichtung,
sie jederzeit zu verteidigen, falls sie von den offenen Kräften der Bourgeoisie direkt angegriffen
werden sollten.

20. Während der revolutionären Welle, die mit der Russischen Revolution begann und bis 1921
dauerte, lag die Hauptaufgabe der Bolschewiki mit Blickrichtung auf das internationale Proletariat
im Aufbau der Kommunistischen Internationale. Bei deren Gestaltung als revolutionärer Weltpartei
war es notwendig, eine klare Scheidelinie zwischen Revolutionären auf der einen und Reformisten
bzw. Zentristen auf der anderen Seite zu ziehen. Die entscheidenden Differenzpunkte konzentrierten
sich auf die Frage der Strategie: Für den revolutionären Sturz des bürgerlichen Staates oder für
dessen Verteidigung, für proletarischen Internationalismus oder Vaterlandsverteidigung, für die
Verteidigung Sowjetrusslands oder Krieg gegen Sowjetrussland? Unter den bedrückenden
Bedingungen, die in den meisten imperialistischen Ländern damals vorherrschten, ging die
Arbeiterklasse politisch nach links, und zumindest in Worten auch die Reformisten und Zentristen,
um in ihren führenden Positionen verbleiben zu können. In dieser Situation mussten sich die
schwachen kommunistischen Kräfte in jenen Ländern darauf konzentrieren, die wahren Absichten
dieser Führer zu entlarven und sie samt ihrer ganzen Politik zu denunzieren. Die organisatorische
Schlussfolgerung daraus war die Gründung von gesonderten kommunistischen Parteien bzw. die
Umwandlung bestehender sozialistischer Parteien in kommunistische, durch die Säuberung von
allen Spuren reformistischer oder zentristischer Politik. Der Komintern gelang auf diese Weise der
Aufbau von kommunistischen Parteien. Sie spaltete die zentristische USPD in Deutschland auf dem
Kongress in Halle 1920 und zog die Parteimehrheit zu sich herüber. Dadurch vergrößerte sich die
Mitgliederzahl der KPD von einigen zehntausend auf eine halbe Million. In Frankreich spaltete sich
im selben Jahr die SFIO auf ihrem Kongress in Tours, und die französische kommunistische Partei
bildete sich. Im Jahr darauf spaltete sich die italienische PSI. Diesmal vollzog nur eine Minderheit
den Bruch und formierte die kommunistische Partei (PCI). Die Komintern beharrte auf
programmatischer Geschlossenheit und drückte dies beispielhaft in ihren berühmten 21
Mitgliedsbedingungen aus. Dies war nicht nur wesentlich für die Markierung einer Grenze zwischen
Reformisten und Revolutionären in theoretischen Fragen, sondern entsprach auch den konkreten
Erfordernissen des Klassenkampfes. Da die Bourgeoisie der Arbeiterklasse einige Zugeständnisse
machte, um Zeit zu gewinnen und ihre Kräfte zu sammeln, mussten die Kommunisten gegen die
Propaganda der Reformisten auftreten, solche Zugeständnisse seien ausreichend für die Bedürfnisse
der Arbeiterklasse und würden die Notwendigkeit einer Revolution aus-ser Kraft setzen.

Die Zugeständnisse konzentrierten sich bezeichnenderweise darauf, gerade die reformistischen
Vertreter der Arbeiterklasse in „Macht“positionen zu bringen. Diese verlangten dann von den
Arbeitern, die „neue“ Regierung zu verteidigen und ihr Zeit zu geben, damit sie beweisen könne, wie
wertvoll sie sei. Keinesfalls sollten die Arbeiter durch weitere Forderungen an die „Gesellschaft“ den
Verlust der bestehenden Errungenschaften heraufbeschwören. Die Kommunisten mussten solchen
Verrätern und dem Staat, den diese verteidigten, die Mobilisierung der Arbeiter entgegenstellen. In
Berlin wurde nach dem Sturz der Hohenzollern-Monarchie die tatsächliche Macht von einem
Arbeiter- und Soldatenrat ausgeübt, dessen Milizen in den Straßen patrouillierten. Auch in Wien
führte der Sturz der Habsburger zur Herausbildung von Elementen der Doppelmacht, die jedoch von
der Sozialdemokratie vergleichsweise schnell abgewürgt wurden. Einen weiteren Beweis für die
revolutionären Möglichkeiten und die Gangbarkeit des revolutionären Weges lieferten, trotz ihrer
Kurzlebigkeit, die Räterepubliken in Bayern und Ungarn.

Doch außerhalb Russlands überlebte die Bourgeoisie, und die kommunistischen Parteien wurden
zwar gegründet, blieben aber eine Minderheit in der Arbeiterklasse. 1921 erkannte die KI auf ihrem
3. Weltkongress, dass die anfängliche revolutionäre Nachkriegswelle vorbei war, und dass die
Bourgeoisie nun in die Offensive gegangen war, um die ihr abgerungenen Zugeständnisse wieder



zurückzuerobern. Auch die Reformisten, die jene Zugeständnisse politisch ausgehandelt hatten,
waren vor dem Angriff der Bourgeoisie nicht sicher. Sie wurden mehr und mehr beiseite geschoben,
ihre Nützlichkeit hatte sich überlebt. Die KI entwickelte Taktiken für diese neue Situation und
besann sich dabei nicht nur auf die russischen Erfahrungen von 1917, sondern ganz besonders auch
auf die Erfahrungen in Deutschland 1919 und 1920.

21. Wie in Russland ging auch in Deutschland die Macht auf die Arbeiterräte über, als die Monarchie
im November 1918 stürzte. Wie in Russland wurden diese Räte von reformistischen Führern
dominiert, von der SPD unter Noske und Scheidemann. Aber anders als in Russland waren in
Deutschland die Reformisten äußerst fest in den Organisationen und Traditionen der Arbeiterklasse
verwurzelt. Demzufolge waren die Arbeiter im Sinne einer reformistischen Praxis geschult, die sich
real auf den Kampf für ein „Minimalprogramm“ beschränkte. Sie kämpften für Reformen, die zwar
tatsächlich im Interesse der Arbeiterklasse waren, aber nicht den grundsätzlichen Rahmen der
bürgerlichen Ordnung sprengten. Die deutschen Reformisten konnten ihre führenden Positionen in
den Arbeiterräten ausnutzen, um ein solches Minimalprogramm scheinbar zu erfüllen. Die
revolutionären Aktionen der Arbeiter fegten Kaiser und Bismarckreich hinweg. Die
konterrevolutionären Aktivitäten in der SPD stellten die Herrschaft des reaktionären Generalstabs
und der alten Bürokratie wieder her. Dabei wurden die Räte zunächst neutralisiert und danach
zerstört. Was dabei herauskam, war das morsche Gebäude der Weimarer Republik. Die deutschen
Revolutionäre im Spartakusbund und später in der KPD waren zahlenmäßig schwach und politisch
unerfahren im Vergleich mit der Bolschewiki. Kaum gegründet (Dezember 1918), wurde die neue
Partei in einen schlecht vorbereiteten Konflikt mit dem bürgerlichen Staat hineingezogen. Noske
und Scheidemann benutzten die staatlichen Machtmittel, um die KPD-Führung zuerst in Berlin und
dann in Bayern zu isolieren und schließlich zu liquidieren. Ihrer erfahrenste Kader beraubt, musste
die KPD in die Illegalität gehen.

Ermutigt durch ihre Erfolge gegen die proletarische Avantgarde versuchte die äußerste Rechte der
deutsche Bourgeoisie im März 1920 die sozialen Zugeständnisse zurückzugewinnen und griff die
Regierung der Weimarer Republik an. Die Freikorps, eine von der Mehrheit des Generalstabs
unterstützte Söldnertruppe, wurden von dem Reichswehroffizier Lüttwitz auf Berlin in Marsch
gesetzt; sie sollten dort die Regierung stürzen und eine Militärdiktatur unter der Führung von
W.Kapp installieren. Als die Regierung die Reichswehr ersuchte, die Republik zu verteidigen,
weigerte sich die Armee unter v. Seeckt einzugreifen. Die Regierung floh nach Dresden und später
nach Stuttgart.

Die Führer der deutschen Gewerkschaften mit K. Legien an der Spitze erkannten, dass nicht nur die
kommunistischen Arbeiter, sondern auch sie selbst Zielscheibe dieses Angriffs waren und mussten
darum die einzige Kraft mobilisieren, mit deren Hilfe sie sich dagegen verteidigen konnten. Sie
riefen einen sofortigen Generalstreik zur Verteidigung der Republik aus. Die übergroße Mehrheit
der Arbeiterklasse orientierte sich noch an dem politischen Programm ihrer reformistischer Führer
und folgte dem Aufruf. Ganz Deutschland befand sich binnen Stunden im Streik. In Berlin
patrouillierten wieder bewaffnete Arbeiter. Als die Freikorps abzogen, wurden Arbeiterräte in den
größeren Städten gebildet, die Waffenlager gewaltsam geöffnet, ihr Inhalt an die Arbeiter
ausgegeben und die größeren Gebäude und Eisenbahnlinien gegen mögliche Anschläge der
Konterrevolution gesichert.

Die Führung der KPD hatte ihre besten Vertreter durch die Konterrevolution verloren und zeigte
sich unfähig, die scharfe taktische Wende, die diese dramatische Situationswende erforderte, zu
bewerkstelligen. Sie erklärte, das Proletariat habe kein Interesse am Ausgang eines
Klassenkampfes, der sich im wesentlichen zwischen den Kräften der Konterrevolution abspielen
würde. Die KPD-Führung erklärte, die Arbeiter sollten „keinen Finger zur Verteidigung der
demokratischen Republik rühren“. Nichtsdestoweniger schuf die Dynamik des Kampfes in ganz



Deutschland eine Einheit zwischen Kommunisten, Unabhängigen (USPD) und der Basis der SPD. In
Sachsen bestand z.B. der Arbeiterrat aus Abgeordneten aller drei Parteien. Die Berliner Zentrale der
KPD musste ihre Position binnen zwei Tagen umkehren. Doch als Legien, aufgeschreckt durch das
Wiedererstarken der Reaktion einerseits und die von den Arbeitern gewonnenen Machtpositionen
andererseits, die Bildung einer Arbeiterregierung aus SPD, USPD und Gewerkschaften vorschlug,
lehnte die KPD jedwede Unterstützung dafür (sogar im Kampf gegen die Reaktion) ab. Die SPD war
mehr an ihrem Bündnis mit der „fortschrittlichen“ Bourgeoisie interessiert und war ebenfalls gegen
den Aufruf. Sie bildete stattdessen eine Koalition. Danach setzte sie abermals die Reichswehr ein,
um genau die Arbeiterräte, die ihr das Leben gerettet hatten, zu vernichten.

Die Antwort der KPD auf den Kapp-Putsch war sektiererisch. Durch die ultimatistische
Gegenüberstellung der Revolution gegen die Einheitsfront mit den Arbeitermassen zur Verteidigung
ihrer demokratischen Errungenschaften verpasste sie die Möglichkeit, aus dem Kampf heraus das
politische Bewusstsein und die unabhängigen Organisationsformen zu entwickeln, um auf diese
Weise die SPD zur Rechenschaft zu ziehen und die Entwaffnung der Räte zu verhindern. Obwohl die
KPD vom Kapp-Putsch über-rascht wurde, konnte sie im weiteren Verlauf des Jahres an Boden
wieder gut machen. Durch ihre Verteidigung der Roten Ruhr-Armee und der Ablehnung des Verrates
im „Bielefelder Abkommen“ gewann sie entscheidenden Einfluss im Ruhrproletariat und den linken
Flügel der USPD, die hierzu eine opportunistische Haltung eingenommen hatte.

Im Vertrauen auf ihre Massenbasis und wirkliche gesellschaftliche Macht versuchte die KPD-
Führung, nun unter Paul Levi, diese Macht zu nützen, um die SPD- und USPD-Führer zum Kampf
gegen die rasch aufkommende kapitalistische Offensive (gegen Löhne und Arbeitsplätze) zu
zwingen. Im Januar 1921 richtete die KPD einen „Offenen Brief“ an alle Arbeiterorganisationen,
worin sie die Formierung einer Einheitsfront zum Kampf um diese Fragen vorschlug. Lenin
unterstützte diesen Vorschlag. Nachdem er aber von den Reformisten und Zentristen abgelehnt
worden war, wurde die Forderung der Einheitsfront fallengelassen zugunsten des fehlgeleiteten
Versuches einer unabhängigen revolutionären Aktion, der März-Aktion von 1921. Der Versuch der
KPD, die Arbeiterklasse unvorbereitet zur Revolution aufzuwiegeln, schlug krass fehl. Die
Mitgliederzahl halbierte sich, und die rechten Kräfte in Deutschland wurden enorm gestärkt,
begünstigt durch die Isolation der Kommunisten und die Feindseligkeit oder zumindest
Gleichgültigkeit der Arbeitermassen.

Den reformistischen Führern war es gelungen, die Mehrheit der Arbeiterklasse während der
revolutionären Periode 1918-1919 in Schach zu halten, indem sie auf Errungenschaften hinweisen
konnten, die ohne Revolution gewonnen worden waren. Das war der Kern des Situationswandels in
Deutschland, der die Möglichkeit der gemeinsamen Aktion von Kommunisten mit reformistischen
Arbeitern eröffnete. Ein nicht unwesentlicher Teil des traditionellen reformistischen Programms war
verwirklicht worden. Die Monarchie war weg, das allgemeine und gleiche Wahlrecht war
gewährleistet. Die Fabrikräte waren legalisiert und eine Arbeiterpartei war nun an der Regierung,
wenn auch nur in einer Koalition. Diese Errungenschaften seien genug, sagten die Reformisten. Sie
könnten dazu benutzt werden, eine vergesellschaftete Wirtschaft zu entwickeln, die die Kapitalisten
unter strenger Kontrolle halten würde. Aber als die revolutionäre Flut zurückgegangen war, konnte
die Bourgeoisie zur Offensive übergehen, um sich die Macht zurückzuerobern, die sie in den
Betrieben und in der gesamten Gesellschaft weitgehend hatte preisgeben müssen.

Sie griff die Zugeständnisse an die Arbeiterklasse an und musste somit auch deren Unterhändler
angreifen. Selbst das reformistische Bewusstsein der deutschen Arbeitermassen verlangte, dass für
die Verteidigung der Weimarer Republik gekämpft werden müsse. Die Arbeiter gingen also während
des Kapp-Putsches auf die Straße, wobei ihre reformistischen Illusionen noch im wesentlichen
unangetastet blieben. Als die reformistischen Führer noch ganz auf Seiten der Konterrevolution
waren, konnten die Kommunisten nur versuchen, die reformistischen Arbeiter direkt gegen ihre



eigenen Führer auszurichten und zu verlangen, dass sie gemeinsame Sache mit den Kommunisten
zu kommunistische Bedingungen machen sollten. Jetzt dagegen wurden die reformistischen Arbeiter
und ihre Führer angegriffen, und es war möglich, eine Einheitsfront mit deren Führung und Basis
vorzuschlagen.

22. In allen Wesenszügen fand dieselbe Entwicklung international im Jahre 1921 und danach statt.
Die Schwierigkeiten der KPD mit der Einstellung auf die neue Situation und der Entwicklung
flexibler Taktiken, um sie zu meistern, wiederholten sich in den Reihen der Komintern. Der 3.
Weltkongreß konzentrierte sich auf die Analyse des tiefgehenden Wandels und die Notwendigkeit
einer taktischen Neuorientierung. In seinen „Thesen zur Taktik“ erkannte der 3. Kongress als
wichtigste aktuelle Aufgabe „die Gewinnung vorherrschenden Einflusses in der Mehrheit der
Arbeiterklasse und die Mobilisierung ihrer entscheidenden Schichten für den Kampf. Denn trotz der
objektiv revolutionären politischen wie ökonomischen Situation ist die Mehrheit der Arbeiter noch
nicht unter kommunistischem Einfluss; das gilt besonders für Länder, wo das Finanzkapital mächtig
ist und wo infolgedessen breite Schichten von Arbeitern vom Imperialismus korrumpiert werden
können (z.B England und Amerika).“ (16)

In der „Teilkämpfe und Teilforderungen“ betitelten Entschließung wurde diese Notwendigkeit einer
Teilnahme an den Arbeiterkämpfen besonders betont: „Kommunistische Parteien können sich nur im
Kampf entwickeln. Sogar die kleinsten unter ihnen sollten sich nicht allein auf Propaganda und
Agitation beschränken. Sie müssen die Speerspitze aller proletarischen Massenorganisationen sein.
Sie müssen den rückständigen und schwankenden Massen durch praktische Vorschläge für den und
durch Druck im Kampf für die Alltagsbedürfnisse des Proletariats aufzeigen, wie der Kampf geführt
werden soll, um damit vor den Massen den verräterischen Charakter aller nicht-kommunistischen
Parteien bloßzustellen. Nur wenn die kommunistischen Parteien sich an die Spitze der praktischen
Kämpfe des Proletariats stellen und diese vorantreiben, können sie wirklich Massen für den Kampf
um die Diktatur des Proletariats gewinnen“. (17)

In seinem Schlussmanifest nahm der Kongress noch einmal Bezug auf die Notwendigkeit der
direkten Beteiligung an der Seite der Arbeitermassen im Kampf um deren unmittelbare
Tagesforderungen: „Die Verräter am Proletariat, die Agenten der Bourgeoisie werden nicht durch
theoretische Argumente über Demokratie oder Diktatur geschlagen, sondern durch die
Beantwortung der Frage nach Brot, Löhnen und Wohnungen für die Arbeiter.“ (18)

Das Werk des 3. Weltkongresses mit seiner Hauptlosung „Heran an die Massen!“ war aber nur ein
Anfang bei der Aufgabe, die benötigten neuen Taktiken auszuarbeiten. Im Dezember 1921
entwickelte das Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale (EKKI) den logischen
Zusammenhang, der in den Thesen des 3. Weltkongresses bereits angelegt war. Wenn es notwendig
war, sich an Teil- und Alltagskämpfen zu beteiligen und sie anzuführen, dann war es auch
notwendig, solche Kämpfe zu entfachen. Solange eine Mehrheit der Arbeiter noch Vertrauen in ihre
reformistischen Organisationen und Führer hatte, musste ihnen eine Zusammenarbeit mit
Kommunisten in solchen Tageskämpfen möglich gemacht werden. Dies war die erste bewusste und
geplante Anwendung der Einheitsfronttaktik. Viele Sektionen de Komintern hatten große
Schwierigkeiten, die neue taktische Ausrichtung zu akzeptieren. Insbesondere jenen, die erst kurz
vorher aus den Reihen der reformistischen Parteien herausgebrochen waren, erschien es
widersprüchlich, nun zu fordern, dass ihre alten Führer mit den Kommunisten zusammenarbeiten
sollten. Für viele erschien diese Taktik gleichbedeutend mit dem „Ausstreuen von Illusionen“ in die
reformistischen Führer.

Trotzki hatte eine Auseinandersetzung mit der französischen KP, die besonders gegen diese Politik
eingenommen war. In diesem Zusammenhang erläuterte er nochmals sehr eindringlich die
Wesensmerkmale der neuen Taktik, ihre Ursprünge in den Erfordernissen des täglichen Kampfes



und die Notwendigkeit, die reformistischen Führer durch die Forderung nach gemeinsamer
Aktionen festzunageln. Trotzki schreibt: „Die Klassenaktivitäten des Proletariats hören
selbstverständlich nicht während der Vorbereitungsphase auf die Revolution auf. Zusammenstöße
mit den Fabrikherren, mit der Bourgeoisie insgesamt und mit der Staatsmacht, egal von welcher
Seite dabei die Initiative ausgeht, nehmen ihre gewohnten Verlauf. In diesen Zusammenstößen –
sofern sie die Lebensinteressen der gesamten Arbeiterklasse oder einer Mehrheit von ihr bzw. des
einen oder anderen Teils davon betreffen – verspüren die werktätigen Massen den Wunsch nach
Einheit in der Aktion. Gemeint ist die Einheit, dem Angriff des Kapitalismus standzuhalten, und die
Einheit, um zum Gegenangriff übergehen zu können. Jede Partei, die sich mechanisch gegen dieses
Streben der Arbeiterklasse nach Aktionseinheit stellt, wird in den Augen der Arbeiter unweigerlich
verurteilt sein. ( … ) Erstreckt sich die Einheitsfront nur auf die Arbeitermassen oder schließt sie
auch die opportunistischen Führer mit ein? Die bloße Frage ist schon ein Missverständnis. Wenn wir
die Arbeitermassen einfach um unser Banner oder unsere praktischen, unmittelbaren Losungen
scharen und auf diese Weise die reformistischen Organisationen – seien es Parteien oder
Gewerkschaften – überspringen könnten, wäre das natürlich die beste Sache der Welt. Aber dann
würde die Frage der Einheitsfront sich gar nicht in der vorliegenden Form stellen. Das Problem ist,
dass bestimmte, sehr bedeutende Teile der Arbeiterklasse reformistischen Organisationen
angehören oder sie unterstützen. Ihre momentane Erfahrung ist noch nicht ausreichend, um sie zum
Bruch mit den reformistischen Organisationen und zum Anschluss an uns zu befähigen. Gerade nach
unserer Beteiligung an jenen Massenaktivitäten, die an der Tagesordnung sind, könnte ein größerer
Umschwung hinsichtlich dieser Bindungen stattfinden. Gerade das streben wir an. Aber gegenwärtig
sind die Dinge noch nicht so weit gediehen. (…)

Kommunisten dürfen sich, wie gesagt, solchen Aktionseinheiten nicht entgegenstellen, sondern
müssen vielmehr sogar die Initiative dafür ergreifen. Je größere Massen nämlich in die Bewegung
einbezogen werden und je höher ihr Selbstvertrauen steigt, desto mehr Selbstvertrauen wird die
Massenbewegung insgesamt haben und desto entschlossener wird sie voranschreiten können, wie
gemäßigt die Ausgangslosungen im Kampf auch gewesen sein mögen. Und das heißt auch, dass die
Massenhaftigkeit einer bestimmten Bewegung an sich schon ein Faktor ist, der die Radikalisierung
der Bewegung begünstigen kann und viel bessere Bedingungen für unsere Aktionslosungen und
Kampfmethoden, sowie für die Führungsrolle der kommunistischen Partei im allgemeinen erzeugt.”
(19)

Aber die Komintern sah auch klar die Gefahren der Einheitsfront als Taktik. Sie könnte zum
Deckmantel für einen friedlichen Nichtangriffspakt mit den reformistischen Führern werden.
Letztere werden natürlich immer die Einstellung „destruktiver“ Kritik verlangen. Darauf können
Kommunisten niemals eingehen, weil das bedeuten würde, dass unmittelbar anstehende Kämpfe nur
mit einer letzten Endes opportunistischen Perspektive geführt werden könnten.

Das EKKI forderte daher die „absolute Unabhängigkeit einer jeden KP, die ein Abkommen mit den
Parteien der 2. oder 2 1/2. Internationale trifft, ihre vollständige Freiheit in der Darlegung eigener
Anschauungen und in der Kritik an den Gegnern des Kommunismus. Kommunisten akzeptieren eine
Aktionsgrundlage, aber behalten sich das unbedingte Recht und die Möglichkeit vor, ihre Meinung
über die Politik aller Arbeiterorganisationen ohne Ausnahme frei zu äußern, und zwar nicht nur vor
oder nach einer Aktion, sondern falls nötig auch WÄHREND IHRES VERLAUFES. Unter keinen
Umständen sind diese Rechte veräußerlich. Kommunisten unterstützen die Losung der
größtmöglichen Einheit aller Arbeiterorganisationen in jeder PRAKTISCHEN AKTION GEGEN DIE
KAPITALISTISCHE FRONT. Sie lassen aber unter keinen Umständen davon ab, ihre Anschauungen
zu propagieren, die der einzige zusam-menhängende Ausdruck der Verteidigung proletarischer
Klasseninteressen insgesamt sind.“ (20)

Außerdem war die Einheitsfront nicht in erster Linie ein Versuch zur Übereinkunft mit



reformistischen Führern, sondern ein Aufruf an die hinter ihnen stehenden Massen. Die
Einheitsfront sollte von oben und unten gleichermaßen angesetzt werden: „Was ist die Einheitsfront
und was will sie bewirken? Die Einheitsfront sollte keine bloße Verbrüderung von Parteiführern sein.
Die Einheitsfront wird nicht durch bloße Abmachungen mit jenen „Sozialisten“ geschaffen, die kurz
zuvor noch Mitglieder bürgerlicher Regierungen waren. Einheitsfront bedeutet Zusammenschluss
aller Arbeiter, gleich ob Kommunist, Anarchist, Sozialdemokrat, unabhängig, parteilos oder  gar
christlich organisiert, gegen die Bourgeoisie. Die Einheitsfront wird gegenüber den Führern
praktiziert, wenn sie unbeteiligt abseits stehen; sie wird aber ihnen zum Trotz durchgesetzt und
gegen sie gerichtet, wenn sie die Arbeiterkämpfe sabotieren.“ (21)

Wo die Reformisten sich der Formierung einer Einheitsfront widersetzen, sollten Kommunisten nicht
auf bequeme literarisch-polemische Denunziationen ausweichen, sondern „auch eine lokale
Einheitsfront aufbauen, ohne dabei auf die Erlaubnis von Führern der 2. Internationale zu warten.“
(22)

Wenn Einheitsfronten auf begrenzte Aktionen hin angelegt sind, bedeutet die Aufrechterhaltung
eines Blocks mit den reformistischen Führern während oder nach einem Verrat an einer solchen
Aktion nichts anderes als eine Komplizenschaft mit ihnen. Aus diesem Grunde kritisierte Trotzki die
russischen Gewerkschaften, die während des britischen Generalstreiks an der Seite des britischen
Gewerkschaftsverbandes im Anglo-Russischen Komitee verblieben waren: „Vorübergehende
Abkommen können mit den Reformisten geschlossen werden, wenn sie einen Schritt vorwärts
machen. Aber wenn sie erschreckt durch die Bewegung Verrat begehen, ist die Aufrechterhaltung
eines Blocks mit ihnen gleichbedeutend mit krimineller Duldung von Verrätern und einer
Verschleierung des Verrats.“ (23)

Die leninistische Komintern in den frühen 20er Jahren und auch Trotzki in den 20er und 30er Jahren
betonten stark den begrenzten und besonderen Charakter der Forderungen und Losungen, um die
herum eine Einheitsfront angeboten werden sollte. In den 20er Jahren hob Trotzki folgendes hervor:
„Wie beschränkt die Losungen auch sein mögen, alles was den Massencharakter einer Bewegung
entfaltet, bringt die Reformisten in Verlegenheit, deren bevorzugte Betätigungsfelder die
parlamentarische Tribüne, die Gewerkschaftsbüros, die Schiedsstellen und die Vorzimmer der
Minister sind.“ (24)

23. Der der Einheitsfront angemessene Organisationstyp ist eine Kampforganisation – keine
propagandistische oder programmatisch fundierte Organisation. In diesem Sinne ist eine
Gewerkschaft eine Einheitsfront. Korrekter ausgedrückt: eine  Einheitsfront schafft direkte, den
anstehenden Aufgaben angemessene Kampforgane. Das können Streikausschüsse, Aktionskomitees
und auf höchster Ebene Arbeiterräte (Sowjets) sein. Solche für den Kampf lebensnotwendigen
Organe verstärken den Druck auf die reformistischen Führer, „mit der Bourgeoisie zu brechen“.

Die Einheitsfront ist eine Taktik, um ein Höchstmaß an Einheit in der Aktion zu erreichen, für
begrenzte, direkte oder defensive Ziele, wenn die Kräfte des Proletariats zersplittert sind und
Reformisten bzw. Zentristen noch bedeutende Teile der Klasse oder gar deren große Mehrheit
anführen. Gleichzeitig ist die Einheitsfront eine Taktik zur Entlarvung der reformistischen Führer als
Verräter selbst an den geringeren und unmittelbaren Zielen der Arbeiter, eine Taktik zur Gewinnung
der Massen für eine kommunistische Führung. Trotzki erläuterte die Frage der Einheitsfront, und
wie sie sich im Gesamtzusammenhang der revolutionären Strategie zu anderen Taktiken verhält:

„Die Einheit des Proletariats als allumfassende Losung ist ein Mythos. Das Proletariat ist nicht
einheitlich. Die Spaltung fängt mit dem ersten politischen Er-wachen an und bildet den natürlichen
Mechanismus seiner Bewusstwerdung. Nur unter den Bedingungen einer herangereiften
Gesellschaftskrise kann die proletarische Avantgarde, die Machtergreifung als unmittelbare Aufgabe



vor Augen und mit einer korrekten Politik ausgerüstet, die überwiegende Klassenmehrheit um sich
scharen. Aber der Aufstieg zum revolutionären Gipfel vollzieht sich auf den Stufen fortgesetzter
Spaltungen. Die Politik der Einheitsfront ist nicht eine Erfindung Lenins; wie die Spaltung im
Proletariat musste auch sie mit Notwendigkeit aus der Dialektik des Klassenkampfes heraus
entstehen. Erfolge wären unmöglich ohne vorübergehende Absprachen, um der Erfüllung
unmittelbarer Aufgaben willen, zwischen verschiedenen Teilen, Organisationen oder Gruppen des
Proletariats …(diese Kämpfe) erfordern eine SOFORTIGE Einheitsfront, auch wenn sie nicht immer
genau diese Form annimmt … Auf einem bestimmten Niveau wird der Kampf um die Aktionseinheit
von einer elementaren Tatsache zu einer taktischen Aufgabe. Die bloße Formel der Einheitsfront löst
keine Probleme … Die taktische Anwendung der Einheitsfront muss in jeder Phase einer klar
marxistischen strategischen Konzeption unterworfen sein. Zur Vorbereitung auf die revolutionäre
Vereinigung der Arbeiter, ohne und gegen den Reformismus, ist eine lange und geduldige Erfahrung
in der Anwendung der Einheitsfront gegenüber den Reformisten vonnöten; natürlich immer unter
dem Gesichtspunkt des revolutionären Endziels.“ (25)

Wie sieht das Verhältnis von Strategie und Taktik aus? Trotzki macht in seiner Schrift „Strategie und
Taktik in der imperialistischen Epoche“ dazu klare Aussagen: „Mit der taktischen Konzeption ist ein
System von Maßnahmen gemeint, das einer momentanen Aufgabe oder einem Teilziel des
Klassenkampfes dient. Revolutionäre Strategie umfaßt hingegen eine kombinierte Kette von
Aktionen, die kraft ihrer Bündelung und ihres Zusammenhangs das Proletariat zur Machteroberung
führen können.“ (26)

Von daher ist jede Einheitsfront oder Art von Einheitsfront nur eine Taktik und Bestandteil einer
umfassenden Strategie, die Spaltungen, Brüche und schließlich die Vereinigung der Mehrheit der
Klasse unter der revolutionären Avantgarde im Kampf um die Macht mit einschließt. In diesem
Kampf befinden sich die reformistischen Führer höchstwahrscheinlich im Lager der
Konterrevolution und können höchstens neutralisiert werden. Trotzki betonte immer wieder, dass
keine Form der Einheitsfront mit dem Weg zum Kommunismus gleichbedeutend sein kann: „Die
Politik der Einheitsfront mit Reformisten ist Pflicht, aber sie ist notwendigerweise auf Teilaufgaben
beschränkt, insbesondere auf Verteidigungskämpfe. Es kann keinen Gedanken an die Durchführung
der sozialistischen Revolution in einer Einheitsfront mit reformistischen Organisationen geben.“ (27)

Die von der Komintern zu Anfang der 20er Jahre vertretene Form der Einheitsfront war die
Einheitsfront der Arbeiterparteien und Gewerkschaften. Unter den wirtschaftlichen und politischen
Bedingungen der kapitalistischen Offensive, aber auch wegen der zuvor in mehreren Ländern
erfolgten Formierung politisch unabhängiger kommunistischer Parteien war dies möglich. Die
wichtigsten kommunistischen Parteien waren in der Position, gemeinsame Aktionen zwischen ihnen
und nicht-kommunistischen Organisationen als realistischen Beitrag zum Zusammenschluss der
Arbeiterklasse vorschlagen zu können. In Situationen, wo die kommunistischen Kräfte jedoch gering
und ohne großes Gewicht sind, können die Prinzipien, auf denen die KI die Taktik der
Arbeitereinheitsfront aufgebaut hat, auch noch andere Formen der Einheitsfront erlauben. In den
Jahren vor der Machtübernahme durch die Nazis in Deutschland propagierte Trotzki die Formierung
einer „Arbeitereinheitsfront gegen den Faschismus“, obwohl die trotzkistischen Kräfte in
Deutschland verschwindend gering waren.

Trotzki betonte die Unabdingbarkeit konkret zu stellender Forderungen und die Notwendigkeit, die
völlige Unabhängigkeit der kommunistischen Kräfte zu wahren: „Das Aktionsprogramm muss ganz
praktisch sein, ohne irgendwelche künstlichen ‚Ansprüche‘ und Vorbehalte, so dass sich ein
durchschnittlicher sozialdemokratischer Arbeiter sagen kann: Was die Kommunisten da vorschlagen,
ist völlig unverzichtbar im Kampf gegen den Faschismus.“ (28)  Aber gleichzeitig: „Keine
gemeinsame Plattform mit der Sozialdemokratie oder den Führern der deutschen Gewerkschaften,
keine gemeinsamen Publikationen, Spruchbänder oder Plakate! Getrennt marschieren, aber vereint



schlagen! Absprachen nur über das Wie, Wann und Wo der Aktion! Eine solche Übereinkunft kann
mit den Teufel persönlich, mit des Teufels Großmutter und sogar mit Noske und Grzesinski
geschlossen werden. Unter einer Bedingung: sich nicht die eigenen Hände zu binden.“ (29)

Die Forderung nach einer Einheitsfront der Arbeiterorganisationen hängt demnach nicht von der
Existenz einer revolutionären Partei ab, die groß genug ist, ein formales Einheitsfrontabkommen
einzugehen, sondern von der objektiven Notwendigkeit einer Einheitsfront, wenn die Arbeiterklasse
angegriffen wird und sie in sich gespalten ist. Aber auch in Zeiten relativer Ruhe des
Klassenkampfes oder wenn sich die Arbeiterklasse in der Offensive befindet oder wenn die
Arbeiterklasse in der Lage ist, der Bourgeoisie Zugeständnisse abzuringen, ist jede Möglichkeit,
Einheitsfronten zu bilden, wahrzunehmen, um die Arbeiterklasse einer Einheit unter revolutionärer
Führung näherzubringen. Die Logik des Klassenkampfes macht die Aktionseinheit erforderlich; den
Kommunisten kommt dabei die Rolle zu, bewusst in solche Situationen zu intervenieren und die
Forderungen und Methoden einzubringen, die die Klasse unter den gegebenen Umständen
voranbringen können.

Die Einheitsfront der Massenorganisationen der Arbeiterklasse bzw. die agitatorische oder
propagandistische Forderung danach erschöpft allerdings noch nicht das taktische Waffenarsenal,
das von der KI erarbeitet und von den Kräften der Linken Opposition, der Internationalen
Kommunistischen Liga und der IV. Internationale weiterentwickelt worden ist. Diese Taktiken
wurden besonders für Situationen entwickelt, wo Revolutionäre unter äußerst ungünstigen
Bedingungen antreten mussten, wo der Reformismus einen scheinbar unerschütterlichen Einfluss
auf die Arbeitermassen ausübte und wo die Kommunisten wenig oder gar keinen Kontakt mit den
Alltagsaktivitäten der Arbeiterklasse hatten. Das trifft auch auf die Gegenwart zu, wo diese Taktiken
von besonderer Bedeutung für Revolutionäre sind, die aus ihrer Isolation ausbrechen, die politische
Methode und das Programm des revolutionären Marxismus wiederherstellen und ihren führenden
Platz in den Reihen der Arbeiterorganisationen einnehmen wollen.

Die Taktik der Labor Party

24. Um die Arbeiterklasse wirksam in eine zentralisierte Offensive gegen die bürgerliche
Staatsmacht zu führen, ist eine demokratisch-zentralistische Kaderpartei unbedingt notwendig. Eine
solche Partei muss große Massen hinter sich bringen, um auch die zum jeweiligen Zeitpunkt im
Kampf befindliche vorderste Linie der proletarischen Kämpfer mit zu erfassen. Keine Sekte, die sich
selbst zur Vorhut ernennt, kein „historischer Prozess“ und keine zentristischen Strömungen können
der Partei diese Aufgabe abnehmen. Die Partei muss in den und durch die Kämpfe der
Arbeiterklasse aufgebaut werden.

In der ersten Phase der imperialistischen Epoche haben bei der Bewältigung dieser Aufgabe
revolutionäre Marxisten in manchen Ländern die Führung übernommen und Massenkaderparteien
geschaffen. Doch auch damals stieß dieser Prozess in bestimmten Ländern, vor allem im
angelsächsischen Bereich (Britannien, USA, Australien usw.), auf das mächtige Hindernis einer
gewerkschaftlichen Massenbewegung, deren Führer mit einer bürgerlichen Partei verbunden waren.
In Britannien bildeten die Gewerkschaftsführer eine Unterabteilung der Liberalen Partei (die
sogenannten Lib-Labs). In den USA waren die Führer des Gewerkschaftsverbandes AFL-CIO seit den
30er Jahren auf ähnliche Weise ein Bestandteil der Demokratischen Partei. In den entwickelteren
halb-kolonialen Ländern, z.B. in Argentinien, bleibt die Gewerkschaftsbürokratie an den
bürgerlichen Nationalismus gebunden.

Um mit solchen Situationen. fertig zu werden, haben revolutionäre Marxisten eine Variante der
Einheitsfronttaktik entwickelt, die zum Bruch der Gewerkschaften oder anderer proletarischer
Massenorganisationen mit ihrer politischen Anbindung an die Bourgeoisie führen und die Erkenntnis



der Unabdingbarkeit einer revolutionären Partei vermitteln soll.

Diese Taktik nennen wir die „Taktik der Labor Party“ (Arbeiterpartei). (30)  Sie zielt natürlich nicht
auf die Schaffung von reformistischen Arbeiterparteien ab. Tatsächlich ist sie auf die Verhinderung
der Bildung einer verschleierten bürgerlichen Partei ausgerichtet, zumal sie von der Losung des
Bruchs mit der Bourgeoisie ausgeht. Formal unabhängige reformistische Parteien sind unabhängig
nur im Wahlkampf, aber nicht im Klassenkampf. Ziel der Taktik der Arbeiterpartei ist die
Erleichterung der Schaffung einer revolutionären Avantgardepartei der Arbeiterklasse, die die
Führung in den Gewerkschaften erringen kann. Wo immer sich eine gesonderte Arbeiterpartei
formiert, die sich auf die Gewerkschaften stützt, wird ihr Charakter – reformistisch oder revolutionär
– durch den Kampf bestimmt. Die Taktik der Arbeiterpartei entsprang natürlich nicht voll
ausgeprägt den Köpfen von Engels, Lenin oder Trotzki. Alle drei trugen allerdings zur Entwicklung
dieser Taktik bei, und Trotzki gab ihr in den späten 30er Jahren die endgültige Form.

Zu Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts meinten viele Marxisten, dass die Schaffung einer
Arbeiterpartei an sich schon eine historisch progressive Tat sei.

Diese Meinung wurde sogar in Bezug auf Britannien und Australien für richtig gehalten, wo die
betreffende Partei nicht das marxistische Programm vertrat. Engels‘ Haltung zur britischen
Arbeiterbewegung war ein prägnantes Beispiel hierfür. Die imperialistische Konkurrenz begann zu
Ende des 19. Jahrhunderts die Vorherrschaft des britischen Imperialismus zu schwächen. Die
Beschränktheit der britischen Arbeiterbewegung, die sich auf den Trade-Unionismus und ein
politisches Bündnis mit der offen bürgerlichen Liberalen Partei gestützt hatte, wurde offenbar. Die
Verteidigung bzw. Anhebung des Lebensstandards erforderte ein politisches Instrument, das
unabhängig von den offen bürgerlichen Unternehmerparteien war. Die Notwendigkeit einer
unabhängigen Partei der Arbeiterklasse stellte sich in scharfer Form. Der reformistische
Arbeitervertretungsausschuss (1900) und später die Labour Party (1906) waren das Ergebnis eines
Bruches der Gewerkschaften mit den Liberalen und einer Hinwendung zu eigenständiger politischer
Vertretung. Dieses reformistische Ergebnis war aber keineswegs von Anfang an vorherbestimmt. Ein
korrektes Eingreifen von Revolutionären hätte möglicherweise die Etablierung der Partei als
bürgerliche Arbeiterpartei verhindern können, oder hätte zumindest eine revolutionäre alternative
Führung der Massen innerhalb oder außerhalb dieser Partei etablieren können. Die
Wahrscheinlichkeit, dass sich eine reformistische Partei bildet, hätte Marxisten trotz ihrer
anfänglichen zahlenmäßigen Unterlegenheit nicht davon abhalten dürfen, sich am
Formierungsprozess dieser Partei auf ihre Weise zu beteiligen. Der Zustand der Marxisten als
verschwindend kleine Minderheit wäre dabei nicht entscheidend gewesen. Lenin merkte 1907 an:
„Engels bestand darauf, wie wichtig eine unabhängige Arbeiterpartei sei, selbst mit einem
schlechten Programm, weil er von Ländern sprach, wo bis dahin nicht das geringste Anzeichen einer
politischen Unabhängigkeit der Arbeiter vorhanden war – wo die Arbeiter meistens der Politik der
Bourgeoisie gefolgt sind und dies auch weiterhin tun.” (31)

Engels trat dafür ein, dass die Massen ihre -Erfahrungen mit der Bildung einer Partei machen
müssen, und dass sie davon lernen könnten und lernen würden. 1889 schrieb er an Sorge über die
Erhebung der Arbeiterklasse: „Die Bewegung ist jetzt endlich im Gang, und wie ich glaube,
endgültig. Aber nicht direkt sozialistisch, und diejenigen Leute, die unter den Engländern unsre
Theorie am besten verstanden, stehn außer ihr. (…) Dabei sehn die Leute ihre momentanen
Forderungen selbst nur als provisorisch an, obwohl sie selbst noch nicht wissen, auf welches Endziel
sie hinarbeiten. Aber diese dunkle Ahnung sitzt tief genug in ihnen, um sie zu bewegen, nur
offenkundige Sozialisten zu Führern zu wählen. Wie alle andern müssen sie durch ihre eignen
Erfahrungen, an den Folgen ihrer eignen Fehler lernen. Aber da sie, entgegen den alten Trades
Unions, jede Andeutung von der Identität der Interessen von Kapital und Arbeit mit Hohngelächter
aufnehmen, wird das nicht sehr lange dauern.“ (32)



Der hier enthaltene perspektivische Ansatz, den Engels oft wiederholte und der sich auf die
offensichtliche Schwächung der ökonomischen Position Britanniens stützte, sollte sich als falsch
erweisen. Engels konnte nicht das massive Wachstum imperialistischer Ausbeutung vorhersehen,
das den Reformismus in der Arbeiterklasse stärken sollte. Dies zu verstehen und zu bekämpfen war
die Aufgabe der nächsten Generation von revolutionären Marxisten. Engels erkannte aber, dass die
Einheit von Marxisten und Nicht-Marxisten beim Aufbau einer proletarischen Klassenpartei kein
Hemmnis war für den Kampf um unabhängige Klassenpolitik innerhalb einer solchen Partei. Das war
ein wichtiger Ausgangspunkt für die Entwicklung der Taktik der Labor Party (Arbeiterpartei) in den
USA durch die Komintern und später durch Trotzki.

25. Die kommunistische Bewegung in den USA entstand aus der schlimmen Krise der
amerikanischen sozialistischen und syndikalistischen Bewegung während des 1. Weltkriegs und in
den ersten Nachkriegsjahren. Sie entstand als eine gespaltene und verfolgte Bewegung, die von der
großen Masse der amerikanischen Arbeiter isoliert war und die von Taktiken zur Oberwindung
dieses Zustandes nicht viel hielt. Die Komintern führte einen sehr langen Kampf für die Vereinigung
der Bewegung und gegen die sektiererischen Elemente darin. Die Wende kam auf dem 3. Kongress
der KI im Jahre 1921.

Dort wurde die Kampagne der kommunistischen Parteien für die Gewinnung der Massen mittels
praktischer Aktionseinheiten gegen die Unternehmer begründet. Auf dem Kongress wurde zwar
nichts im Hinblick auf die Einheitsfront in Amerika beschlossen, doch Lenin stellte hier den US-
Delegierten zum ersten Mal die Frage nach einer Labor Party. Auf dem 4. Kongress 1922 hatten die
gerade aus dem Untergrund als „Workers Party“ aufgetauchten amerikanischen Kommunisten
bereits eine Position zugunsten der Taktik der Labor Party zu entwickeln begonnen. Im Mai 1922
verabschiedete die Workers Party ein Thesenpapier zur Einheitsfront, das die Labor Party als
besondere Form der Einheitsfront in den USA anerkannte. Im Oktober desselben Jahres
veröffentlichte der Vertreter der KI in den USA, Pepper, eine Broschüre mit den Titel „Für eine
Labor Party!“. Er stellte darin die Labor Party als Partei der gesamten organisierten Arbeiterklasse
dar, aber mit dem Ziel „der Abschaffung der Lohnsklaverei, der Errichtung einer Arbeiterrepublik
und eines kollektiven Produktionssystem.” (33)

Doch bei der praktischen Anwendung dieser besonderen Form der Einheitsfront zeigten die
amerikanischen Kommunisten nur ein beschränktes Verständnis bezüglich der prinzipienfesten
Handhabung einer solchen Taktik.

1923 berief die Workers Party eine Konferenz zur Gründung einer Labor Party ein, zusammen mit
der reformistisch geführten Chicago Federation of Labor und der populistischen Farmer-Labor-
Bewegung (einem losen Zusammenschluss von Parteien aus verschiedenen Bundesstaaten). Auf
dieser Konferenz stellten die Kommunisten ausschließlich die Notwendigkeit der raschen
Parteigründung in den Vordergrund. Es wurde eher über den Zeitpunkt der Parteigründung als über
die politischen Inhalte diskutiert. Dieser Organisationsfetischismus der Kommunisten beschwor eine
vorzeitige Spaltung mit den reformistischen Gewerkschaftsführern herauf. Die Kommunistische
Partei machte sich daran, die “Federated Farmer-Labor Party“ (FFLP) zu gründen. Durch
erfolgreiche Konferenztaktik gewannen die Kommunisten die Kontrolle über jene Partei, aber das
erwies sich als ein Pyrrhussieg. Die FFLP war nur der vergrößerte Schatten der Kommunisten und
keine Massenpartei der amerikanischen Arbeiterklasse. Sie wollte sich auf zwei Klassen stützen,
Farmer und Arbeiter, und sie hatte kein revolutionäres Programm.

In der Workers Party waren James P. Cannon und der frühere Syndikalist William Z. Foster die
Hauptgegner dieser Orientierung auf die FFLP. Ihre Gegnerschaft beruhte freilich nicht auf dem
politischen Inhalt der FFLP, sondern darauf, dass der Bruch mit Fitzpatrick von der Chicago
Federation of Labor die kommunistischen Kämpfer von den „Fortschrittlichen“ in den AFL-



Gewerkschaften isoliert hatte. Sie betrieben eine rechte Opposition gegen Pepper, den Befürworter
dieses Bruches. Cannon gab selber zu, dass er damals „ausgesprochen rechts“ gewesen war. (34)
Pepper beharrte andererseits darauf, dass die FFLP eine Massenpartei und ein Sieg für die
Kommunisten sei. Über den programmatischen Inhalt dieser Taktik gab es keine
Auseinandersetzungen. Das wurde durch die allseitige Unterstützung für Peppers späteren Plan
bestätigt, die FFLP als Wahlhilfe für einen mittelständischen Kandidaten bei den
Präsidentschaftswahlen 1924 einzuspannen.

Sowohl Pepper wie auch Cannon sahen, wenn auch aus unterschiedlichen Gründen, die
Unterstützung des liberalen Senators La Follette aus Wisconsin als Mittel zur Rechtfertigung ihrer
jeweiligen Orientierung an. Cannon sah darin ein Mittel für die Partei, eine neue Brücke zu den
fortschrittlichen Gewerkschaftern zu schlagen, die mit La Follette sympathisierten. Auf der anderen
Seite entwickelte Pepper eine Theorie, wonach die amerikanischen Farmer die wahre revolutionäre
Kraft im Lande wären. Durch die Unterstützung La Follettes könnte die FFLP mit diesen Farmern
zusammengehen und so ein Bündnis mit dem Kleinbürgertum in Gestalt einer Zweiklassenpartei
zustandebringen. Diese Partei würde dann eine dritte (bürgerlich-demokratische) amerikanische
Revolution hervorrufen, die schließlich den Weg für eine vierte, proletarische, ebnen würde. Das
war eine frühe Fassung von Stalins menschewistischer „Etappenstrategie“. Erst das Eingreifen der
Komintern vereitelte diese Pläne in Amerika. Der Einspruch der KI zwang die amerikanischen
Kommunisten, mit allen Teilen der Farmer-Arbeiter-Bewegung vollkommen zu brechen, die FFLP
aufzulösen und eine „Linkswendung“ zu vollziehen. Die von Sinowjew geführte KI legte der
amerikanischen Kommunistischen Partei nahe, ihre Irrtümer zu korrigieren, indem sie nun La
Follette als Faschisten beschimpfen sollte!

Das ganze Experiment deckte eine grundlegende Schwäche in der Taktik der Labor Party auf, wie
sie von den amerikanischen Kommunisten verstanden wurde. (35)  Ausgehend von einem
sektiererischen Fernbleiben von der wirklichen Labor-Party-Bewegung 1919 landeten die
Kommunisten schließlich bei einer Position, die die Gründung einer Labor Party ohne Rücksicht auf
die Inhalte ihres Programms als taktisches Ziel betrachtete. Das musste sie zur Übernahme einer
Rolle als wohlgesonnener Geburtshelfer für eine reformistische Labor Party führen. Die „linke“
Alternative hierzu sah nicht besser aus; sie bestand darin, die auf politische Unabhängigkeit
gerichteten Bewegungsansätze in den Gewerkschaften faktisch zu hintertreiben. Cannon dachte
gewiss an eine reformistische Labor Party und fasste sogar ein Bündnis für eine dritte (bürgerliche)
Partei über alle Klassen hinweg ins Auge. Der Fehler dabei lag in dem Rückgriff auf den Ratschlag
von Engels aus den 1880er Jahren, ohne die Bedeutung der Spaltung in der 2. Internationale und die
programmatische Entwicklung der 3. Internationale zu berücksichtigen. Diese Position ging von der
nicht mehr gültigen Voraussetzung aus, dass jede Art von Arbeiterpartei einen unbedingten Schritt
vorwärts darstellen würde. Die Verwirrung darüber hielt sogar unter den besten revolutionär-
kommunistischen Elementen bis Ende der 30er Jahre an.

26. In der Komintern und der amerikanischen Partei vereitelte das Aufkommen des Stalinismus eine
kritische Würdigung der Periode von 1922/23. Als sich die amerikanische Linke Opposition
formierte, übernahm sie einfach die Position der KP von früher her. Cannons Programm der Linken
Opposition in Amerika stellte fest: „Die Perspektive einer Labor Party als erster Schritt in der
politischen Entwicklung der amerikanischen Arbeiter gilt heute genauso wie 1922, als diese Position
nach scharfem Kampf in der Partei und auf dem 4. Kongress der KI angenommen wurde, obwohl die
Formen und Methoden ihrer Verwirklichung heute etwas von denen abweichen, die damals
angezeigt waren.“ (36)

Das Programm kritisierte wohl die Initiativen zur Etablierung einer Schein-Labor-Party (z.B. die
FFLP), griff Peppers Idee von einer Zweiklassen-„Farmer-Arbeiter“-Partei an und rief stattdessen
zur Bildung einer wirklichen Labor Party sowie zu einem Bündnis mit den armen Farmern auf. Doch



der Kardinalfehler von 1922/23, nämlich eine solche Parteigründung an sich schon als notwendigen
Schritt zu erachten, wurde wiederholt. Die innere rechte Logik des Fehlers wurde nicht erkannt.
Diese Position veranlasste Trotzki 1932 zu einer Kritik an den amerikanischen Trotzkisten.

Trotzkis Kritik fußte auf der Abneigung gegen die Idee, dass Revolutionäre von sich aus zur Bildung
einer Labor Party aufrufen sollten. So wie Cannon die Losung aufstellte – für eine reformistische
Labor Party – traf Trotzkis Kritik ins Schwarze. Einerseits hatte die Phase relativer kapitalistischer
Prosperität bis 1929 der Massenbewegung für eine Labor Party das Wasser abgegraben.
Andererseits hätte ein Sieg der Linken Opposition in der Komintern eine erneuerte revolutionär-
kommunistische Partei in die Lage versetzt, sich selbst an die Spitze der Arbeiterklasse zu stellen,
wenn deren Milltanz wiedererwacht wäre. Außerdem war die Praxis, Langzeitblöcke mit
Reformisten bzw. kleinbürgerlichen oder bürgerlichen Nationalisten zu bilden, der Kern des
Stalin/Bucharinschen Verrats in China und Britannien gewesen. Dies war weiterentwickelt worden
zu einer ausgewachsenen Etappentheorie. Für Trotzki war die Schaffung einer reformistischen
Partei nicht der ersehnte „erste Schritt“, sondern eine potentielle Barriere für die revolutionäre
Entwicklung der amerikanischen Arbeiter. Aus den genannten Gründen folgerte er: „Die Schaffung
einer Labor Party kann nur hervorgerufen werden durch starken revolutionären Druck der
werktätigen Massen und eine wachsende Bedrohung durch den Kommunismus. Unter diesen
Umständen ist völlig klar, dass die Labor Party keine fortschrittliche Entwicklung für die
Arbeiterklasse darstellen würde.“ (37)

Trotzkis Kritik an den rechten Positionen der amerikanischen Genossen war zwar an sich korrekt,
aber mit dem Makel behaftet, dass er sich der Einschätzung anschloss, eine Labor Party sei nur als
reformistische Partei denkbar. Trotzkis Anschauung war auf die Unterstellung verkürzt, eine Labor
Party sei entweder nutzlos oder reaktionär. Als unnütz würde sie sich erweisen, falls es ein
massenhaftes Anwachsen von revolutionärem Bewusstsein gäbe. In diesem Falle würde sich eine
kommunistische Massenpartei formieren. Reaktionär wäre die Labor Party, falls die
Gewerkschaftsbürokraten zur Kontrolle über die Bewegung imstande wären. Diese Anschauung war
weit undialektischer als seine spätere Position, weil sie eine, Situation aus-schloss, die beide
Erscheinungen miteinander kombinierte, und wo der Druck der Massen für die Schaffung einer
Labor Party gegen die reformistischen Führer gewendet werden konnte.

Seine spätere Perspektive (vgl. das Übergangsprogramm von 1938) war geprägt von einem
Verständnis für die Tiefe der imperialistischen Krise und die Bewusstseinsstagnation der
Arbeiterklasse. Daraus ergab sich eine schwere Führungskrise in den proletarischen
Organisationen. So war es lebensnotwendig für Revolutionäre, in vorwärtsweisenden Bewegungen
der Arbeiterklasse intervenieren zu können, auch wenn diese noch unter reformistischem Einfluss
standen. Eine solche Intervention war notwendig, um die Arbeiter für wirksame Taktiken und eine
zusammenhängende antikapitalistische Strategie zu gewinnen. So kann im Feuer des Kampfes eine
alternative Führung geschmiedet und die Führungskrise gemeistert werden.

Der Aufstieg der großen Industriegewerkschaften (die CIO-Bewegung) Mitte der 30er Jahre war die
Grundlage für Trotzkis Wiederaufarbeitung der Taktik der Labor Party, die nun im Lichte der
vollentfalteten Methode des Übergangsprogramms neu entworfen wurde.

27. Auf ihrer Gründungskonferenz wiederholte die amerikanische Socialist Workers Party (SWP)
Trotzkis Position von 1932 zur Labor Party fast wortgetreu. Trotzki kritisierte sie deswegen und
kämpfte für eine Umkehr der Parteiposition um 180 Grad.

Bei der Ausarbeitung seiner Position von 1938 berücksichtigte Trotzki zwei neue Entwicklungen.
Zunächst analysierte er den Aufstieg der CIO als einen Faktor, der das Bewusstsein der
Arbeiterklasse über die Notwendigkeit politischer Aktionen beleben würde. Zu diesem Zweck



würden sie eine politische Partei brauchen. Er stellte die Alternative für die Arbeiterklasse
folgendermaßen dar: „Es ist eine objektive Tatsache, dass die von der Arbeitern neu geschaffenen
Gewerkschaften in eine Sackgasse geraten sind, und der einzige Weg für die gewerkschaftlich
organisierten Arbeiter besteht darin, mit vereinten Kräften die Gesetzgebung und den Klassenkampf
zu beeinflussen. Die Arbeiterklasse steht vor der Alternative: entweder Auflösung der
Gewerkschaften oder Zusammenschluss zur politischen Aktion.“ (38)

Mit anderen Worten: die objektive Lage erforderte klar eine Arbeiterpartei. Wenn allerdings
Millionen von Arbeitern in der CIO zur politischen Aktion übergingen, würde dies von der
reformistischen Führern wahrscheinlich in eine nur reformistische Richtung kanalisiert werden.
Revolutionäre können es sich nicht leisten, auf irgendeiner Stufe der politischen Entwicklung der
Arbeiter abseits zu stehen, wenn sie die Chance haben wollen, diesen Prozess in eine revolutionäre
Richtung zu lenken. Zu diesem Zweck müssen sie sich mit den Millionen von reformistisch geführten
Arbeitern vereinigen und ihren Führern zurufen: Brecht mit den bürgerlichen Parteien, kettet
unsere Gewerkschaften nicht politisch an die Unternehmer! Dadurch können sich die Kommunisten
eine günstigere Position verschaffen, um das revolutionäre Programm in den politischen Bruch mit
der bürgerlichen Demokratischen Partei inhaltlich einzubringen.

Trotzkis zweite Oberlegung fußte auf dem Umstand, dass die amerikanische Sektion der IV.
Internationale unfähig gewesen war, die Führung der Arbeiterklasse so rasch zu übernehmen, wie er
dies gehofft hatte. Das verschlimmerte die proletarische Führungskrise. Die Massen verlangten nach
politischen Antworten. Das zeigte sich bei den neuerlichen Bewegungsansätzen für eine echte Labor
Party in Organisationen wie der Liga parteiloser Arbeiter, der Amerikanischen Labor Party in New
York und anderen Gruppen. Wenn die SWP abseits von diesen Bewegungen stünde, würden die
Bürokraten die Führungskrise lösen, indem sie den Druck der Massen mit der Schaffung einer
reformistischen Labor Party auffingen. Um dies zu verhindern und die Bewegung in eine
revolutionäre Richtung lenken zu können, entwickelte Trotzki die Taktik der Labor Party und ging
über seine früheren Einwände hinweg.

Er führte in die Taktik ein algebraisches Element ein, d.h. er wollte zugleich mit der Schaffung der
Einheitsfront zum Aufbau einer unabhängigen Arbeiterpartei ein Übergangsprogramm in die
Bewegung hineintragen. Wenn dieses Programm angenommen werden würde, würde das den
Triumph der Revolutionäre in der neuen Partei bedeuten. Trotzki überwand die offenkundige
Etappentheorie der – „reformistischen Labor Party“ und ersetzte sie durch eine Taktik, bei der der
Kampf über die Herausbildung einer Labor Party entscheiden würde: „Sind wir für den Aufbau einer
reformistischen Labor Party? Nein. Sind wir für eine Politik, die den Gewerkschaften die
Gelegenheit einräumt, ihr Gewicht politisch geltend zu machen? Ja. Es kann eine reformistische
Partei werden – das hängt von der Entwicklung ab. Hier kommt die Frage nach dem Programm
herein.“ (39)

Durch den Kampf für das eigene Programm als Programm der Labor Party eröffnete die SWP die
Möglichkeit, sie als revolutionäre Partei zu formen. Natürlich würde dies in einem relativ
kurzfristigen, aber heftigen Kampf mit der Bürokratie entschieden werden. Allerdings war dies nur
eine Möglichkeit, und darum blieb die Konsolidierung der SWP das wichtigere Ziel. Wenn die
Revolutionäre gewinnen würden, könnten sie die Labor Party als revolutionäre, von Reformisten
gesäuberte Kampfpartei organisieren, meinte Trotzki. Aber das Programm würde entscheiden, ob
die Partei revolutionär oder reformistisch sein würde. Deswegen dachte Trotzki für den Fall der
praktischen Realisierung, dass die Labor Party „eine fortschrittliche Bedeutung nur für eine
vergleichsweise kurze Übergangszeit erhalten kann“. (40)

Das heißt, bis zu dem Zeitpunkt, da der Kampf zwischen Reformisten und Revolutionären für eine
Seite entschieden worden war. Würden letztere gewinnen, so würde das „unvermeidlich den



Rahmen der Labor Party sprengen und es der SWP erlauben, die revolutionäre Vorhut des
amerikanischen Proletariats um das Banner der IV. Internationale zu scharen“. (41) Wenn die
Reformisten siegen würden, wäre eine konterrevolutionäre, sozialdemokratische Partei das
Ergebnis.

Trotzki argumentierte, dass seine Position von 1938 keine theoretische Revision seiner Position von
1932 bedeutete, sondern lediglich eine Konkretisierung. Das ist nicht der Fall. Trotzki änderte
tatsächlich seine Position. Alle Behauptungen, es gäbe keine Positionsänderung, führen zu einer
sektiererischen Abwendung von der Labor-Party-Taktik; d.h. 1932 schloss Trotzkis Position die
Anwendung der LP-Taktik in einer algebraischen, übergangsartigen Weise aus. Sektierer benutzen
diese frühe Position, um zu beweisen, dass nur in Zusammenhang mit dem CIO-Aufschwung und
dem Klassenkampf die spätere Verwendung der Losung durch Trotzki gerechtfertigt war. Ohne
einen solchen Aufstand sei es unmöglich, die Taktik anzuwenden, und wir sollten zu Trotzkis
Position von 1932 zurückkehren, die die revolutionäre Partei der Labor Party gegenüberstellte. Die
LRP in Amerika ist ein treffendes Beispiel für eine von dieser sektiererischen Methode paralysierten
Gruppe.

Der Druck der Massen ist zweitrangig beim Verständnis der Differenzen in den beiden Positionen
Trotzkis. Er sagte 1932, dass die alleinigen Entstehungsbedingungen für eine Labor Party nur als
Resultat des revolutionären Drucks der Massen zu sehen wären. Er kam zu dem Schluss, dass eine
solche Entwicklung schlecht wäre, ein Hindernis wäre für die Schaffung einer revolutionären Partei.
Der Grund dafür ist, dass Trotzki die Anwendung der LP-Taktik dem Aufbau einer revolutionären
Partei gegenüberstellte. Beides in einer Perspektive wurde als widersprüchlich gesehen.

Doch 1938 war es genau der Druck der Massen, der sich in dem CIO-Aufschwung ausdrückte, der
ihn zur Änderung seiner Position brachte. Trotzki trat nun für die Notwendigkeit ein, eine Labor
Party zu fordern. Dabei war nun genau derselbe Druck vorhanden, den Trotzki 1932 als Grund
bemühte, die Losung nicht zu verwenden. Geändert hatten sich nicht die Umstände, wie die
Sektierer wahrhaben wollen, sondern Trotzkis methodischer Zugang zum Problem. Die Niederlagen
der internationalen Arbeiterklasse, der schreckliche Verrat der traditionellen Führungen, die
geringe Größe der IV. Internationale und das enorme Ausmaß der Krise für die Menschheit brachten
Trotzki zur erstmals in umfassendem Sinn vollen Entwicklung der Übergangsmethode. Im
wesentlichen hieß das die Anwendung des Übergangsprogramms und der sich daraus ergebenden
Forderungen und Taktiken, sowie der Versuch, die Führungskrise zu lösen. Von der fehlerhaften
Position, die Anwendung der Einheitsfront sowie den Kampf für Übergangsforderungen darin und
den Ruf nach einer revolutionären Partei (genau genommen der Forderung nach einer reformierten
KP in der Position von 1932) einander gegenüberzustellen, bewegte sich Trotzki mithin zur
korrekten Position, die Einheitsfront auf politischer Ebene als eine Taktik zum Aufbau der
revolutionären Partei und dadurch zur Lösung der Führungskrise anzuwenden.

Wie Trotzki selbst bei der Begründung für die Positionsänderung feststellte: „Nun dürfen wir nicht
mit unserer Prognose von gestern, sondern mit der Situation von heute rechnen … Wir müssen
unser Programm ändern, weil die objektive Situation sich völlig unterscheidet von unserer früheren
Prognose.“ („US- und europäische Arbeiterbewegungen: ein Vergleich”) Die Führungskrise wurde
zum Zentrum von Trotzkis Überlegungen. Eine Rückkehr zur Position von 1932 wäre
gleichbedeutend mit einem Verlassen des programmatischen methodischen Wegs, der von Trotzki
gebahnt wurde, um jene Krise (von der wir meinen, dass sie noch besteht) zu lösen; stattdessen
würde man ihn nur durch abstrakte Forderungen nach einer revolutionären Partei ersetzen.

28. 1938 hatte Trotzki die Taktik der Labor Party fertig entwickelt, bis in ihre ausgearbeitete
revolutionäre Form. Die von ihm verfassten Leitlinien bleiben gültig bis heute. Sie können wie folgt
zusammengefasst werden:



a) Revolutionäre müssen es ablehnen, die Forderung nach einer unabhängigen, auf die
Gewerkschaften gestützten Partei und die begleitende Forderung an die Bürokratie, mit der
Bourgeoisie zu brechen, mit der Forderung nach einer reformistischen Labor Party zu identifizieren.

b) Das Übergangsprogramm als Programm für die Labor Party ist das Kampfmittel zur
Gewährleistung einer revolutionären Entwicklung.

c) Für den unvermeidlichen Kampf mit der Bürokratie muss eine revolutionäre Organisation auch
innerhalb der Bewegung für eine Labor Party aufrechterhalten werden.

d) Perioden der Wirtschaftskrise und des sich verschärfenden Klassenkampfes sind am günstigsten
für die Aufstellung der Losung einer Labor Party. Aber selbst in “ruhigen“ Zeiten behält die Losung
einen propagandistischen Wert und kann in lokalen Situationen oder bei Wahlen auch agitatorisch
gehandhabt werden. Revolutionäre würden z.B. von den Gewerkschaften statt der
Wahlunterstützung für einen demokratischen Kandidaten die Aufstellung eines unabhängigen
Kandidaten der Arbeiterklasse fordern.

e) Keineswegs ist eine Labor Party, die natürlich weniger darstellt als eine revolutionäre Partei, eine
notwendige Entwicklungsstufe für die Arbeiterklasse in Ländern ohne Arbeiterparteien.

f) Noch einmal sei daran erinnert: Das Programm hat Vorrang.

Obwohl diese Leitlinien heute in den USA und anderswo von Gruppen wie der mittlerweile durch
und durch rechtszentristischen SWP (US) grob verfälscht und missbraucht werden, haben sie immer
noch ihre Gültigkeit als Anleitung zur revolutionären Handhabung der Labor-Party-Taktik.

Ob wir die Labor-Party-Taktik anwenden oder nicht, hängt von den jeweiligen Zuständen in
einzelnen Ländern ab. Wir würden als allgemeine Regel aufstellen, dass die Taktik in Ländern
angewendet werden kann, wo die Arbeiterklasse Gewerkschaften geschaffen hat, aber keine Form
von politischer Organisation entwickelt hat. Die Taktik wird Teil des taktischen Rüstzeugs für
Revolutionäre in jenen Ländern. Natürlich heißt das nicht, dass sie immer als zentrale Taktik
angewendet werden kann und dass man um sie kämpft als ein Allheilmittel gegen alle Krankheiten
des Proletariats. Wie bei allen Taktiken erkennen wir, dass der Umfang ihrer Nutzbarmachung und
der Charakter ihrer Anwendung unter verschiedenen Umständen variieren können. In den
Vereinigten Staaten hätte die Losung in Wahlkampagnen, wenn die Gewerkschaftsführer damit
beschäftigt sind, Geld für die Parteien der Bourgeoisie aufzubringen und Stimmen für sie zu
gewinnen, eine enorme Bedeutung und würde damit einen integralen und zentralen Bestandteil
revolutionärer Arbeit bilden. In anderen Perioden, bspw. zu Zeiten einer Klassenkampfruhe würde
die Losung ihr Gewicht vornehmlich auf der Propagandaebene bewahren.

Man muss jedoch das Wesen der Taktik verstehen, nämlich: Bruch mit der Bourgeoisie als eine
Forderung an die Gewerkschaftsführer und die Basis. In den USA würde dies insbesondere einen
Kampf beinhalten, der zum Ziel hat, die Gewerkschaften von den Demokraten loszubrechen. In
Argentinien wäre die Losung auf den Bruch der Gewerkschaften mit dem bürgerlichen
Nationalismus abgestimmt, in Südafrika auf den Bruch mit der Volksfrontpolitik der UDF und der
ökonomistischen Haltung vieler schwarzer Gewerkschaftsführer, die ihren Abstentionismus von der
Politik pflegen. In Brasilien, wo eine Arbeiterpartei formiert worden ist, würde der Kampf für ein
revolutionäres Aktionsprogramm in dieser Partei die Achse einer revolutionären Intervention bilden,
um ein revolutionäres Instrument zu schmieden – eine Entwicklung, die noch nicht ausgeschlossen
ist im Rahmen der Brasilianischen Arbeiterpartei PT.

Doch wir fordern keine Arbeiterparteien unter Umständen, wo auf Gewerkschaften gestützte oder zu



bedeutenden Teilen aus gewerkschaftlicher Basis bestehende reformistische Parteien schon
existieren. Dies wäre eine opportunistische Anwendung der Losung, wie sie das lambertistische IK in
vielen Ländern praktiziert. Die Forderung nach einer anderen Arbeiterpartei, ohne damit eine
revolutionäre Partei zu meinen, wie z.B. in Frankreich, würde allerdings den Kampf um die
Lostrennung der gewerkschaftlichen Massen vom Reformismus scheuen. Eine solche Forderung
hieße, den Kampf gegen die sozialistischen und stalinistischen Bürokratien zu scheuen.

Mit der Verwendung der Losung der Labor Party in einem übergangsartigen, algebraischen Sinn
und durch die Untersuchung der konkreten Umstände, unter denen sie anzuwenden ist, vermeiden
wir sowohl die sektiererischen wie auch die opportunistischen Anwendungen der Taktik, die bei den
degenerierten Bruchstücken der IV. Internationale so üblich sind.

Anmerkung der Redaktion

Hinsichtlich der Anwendung der Taktik in Länder, wo es schon bürgerliche Arbeiterparteien hat die
LFI vor mehr als einem Jahrzehnt ihre Position geändert. Wir halten eine prinzipienfeste Anwendung
dieser Taktik für möglich, wo wichtige Sektoren der Avantgarde mit ihren “traditionellen”
reformistischen Parteien brechen und sich nach links bewegen. Dieser Kampf muss jedoch in jedem
Fall auf Basis einer revolutionären Aktionsprogramm geführt werden.

Die Taktik der organisatorischen Angliederung

29. Die politische Bewegung, die die Revolutionäre mit Hilfe der Labor-Party-Taktik zu steuern
versuchen, existiert nicht nur in Perioden vor der Schaffung einer solchen Partei. Sie kann sich
fortsetzen oder entwickeln, wenn die verschiedenen Tendenzen und Programme in der
Arbeiterklasse bei der Frage des Parteiaufbaus und des Parteiprogramms aufeinanderprallen.
Trotzki erkannte das 1932, als er schrieb: „Die Möglichkeit zur Teilnahme an der Bewegung für eine
Labor Party und deren Nutzung ist offensichtlich größer in ihrer Anfangsphase, d.h. dann, wenn die
Partei noch keine Partei, sondern erst eine konturlose politische Massenbewegung ist. Fraglos
müssen wir dabei dann mit größter Energie mitarbeiten; aber nicht beim Aufbau einer Labor Party,
die uns ausschließen und bekämpfen wird, sondern wir müssen die fortschrittlichen Elemente der
Bewegung durch unsere Aktivität und Propaganda mehr und mehr nach links zu treiben versuchen.“
(42)

In den frühen 20er Jahren konnte die junge Kommunistische Partei Großbritanniens (CPGB) diese
Taktik gegenüber die britischen Labour Party (LP) anwenden. Die LP wurde nicht als zentralisierte
Partei, sondern als Verbund von Teilorganisationen gebildet. Sie schloss sowohl die Gewerkschaften,
als auch politische Tendenzen wie die Unabhängige Labour Partei (ILP), den Sozialdemokratischen
Bund (diesen nur kurze Zeit) und die „Fabier“ mit ein. (43)  Das föderative Prinzip verhinderte
wirksam eine demokratische Kontrolle der Führung durch die Massen der Parteimitglieder. Dieses
Prinzip bewirkte auch eine ideologische Schwammigkeit, die den Reformisten eine optimale
Fortsetzung ihrer praktischen Kollaboration mit der Bourgeoisie erlaubte. Aber das föderative
Prinzip erlaubte 1916 auch die Angliederung der Britischen Sozialistischen Partei (BSP), der
Nachfolgerin des Sozialdemokratischen Bundes, die die bedeutendste Gruppierung von Marxisten in
Britannien war. Als die BSP sich 1920 an der Gründung der CPGB beteiligte, stellte sich darum die
Frage ihrer weiteren Mitgliedschaft in der Labour Party.

Im Gegensatz zu denen, die stillschweigend ihre Mitgliedschaft in der LP erneuern wollten, so als
hätte sich nichts geändert, und diejenigen, die sich demonstrativ von der LP abspalten wollten, war
Lenin für den Versuch der CPGB, sich geschlossen an die LP anzugliedern.



Er schlug dies vor, damit die Kommunisten sich einen direkten Kontakt mit den vielen Arbeitern an
der Basis verschaffen konnten, die in die LP als Folge des Beschlusses, Einzelmitgliedschaften zu
erlauben, nach 1918 eingetreten waren. Die Angliederungstaktik war darum als Test für den
Anspruch der LP gedacht, die Partei der gesamten Arbeiterklasse zu sein – zu einer Zeit, als die
bürokratische Kontrolle über die Partei noch nicht direkt spürbar war und der wirkliche Charakter
dieser Partei Millionen von Arbeitern noch nicht durch die Erfahrung mit ihr an der Regierung
enthüllt worden war. Lenin betonte, dass die Anwendung dieser Taktik minimale Zugeständnisse von
Seiten der Kommunisten erfordern würde: „Diese Partei erlaubt angegliederten Organisationen
gegenwärtig die Freiheit der Kritik und die Freiheit von propagandistischen, agitatorischen und
organisatorischen Aktivitäten für die Diktatur des Proletariats, solange die Partei ihren Charakter
als Bund aller Gewerkschaftsorganisationen der Arbeiterklasse bewahrt.” (44)  Solche Kompromisse
oder Zugeständnisse, hauptsächlich in Wahlangelegenheiten, sollten die Kommunisten eingehen
wegen „der Möglichkeit des Einflusses auf breiteste Arbeitermassen, der Entlarvung der
opportunistischen Führer von einer höheren und für die Massen besser sichtbaren Plattform aus und
wegen der Möglichkeit, den Übergang der politischen Macht von den direkten Repräsentanten der
Bourgeoisie auf die ‚Labour-Leutnants‘ der Kapitalistenklasse zu beschleunigen, damit die Massen
schneller von ihren gröbsten Illusionen im Bezug auf die Führung befreit werden.“ (45)

Der Antrag auf Angliederung der CPGB vom August 1920 wurde von den reformistischen Führern
der LP abgelehnt. Trotzdem kämpfte die CPGB auf der Basis ihrer Einzelmitglieder in der LP bzw.
über die von den angeschlossenen Gewerkschaften in die LP-Organe entsandten KP-Mitglieder bis
1928 weiter für das Recht auf Angliederung.

30. Die Parteien der Komintern betrieben systematisch während ihrer revolutionären Periode in der
Labour Party (auch nach der Ablehnung der Angliederung) und in anderen reformistischen Parteien
wie selbstverständlich Fraktionsarbeit. Die KPD-Fraktion kämpfte 1920 in der deutschen USPD
höchst erfolgreich für die Anerkennung der Komintern-Mitgliedschaftskriterien und für die
Trennung von den reformistischen und zentristischen USPD-Führern. Eine solche Fraktionsarbeit ist
aber nicht zum Zwecke einer strategischen Umwandlung der Parteien gedacht, in denen fraktionell
gearbeitet wird. Die Arbeit der KPD wirkte sich vielmehr so aus, dass der linke Flügel der USPD (mit
mehreren Hunderttausend Mitgliedern) sich von dieser Partei abspaltete und mit der KPD
vereinigte. Der fortwährende Kampf um die Angliederung an die britische LP war auch das Ergebnis
der disziplinierten und aufeinander abgestimmten Aktivitäten der kommunistischen Einzelmitglieder
in der LP. Lenin riet ihnen vollkommen klar: Durch revolutionäre Politik begäben sie sich in die
Gefahr, ausgeschlossen zu werden. Doch sollten sie nicht davor zurückschrecken, denn in einem
solchen Streit um ihre Mitgliedschaft würden die Reformisten bei den gegen die Bourgeoisie
kampfbereiten Kräften als die Spalter entlarvt: „Lasst die Herren Thomas und die anderen sozialen
Verräter, die euch soziale Verräter nennen, euch ausschließen. Das wird eine ausgezeichnete
Wirkung haben auf die britischen Arbeitermassen … Wenn die britische KP sich anschickt, in der
Labour Party revolutionär zu handeln, und wenn die Herren Henderson und Co. dann gezwungen
sind, unsere Partei auszuschließen, wird das ein großer Sieg für die Kommunisten und die
Arbeiterbewegung in England sein.“ (46)

Das Entwicklungspotential einer solchen Situation zeigte sich klar anhand der Erfahrungen mit der
britischen LP, auch nachdem die Angliederung abgelehnt worden war. Der Aufnahmeantrag wurde
auf den Jahreskonferenzen stets neu gestellt und schuf für die Kommunisten ständig Gelegenheiten,
LP-Mitglieder zumindest für das Recht auf ihre Anerkennung als Bestandteil der Labour-Bewegung
zu gewinnen. 1923 erhielten sie beispielsweise 200.000 Stimmen, wenn auch insgesamt die
Entschließung zur Angliederung von 3 Millionen niedergestimmt wurde. Die reformistischen Führer
waren damit nicht zufrieden, und im Laufe der 20er Jahre gelang ihnen die schrittweise
Eindämmung der Rechte der Kommunisten in der Partei. 1924 wurde den Kommunisten das Recht



auf Kandidatur für die LP entzogen. Im folgenden Jahr wurde ihnen die Einzelmitgliedschaft in der
Partei verboten, und 1926 wurden sie für unwählbar als Konferenzdelegierte erklärt, selbst wenn sie
von Gewerkschaftsorganen entsandt worden waren.

Diese Maßnahmen riefen ernsthafte Opposition in der Partei hervor. Ober 100 Wahlkreisvereine der
LP weigerten sich, den Beschluss von 1925 zu übernehmen. Die KP versuchte, ein taktisches
Bündnis mit Linksreformisten und Zentristen aufzubauen, um Ausschlüsse und andere Maßnahmen
zu durchkreuzen. Über 50 Ortsvereine der LP schlossen sich mit dieser „Nationalen Bewegung des
linken Flügels“ (NLWM) zusammen. Obwohl der Versuch, ein solches Bündnis zu formen, an sich
korrekt war, ähnelte die Politik der CPGB doch keineswegs dem prinzipienfesten Herangehen
Lenins. Als Teil ihrer Rechtswende von 1925-1928 ließ die CPGB die Betonung der eigenen
politischen Unabhängigkeit fallen und unterstützte die erklärte Absicht des NLWM, den Rahmen der
LP nicht zu sprengen, sondern sie „orientiert an den Wünschen der Basis neu zu gestalten“. (47)

Die KP tat alles andere, als die Linken und Zentristen durch scharfe Kritik an solchen wirren
Erklärungen zu einem echten Linksruck zu veranlassen. Stattdessen gab sie eine Wochenzeitung,
den „Sunday Worker“ heraus, wo ihre Verbündeten ohne ein Wort der Kritik von seiten der
Kommunisten ihrer zentristischen Politik freien Lauf lassen konnten. Das NLWM wurde zu einem
Nichtangriffspakt, da die KP verzweifelt versuchte, das Bündnis trotz des Rückzugs und Verrats
ihrer „linken“ Verbündeten aufrechtzuerhalten. Nach der Niederlage des Generalstreiks von 1926
krümmten die „Linken“ weder in der LP noch in den Gewerkschaften einen Finger, um der erneuten
Offensive des rechten Flügels entgegenzuwirken. Die Freiheit der Propaganda, die Lenin als
Mindestvoraussetzung genannt hatte, ohne die eine Angliederung nicht möglich war, bestand nicht
mehr. Die korrekte Antwort der KP hätte die schärfste Kritik an den Spaltungsmanövern der Führer
und der Kampf gegen die vermeintlichen „Linken“ bzw. um die vielen Arbeiter unter deren Einfluss
sein müssen. Stattdessen ging die KP unter der Führung der stalinistischen Komintern, die zuvor
den rechten Kurs befohlen hatte, nun heftig nach links. Die ultralinke Politik der stalinistischen „3.
Periode“ verleitete die KP zur Denunzierung der Labour Party als „sozialfaschistisch“. Demgemäss
gab sie sowohl das NLWM wie auch den „Sunday Worker“ auf.

Die für eine kommunistische Fraktionsarbeit in reformistischen Parteien verbindlichen
Grundprinzipien wurden durch die Kritik der Linken Opposition gegenüber den stalinistischen
Irrtümern abgegrenzt und von den Trotzkisten in den 30er Jahren bei ihrem Kampf um die
Vertiefung ihrer Wurzeln in der Arbeiterklasse entfaltet. 1938 nahm die SWP im Zuge ihrer
Diskussion über die Arbeit in der stalinistischen amerikanischen KP folgende Entschließung an: “Im
gegenwärtigen Entwicklungsstadium ziehen wir nicht prinzipiell Anhänger der IV. Internationale in
der KP individuell aus dieser Partei heraus, sondern trachten vielmehr danach, a) sie (unter unserer
Disziplin) in strategische Positionen mit dem Ziel hineinzubringen, Information und Einfluss zu
erlangen; b) versuchen wir, eine nationale Fraktion mit der Perspektive einer landesweiten Spaltung
zu einem günstigen Zeitpunkt zu organisieren. Wenn unsere Fraktion stark genug ist, werden wir
ein regelmäßiges nationales Organ dieser Fraktion für die KP und ihre Jugendorganisation (Youth
Communist League) als leninistisches Blatt in der kommunistischen Bewegung herausgeben.“ (48)

Der Zweck solcher Fraktionsarbeit ist die Befähigung von Kommunisten zum Kampf für ihr
Programm, mitten in den Massenorganisationen der Arbeiterklasse, die von Reformisten oder
Zentristen dominiert sind. Das erfordert eine Einheitsfronttaktik, mit der man an der Seite jener
Arbeiter zu kämpfen versucht, die zwar die reformistische oder zentristische Parteiführung
anerkennen, aber unausweichlich vor der Notwendigkeit stehen, den Klassenkampf führen zu
müssen. Durch Forderungen an solche Führer und den Versuch, die Basis unabhängig von der
Führung zu mobilisieren, versuchen Kommunisten, die Massen von ihren Führern über die direkte
Erfahrung mit der Sabotage und der Halbherzigkeit jener Führer loszubrechen. Entscheidend für
den Erfolg dieser Taktik ist die Erhaltung der politischen Unabhängigkeit als kommunistische



Fraktion. Falls sie ihre politische Unabhängigkeit einbüßt, würden die Arbeiter, selbst wenn sie von
ihren Führern desillusioniert werden sollten, keine klare Alternative mehr vorfinden. Wie alle
Anwendungsarten der Einheitsfront birgt diese Taktik Gefahren in sich, besonders für desorientierte
oder unerfahrene Kader. Die Gefahr des Opportunismus entsteht aus der Versuchung, sich durch
eine Verwässerung des kommunistischen Programms der Politik der „Wirtspartei“ anzupassen. Ist
die Fraktion nicht bereit, sich an begrenzten Kämpfen für nichtrevolutionäre Teilziele zu beteiligen,
und hält sie den Arbeitern, die noch nicht gewonnen sind, stattdessen ultimativ das revolutionäre
Programm entgegen, so führt dies zur entgegengesetzten Gefahr des Sektierertums. In allen Fällen
muss die Fraktion als untergeordnetes Element unter der Disziplin der revolutionären Partei
fungieren, die als unabhängige Organisation außerhalb der reformistischen Partei existiert.

Die Taktik des Entrismus

31. Von 1934 an entwickelte Trotzki eine Taktik, die den völligen Eintritt der Bolschewiki-Leninisten
(wie die Trotzkisten sich damals nannten) in sozialdemokratische und zentristische Parteien zum
Inhalt hatte. Trotzki verstand diese Taktik nicht als langfristig, geschweige denn als einen
strategischen Versuch zur Umwandlung der Sozialdemokratien in für die soziale Revolution
geeignete Instrumente. Trotzkis Perspektive für die Taktik des Entrismus war: a) Eine ernsthafte
Linkswendung der Massen, d.h. eine revolutionäre Gärung, die Spannungen zwischen Basis und
Führung heraufbeschwören würde. Der eigentliche Hintergrund der „französischen Wende“ war der
Sieg des Faschismus in Deutschland und die gesteigerte Wachsamkeit der französischen Arbeiter
gegenüber dieser Gefahr. b) Der Zusammenschluss der sozialdemokratischen SFIO und der
französischen KP (unter dem Druck der Massen) zu genau jener Einheitsfront, für die allein die
Trotzkisten von 1930 bis 1933 gekämpft hatten. Wegen ihrer geringen Größe und der stalinistischen
Verfolgung liefen sie nun Gefahr, davon ausgeschlossen zu werden. c) Eine sich anbahnende
revolutionäre Situation zog Arbeiter in die SFIO und zwang deren Führer, der Partei eine gewisse
zentristische Färbung zu geben. d) Die Abspaltung des rechten Flügels (der Neo-Sozialisten) und die
Eröffnung eines Fraktionskampfes zwischen zentristischen und sogar linkszentristischen
Strömungen, z.B. der Gruppe um die von Zyromski und Pivert herausgegebene Zeitung „Bataille
Socialiste“ (Sozialistischer Kampf), und der Parteiführung unter Blum schuf ernste Spannungen in
der SFIO. Trotzki schloss daraus:

„Die innere Situation (der SFIO) schafft die Möglichkeit eines Eintritts mit unserem eigenen Banner.
Die Modalitäten entsprechen unseren selbstgesteckten  Zielen. Wir müssen nun so handeln, dass
unsere Erklärung keinesfalls den führenden bürgerlichen Flügel stärkt, sondern stattdessen den
fortschrittlichen proletarischen Flügel, und dass Text und Verbreitung unserer Erklärung es uns
erlauben, erhobenen Hauptes im Falle ihrer Annahme, wie auch im Falle von Hinhaltemanövern
oder der Ablehnung zu bleiben. Eine Auflösung unserer Organisation kommt nicht in Frage. Wir
treten als bolschewistisch-leninistische Fraktion ein; unsere organisatorischen Bindungen bleiben
wie bisher, unsere Presse besteht weiter neben ‚Bataille Socialiste‘ und anderen.“ (49)

Trotzki war für den Eintritt auf dem vollen Programm der Internationalen Kommunistischen Liga
(IKL) bzw. der IV. Internationale, für eine eigene Zeitung, die auf die Darstellung und Propagierung
dieses Programms ausgerichtet war und für ein Aktionsprogramm, das die Hauptaufgaben der
kommenden Periode benannte. Er forderte eine besondere Hinwendung zur Jugend. In der Kritik an
der reformistischen Führung sollte es kein Pardon geben und keine Vermischung mit
linksreformistischen oder zentristischen Elementen.

Die „Wende“ wurde im September 1934 eingeläutet. Die französischen Bolschewiki-Leninisten
spalteten sich aber wegen der Entrismustaktik. Eine Gruppe um Pierre Naville denunzierte sie als
Kapitulation. Sie spaltete sich von der französischen Sektion ab, trat aber kurz darauf selbst in die
SFIO ein. Trotzki kritisierte scharf diese Abspaltung und sagte, Navilles Unnachgiebigkeit sei darauf



zurückzuführen, dass er „Angst vor der Perspektive eines harten Kampfes gegen einen mächtigen
Apparat“ hätte. Später bemerkte Trotzki, dass Naville trotz seiner scheinbaren Unnachgiebigkeit
„das Banner der Organisation, das Programm im Stich gelassen hat. Er hat bereits gemeinsame
Anträge mit dem linken Flügel gestellt, wirre opportunistische Anträge, voll vom Wortschwall des
sogenannten Linkszentrismus.” (50)

Dieselben Schwächen verriet eine weitere Gruppierung in der französischen Sektion um Raymond
Molinier, als die Frage eines endgültigen Kampfes gegen den Ausschluss aus der SFIO auftauchte.
Die Trotzkisten waren mit etwa 100 Mitgliedern und einigen jugendlichen Sympathisanten in die
SFIO eingetreten. Im Juni 1935 waren ihre Kräfte stark genug, um auf dem Mühlhausener Kongreß
gegen Blum auftreten zu können. Ihre Mitgliederzahl wuchs an auf 300 im Sommer 1935. Am
stärksten waren sie im Pariser Seine-Bezirk (Seine-Bund), wo ihre prinzipielle Entschließung auf
dem Kongreß 1037 Stimmen erhielt, gegen 2370 für Bataille Socialiste und 1570 für Blum und den
Parteivorstand. Sie formierten auch eine mächtige Tendenz in der sozialistischen
Jugendorganisation, wo die Trotzkisten ebenfalls mitarbeiteten, und gewannen dort schließlich eine
Jugendgruppierung unter Fred Zeller, die zuvor den Zentristen Pivert unterstützt hatte. Während
dieser Zeit hielten die Trotzkisten ihre volle revolutionäre Kritik nicht nur an Blum und der Führung,
sondern auch an Zyromski und Pivert aufrecht.

Von Trotzki mit einem Aktionsprogramm sowie mit Artikeln und Broschüren bewaffnet, die die volle
revolutionäre Perspektive und das Programm enthielten, konzentrierten sie ihre Angriffe auf die
opportunistische Einheitsfrontpraxis von KPF und SFIO. Sie prangerten deren leere Gesten an. Sie
griffen die so praktizierte Einheitsfront als prinzipienlosen gegenseitigen Nichtangriffspakt an und
traten für Aktionskomitees und Arbeitermilizen gegen die faschistische Gefahr ein.

Aber die folgenden Ereignisse begannen nun, die Dauer der „französischen Wende“ einzuschränken.

1.) Der Beginn der „Volksfront“-Politik. Die Volksfront wurde am 14. Juli 1935 gebildet und schloss
die SFIO, die KPF und eine bürgerliche Partei (die Radikalen) mit ein – eine Linie, die dann auf dem
7. Komintern-Kongreß im Juli/August des Jahres unterstützt und verallgemeinert wurde.

2.) Der Stalin-Laval-Pakt bestätigte: „Stalin billigt die französische Verteidigungspolitik“, d.h. die
Wiederaufrüstung. Was zu Anfang als ein französisch-sowjetischer Pakt gegen Hitler begonnen
hatte, wurde erweitert zu einer Unterstützung der KPF für die nationale französische Verteidigung.
Die Volksfront wurde somit zu einem Träger der sozialpatriotischen Vorbereitung des zweiten
imperialistischen Weltkriegs.

3.) Der endgültige Absturz der KI in den Sozialpatriotismus verschärfte die Notwendigkeit der
Gründung der IV. Internationale.

4.) Die Blum-Führung beantragte auf stalinistischen Druck hin den Ausschluss der Bolschewiki-
Leninisten.

5.) In Brest und Toulon brachen Streiks und Aufruhr aus und zeigten klar das Herannahen
proletarischer Massenkämpfe.

Die Trotzkisten hatten mit Pivert und seinen Anhängern in praktischen Fragen wie proletarische
Selbstverteidigung und Verteidigung gegen die Parteiführung zusammengearbeitet. Aber sie hatten
weder ihre Politik mit dem Linkszentrismus vermengt, noch hatten sie aufgehört, ihn zu kritisieren.
Doch angesichts der Notwendigkeit, die Arbeit in der SFIO zu beenden und eine unabhängige Partei
aufzubauen, zögerten die Botschewiki-Leninisten. Alle drei Tendenzen in der BL-Führung
bekämpften die Ausschlüsse ihrer Mitglieder aus der SFIO unter Berufung auf die Statuten und



bezichtigten Blum des „Spaltertums“. Begleitet wurde dies von einer Abschwächung, ja sogar einem
Verschweigen der Kritik an den SFIO-Führern und an Pivert. Pivert entlarvte seinen eingefleischten
Zentrismus, als er sich weigerte, ein Verlassen der SFIO in Betracht zu ziehen. Gerade als die
Ausschlüsse begannen, spaltete er sich vor. Zyromski ab und baute die Tendenz  „Gauche
Revolutionnaire“ (Revolutionäre Linke) auf. Dies war dazu gedacht, die Zahl der SFIO-Mitglieder,
die zu den BL gingen, in Grenzen zu hatten.

Während dieser Periode zeigten die Bolschewiki-Leninisten, dass sie nicht wussten, wann und wie
sie die SFIO verlassen sollten. Sie fingen an, politische Zugeständnisse zu machen, um in der Partei
bleiben zu können. Pivert wurde nicht kritisiert, aus Furcht, seine (rein verbale) „Unterstützung“
gegen die Ausschlüsse zu verlieren. Trotzki hob im Dezember 1935 hervor: „Man muss nicht nur
wissen, wie man eintritt, sondern auch wie man austritt. Wenn man weiter an einer Organisation
festhält, die keine proletarischen Revolutionäre mehr in ihrer Mitte dulden kann, wird man
unweigerlich zum elendigen Werkzeug des Reformismus, Patriotismus und Kapitalismus.“ (51)

Alte drei Tendenzen kamen nun überein, dass die Gruppe Bolschewiki-Leninisten (GBL) eine
„Massenzeitung“ herausgeben sollte, deren Programm nicht mit dem vollen revolutionären
Programm identisch sein sollte. Dies war vielleicht der erste Versuch von vermeintlichen
Trotzkisten, eine zentristische Zeitung und Organisation aufzubauen. Aber sogar in diesem Punkt
zögerte die Organisation. Der Molinier/ Frank-Tendenz war es vorbehalten die Logik dieser
Kapitulation vor dem Sozialpatriotimus zu Ende zu führen. Sie boten Pivert die Herausgabe einer
gemeinsamen „Massenzeitung“ an. Dieser weigerte sich. Davon nicht abgeschreckt, brachten sie
eine solche Zeitung (La Commune) heraus. Deshalb wurden sie wegen Disziplinbruchs aus der GBL
ausgeschlossen. Die Spaltung dauerte bis zum Juni 1936, lähmte die französischen Trotzkisten
effektiv und schränkte ihre Interventionsfähigkeit im großen Generalstreik des Sommers 1936 stark
ein.

Trotzki fasste die mit der „französischen Wende“ zusammenhängenden Prinzipien der entristischen
Arbeit dem Artikel „Lehren des SFIO-Entrismus“ folgendermaßen zusammen:

“1.) Der Entrismus in eine reformistische oder zentristische Partei ist an sich keine langfristige
Perspektive. Es ist nur ein Stadium, das unter Umständen sogar auf eine Episode verkürzt sein kann.

2.) Die Krise und die Kriegsgefahr haben eine doppelte Wirkung. Zunächst schaffen sie
Bedingungen, unter denen der Entrismus allgemein möglich wird. Aber andererseits zwingen sie
den herrschenden Apparat auch, zum Mittel des Ausschlusses von revolutionären Elementen zu
greifen.

3.) Man muss den entscheidenden Angriff der Bürokratie frühzeitig erkennen und sich dagegen
verteidigen, nicht durch Zugeständnisse, Anpassung oder Versteckspiel, sondern durch eine
revolutionäre Offensive.

4.) Das oben gesagte schließt nicht die Aufgabe der „Anpassung“ an die Arbeiter in den
reformistischen Parteien aus, indem man ihnen neue Ideen in einer für sie verständlichen Sprache
vermittelt. Im Gegenteil, diese Kunst muss so schnell wie möglich erlernt werden. Aber man darf
nicht unter dem Vorwand, die Basis erreichen zu wollen, den führenden Zentristen bzw.
Linkszentristen Zugeständnisse machen.

5.) Die größte Aufmerksamkeit ist der Jugend zu widmen.

6.) … fester ideologischer Zusammenhalt und Klarsicht im Hinblick auf unsere ganze internationale
Erfahrung sind notwendig.“ (52)



32. In den Jahren 1933-1938 gab es auch andere Entrismus-Taktiken, wie z.B. den Eintritt der
britischen Trotzkisten in die zentristische ‚Independent Labour Party'(ILP) von 1933 bis 1936 und
später in die Labour Party, ferner den Entrismus der amerikanischen Trotzkisten in die
Amerikanische Sozialistische Partei (1936-1937) und den Entrismus der belgischen Genossen in die
Belgische Arbeiterpartei (POB). In jedem dieser Fälle blieben, soweit Trotzki selbst die Dinge
beeinflussen konnte, die taktischen Prinzipien dieselben. Trotzkis Verständnis der entristischen
Taktik, wie es beispielhaft in seinen Aussagen zur „französischen Wende“ erscheint, war fest auf die
Hinwendung zu einem bedeutenden Teil der Vorhutelemente der Arbeiterklasse gegründet, auf
deren Gewinnung für den Kommunismus und die IV. Internationale. Er sah die Entrismustaktik nicht
als einen „Umwandlungsprozess“ der sozialdemokratischen Parteien in revolutionäre oder quasi
revolutionäre Parteien an. Diese evolutionistische Verzerrung der Entrismustaktik, die heute
vielfach anzutreffen ist, geht zurück auf die Verfallsperiode der IV. Internationale in den späten 40er
Jahren.

Die so verfälschte Taktik schafft keine revolutionäre kommunistische Tendenz oder Fraktion in der
Sozialdemokratie, um damit nach links gehende Reformisten oder subjektiv revolutionäre Elemente
zu gewinnen. Stattdessen geht sie an die Bildung einer zentristischen Strömung mit der
„Perspektive“, dass diese sich unter dem Druck objektiver Umstände automatisch in eine
revolutionäre Richtung entwickeln werde. Nirgendwo in Trotzkis Schriften wird man den Ratschlag
finden, Propagandablöcke mit den Zentristen, geschweige denn mit den „linken“ Reformisten zu
bilden. Ganz im Gegenteil. Trotzkis politische Unbeugsamkeit während der Entrismustaktik 
gegenüber Pivert – einer Figur, die hundertmal weiter links stand als heute ein Bevan oder Benn –
ist ein Maßstab für die Degeneration der Nachkriegsepigonen  der IV. Internationale: Pablo, Mandel,
Healy und Grant.

Die Perspektive der Entrismustaktik muss die Entfaltung des vollen revolutionären Programms in
der reformistischen Partei sein. Um dieses Banner müssen die besten Elemente in der Partei
gesammelt werden. Um dies erreichen zu können, muss eine reale Aussicht bestehen, dass die
fortgeschrittenen Arbeiter in der reformistischen Partei den Revolutionären aufgeschlossen
begegnen  werden. Auf der Grundlage der Arbeiterdemokratie müssen die fortgeschrittensten
Elemente bereit sein, eine revolutionäre Minderheit zu dulden, sie anzuhören und gegen die
Parteibürokratie zu verteidigen. Die Kommunisten müssen diese Arbeiter mit einem revolutionären
Aktionsprogramm und spezifischen Einheitsfront-Forderungen ansprechen. Über Aktionseinheiten
zu direkten Fragen und möglicherweise durch Übergangslosungen kann der kommunistischen
Taktik und Propaganda Gehör verschafft werden. Auf diese Art kann sich eine revolutionäre Tendenz
herauskristallisieren – Arbeiter können vom Linksreformismus und Zentrismus weggebrochen und
für den Kommunismus gewonnen werden.

Angesichts der unvermeidbaren Angriffe der Parteibürokratie und der zu erwartenden Kapitulation
der falschen „linken“ Führer werden revolutionäre Kommunisten ihr Programm kompromisslos
verteidigen und dabei auch den Parteiausschluss nicht fürchten. Kommunisten sind zur
Mitgliedschaft in reformistischen Parteien nicht strategisch verpflichtet. Da ihre taktische Absicht
die Gewinnung von reformistisch beeinflussten Arbeitern für den Kommunismus ist, werden sie
niemals um jeden Preis in der Partei verbleiben wollen – d.h. sie werden keinerlei programmatische
Zugeständnisse als Gegenleistung für die Parteimitgliedschaft machen. Wenn die aus der
sozialdemokratischen Basis gewonnenen Arbeiter wirklich durchdrungen sind von kommunistischen
Ideen, dann können und werden sie bereit sein, den Ausschluss und eine unabhängige Existenz als
revolutionäre Organisation ins Auge zu fassen. Man darf ihnen keine krankhafte Angst vor
Ausschluss, „Sektierertum“ oder Isolation einimpfen. Eine kommunistische Organisation, die nicht
isoliert stehen, nicht gegen den Strom schwimmen und dabei nicht den Weg zurück zu den Massen
finden kann, ist keine kommunistische Organisation.



33. Die heute gängige Entrismus-Praxis der „Trotzkisten“ hat sich spätestens seit 1951 von Trotzkis
Methode weit entfernt. Der „Theoretiker“ dieses Bruchs mit Trotzkis taktischer Methode war Michel
Pablo, Sekretär der IV. Internationale. Pablos Bericht für die 10. Vollversammlung des
internationalen Exekutivausschusses der IV. Internationale enthielt den Entrismus „besonderer Art“
(sui generis). Schon der Name verrät den Bruch mit Trotzkis Methode, und Pablo verbarg dies auch
gar nicht. Zu Healys Praxis in England merkte er an: „Sie hat sich seither erheblich, man kann
beinahe sagen, qualitativ von dem Entrismus unserer Bewegung in den Jahren 1934-1938
wegentwickelt.“ (53)

Pablo sah einen „langfristigen Entrismus“ in allen Ländern vor, deren Arbeiterbewegung von
„Reformismus oder Stalinismus“ beherrscht war. Pablo rechtfertigte seine Taktik anfangs mit einer
Perspektive von unmittelbar bevorstehenden Kriegen und Revolutionen. Ein objektiver Prozess der
Weltrevolution ließe nicht Zeit genug, die reformistischen Parteien zu zerschlagen und sie durch
revolutionäre zu ersetzen. Für Trotzki „war es nicht die entscheidende Frage, ob man die Aufgaben
des Krieges und der Revolution innerhalb oder außerhalb dieser Parteien anpacken sollte.“ (54)
Pablo erkannte den Unterschied zwischen seiner und Trotzkis Konzeption und betonte ihn deutlich:
„Wir praktizieren Entrismus, um dort für lange Zeit zu bleiben, und wir verlassen uns auf die
Wahrscheinlichkeit, dass diese Parteien unter neuen Bedingungen zentristische Tendenzen
hervorbringen werden, was eine ganze Etappe der Massenradikalisierung und des objektiv-
revolutionären Prozesses in den jeweiligen Ländern ausmachen wird. Wir wollen den
linkszentristischen Reifungsprozeß aus dem Innern dieser Tendenzen heraus vertiefen und
beschleunigen und sogar mit den zentristischen Führern um die alleinige Führung dieser Tendenzen
ringen.“ (55) Pablo beharrte darauf, dass die Aufgabe der IV. Internationale darin bestünde, „bei der
Entwicklung dieser zentristischen Tendenzen zu helfen und ihnen eine Führung zu geben.“ (56)  Die
Taktik sollte „jedes Manöver und jede Politik vermeiden, die die Gefahr mit sich bringen, dass wir
von den großen Massen in diesen Parteien abgeschnitten werden.“ (57)  Die damit implizierte
Selbstaufgabe der trotzkistischen Politik wurde unzweideutig im Bericht der Österreichischen
Kommission bestätigt. Österreich war neben Britannien einer der beiden „Sonderfälle“ in der
Periode 1944-1947 gewesen, wo der neue Entrismus versuchsweise eingeführt worden war. In
Britannien geschah dies unter Pablos direkter Aufsicht und um den Preis der totalen Liquidierung
der Revolutionary Communist Party (RCP). In Österreich „werden die Aktivitäten unserer Mitglieder
von folgenden Leitlinien geprägt sein: a) wir werden nicht als Trotzkisten mit unserem vollen
Programm auftreten; b) wir werden keine programmatischen und prinzipiellen Fragen in den
Vordergrund stellen.“ (58)

Anstelle des „alten Trotzkismus“ wurde eine Mischung aus konkreten Reformforderungen und
einigen wenigen Übergangslosungen zusammengebraut – und alle bezogen sich auf eine Politik, die
für die reformistischen Parteien an der Regierung gedacht war. Als Zusammenfassung dieser
entristischen Politik gelangte Pablo zu der Formel: „Die sozialistische Partei an die Macht, um
sozialistische Politik anzuwenden!“  Für Britannien lautete die Losung: „Labour an die Macht mit
sozialistischer Politik / auf einem sozialistischen Programm!“

Pablos Position, die heute von der Mehrheit der degenerierten Bruchstücke der IV. Internationale
praktiziert wird, ist durch und durch liquidatorisch. Damit: meinen wir nicht einfach und
ausschließlich die organisatorische Auflösung trotzkistischer Gruppen. Diese Definition des
„pabloistischen Liquidatorentums“, die ursprünglich von Pablos Gegnern im Internationalen Komitee
(Cannon, Healy, Lambert) stammt, ist grob und irreführend. Der entscheidende Aspekt an Pablos
Politik war die politisch-programmatische Liquidierung, die in seiner Fassung des Entrismus
begründet lag. Dies geschah trotz der Aufrechterhaltung einer organisatorisch unabhängigen IV.
Internationale während der 50er Jahre. Wir lehnen den „Entrismus sui generis“ als Taktik vöIlig ab
und betrachten ihn als einen prinzipiellen Bruch mit dem revolutionären Kommunismus.



Die kritische Wahlunterstützung für reformistische Parteien

34. Ein wesentlicher Zweck der Einheitsfronttaktik ist die Loslösung der reformistisch beeinflussten
Arbeitermassen von ihren Führern und ihre Vereinigung mit den Kommunisten. Der zentrale
politische Anspruch der reformistischen Führer ist die Ausnutzung der bürgerlichen Staatsmacht für
die Bedürfnisse der Arbeiterklasse. Deshalb müssen Kommunisten Wege finden, um die Reformisten
auf Regierungsebene testen zu können. Auf elementarste Weise ist das die kritische
Wahlunterstützung für Kandidaten der bürgerlichen Arbeiterparteien. Lenin hat Zweck und Form
dieser Taktik in seinen Ratschlägen an die britischen Kommunisten 1920 erklärt: „Wenn wir nicht
eine revolutionäre Gruppe, sondern die Partei der revolutionären KLASSE sind, wenn wir die
MASSEN mitreißen wollen (und tun wir das nicht, so laufen wir Gefahr, einfach Schwätzer zu
bleiben), so müssen wir erstens Henderson oder Snowden helfen, Lloyd George und Churchill zu
schlagen (richtiger gesagt sogar, jene zwingen, diese zu schlagen, denn die ersteren FÜRCHTEN
IHREN EIGENEN SIEG!); zweitens der Mehrheit der Arbeiterklasse helfen, sich durch eigene
Erfahrung davon zu überzeugen, dass wir recht haben, d.h. sich von der völligen Untauglichkeit der
Henderson und Snowden, von ihrer kleinbürgerlichen und verräterischen Natur, von der
Unvermeidlichkeit ihres Bankrotts zu überzeugen; drittens den Zeitpunkt näher rücken, zu dem es
möglich sein wird, AUF GRUND der Enttäuschung der Mehrheit der Arbeiter über die Henderson
mit ernsten Aussichten auf Erfolg die Regierung der Henderson mit einern Schlage zu stürzen …“
(59)

Obwohl Lenin hier nur zu kommunistischen Gruppierungen von einigen  hundert Mitgliedern sprach,
die sich noch nicht zu einer gemeinsamen Partei vereinigt hatten, war er kompromisslos in der Form
der anzuwendenden Taktik: „Wir würden Wahlagitation treiben, Flugblätter zugunsten des
Kommunismus verbreiten und in allen Wahlkreisen, in denen wir keinen eigenen Kandidaten
aufstellen, empfehlen, FÜR DEN LABOURISTEN UND GEGEN DEN BOURGEOIS ZU STIMMEN.
Genossin Sylvia Pankhurst und Genosse Gallacher irren, wenn sie darin einen Verrat am
Kommunismus oder einen Verzicht auf den Kampf gegen die Sozialverräter sehen. Im Gegenteil,
dadurch würde die Sache der kommunistischen Revolution ohne Zweifel gewinnen.“ (60)

Gerade die Schwäche der kommunistischen Kräfte und ihre geringe Verankerung in der
Arbeiterklasse erforderte die Anwendung dieser Taktik: „Den englische Kommunisten fällt es jetzt
sehr oft schwer, an die Masse auch nur heranzukommen, sich bei ihr auch nur Gehör zu verschaffen.
Wenn ich als Kommunist auftrete und erkläre, dass ich dazu auffordere, für Henders und gegen
Lloyd George zu stimmen, so wird man mich gewiß anhören. Und ich werde nicht nur in populärer
Weise erklären können, warum die Sowjets besser sind als das Parlament und die Diktatur des
Proletariats besser ist als die Diktatur Churchills (die durch das Aushängeschild der bürgerlichen
‚Demokratie‘ veredelt wird), sondern ich werde auch erklären können, dass ich Henderson durch
meine Stimmabgabe ebenso stützen möchte, wie der Strick den Gehängten stützt; dass in dem
Maße, wie sich die Henderson einer eigenen Regierung nähern, ebenso die Richtigkeit meines
Standpunktes bewiesen wird, ebenso die Massen auf meine Seite gebracht werden und ebenso der
politische Tod der Henderson und Snowden beschleunigt wird, wie dies bei ihren
Gesinnungsgenossen in Rußland und Deutschland der Fall war.“ (61)

Wie bei allen Spielarten der Einheitsfront bedeutet dies in der Aktionseinheit mit reformistischen
Arbeitern angelegte Kompromiss – in diesem Falle die Stimmabgabe für „ihren“ Kandidaten – nicht
im mindesten ein Abstrich vom politischen Programm der Kommunisten. Deswegen gibt es keinen
Widerspruch zwischen kommunistischer Eigenkandidatur in einigen Wahlkreisen und der
Stimmabgabe für Reformisten in anderen. Beide Male dient die ganze Wahl als Träger für die
Darstellung des kommunistischen Programms.

Wo Kommunisten kritische Unterstützung gewähren, richten sie konkrete und klar definierte



Übergangsforderungen an die Reformisten: Forderungen, die eine Antwort geben auf die
dringendsten Bedürfnisse der Massen. Diese Forderungen sind zur Mobilisierung der Arbeiter
gedacht, um die reformistische Partei an die Regierung zu zwingen und um den Kampf der Arbeit
auch unabhängig führen und organisieren zu können. Revolutionäre müssen die Arbeitermassen
darauf vorbereiten, dass die reformistischen Führer sich weigern werden, den Kampf um die
Arbeiterinteressen zu führen.  Deshalb muss von Beginn an danach gestrebt werden den
proletarischen Kampf der Arbeiterklasse unabhängig zu organisieren. Beide Elemente der kritischen
Unterstützung -Forderungen an die Reformisten und Organisierung  des unabhängigen Kampfes zur
Verwirklichung diese Forderungen – sind entscheidend, weil, die Regierung einer bürgerlichen
Arbeiterpartei (d.h. eine bürgerliche Arbeiterregierung) unweigerlich ein Werkzeug des Kapitals
gegen die Arbeiterklasse sein wird. Die Organisierung des unabhängigen Kampfes ist lebenswichtig,
um Niederlage und Demoralisierung bei den Massen zu verhindern, wenn sich der reformistische
Verrat in der Praxis herausstellt. Gleichzeitig werden die Kommunisten ihr eigenes Programm
vorbringen und es den reformistischen Losungen entgegenstellen, auch dort, wo kein Kommunist
kandidiert. Um die Arbeiter für eine revolutionäre Alternative zu gewinnen, muss man offen
ansprechen (auch für die Dauer der Einheitsfront), wie diese Alternative aussieht.

35. Die Taktik der kritischen Wahlunterstützung beruht allein auf der Existenz der organischen
Verbindung von bürgerlicher Arbeiterpartei und Arbeiterklasse. Sie hängt keineswegs vom
Programm oder von den Versprechungen der Reformisten ab. Kommunistische Agitation und
Propaganda für die Wahlunterstützung dürfen keiner Interpretation im Sinne einer Unterstützung
für Reformisten als strategisches „kleineres Übel“ im Vergleich zu den offen bürgerlichen Parteien
Raum geben. Unter bestimmen Umständen (z.B. der Gefahr eines Wahlsieges für offenbürgerliche
Parteien, die wesentliche Angriffe auf die Arbeiterbewegung beabsichtigen) kann ein
sozialdemokratischer Wahlsieg der Arbeiterklasse einen begrenzten zeitlichen Spielraum
verschaffen. Das ist jedoch nur insoweit ein „kleineres Übel“ (oder genauer gesagt, eine weniger
unmittelbare Bedrohung), wie das Proletariat diese Atempause dazu ausnutzen kann, sein reales
Kampfpotential zu entwickeln. In anderen Situationen wiederum kann eine sozialdemokratische
Regierung, wegen ihres Einflusses auf die Gewerkschaften und unter den Massen, die Arbeiterklasse
wirksamer angreifen, als eine offen bürgerliche Partei dazu in der Lage wäre. Deshalb basiert
unsere kritische Unterstützung nicht auf vorübergehenden taktischen Vor- oder Nachteilen, auch
wenn diese an sich wichtig sein mögen. Mit der kritischen Wahlunterstützung wollen wir vielmehr
die Arbeiter befähigen, aus den antiproletarischen Aktionen ihrer reformistischen Führer die
politischen Lehren zu ziehen. Der Zweck, Reformisten an die Regierung zu bringen, ist genau der sie
einem Test zu unterziehen und zu beweisen, dass sie (genau wie die offen bürgerlichen Parteien)
Klassenherrschaft und die Staatsmacht der Bourgeoisie erhalten und verteidigen wollen und dass sie
deswegen die Arbeiterklasse angreifen.

Kommunisten teilen auch ihre kritische Unterstützung für die bürgerliche Arbeiterpartei nicht auf,
indem sie nur den „linken“ Kandidaten, nicht aber den „rechten“ ihre Stimme geben. Bei der
Diskussion über die Frage der kritischen Unterstützung für die Labour Party in Britannien durch die
ILP im November 1935 bestand Trotzki darauf, dass eine solche Unterstützung nichts mit der Frage
von Sanktionen gegen Italien nach dessen Invasion in Abessinien zu tun habe:

„FRAGE: Handelte die ILP korrekt, als sie denjenigen Kandidaten der Labour Party, die für die
Sanktionen waren, die Unterstützung versagte?

ANTWORT: Nein. Wirkliche Wirtschaftssanktionen führen zu militärischen Konsequenzen, zum
Krieg. Die ILP selbst hat das gesagt. Sie hätte alle LP-Kandidaten unterstützen sollen, d.h. überall,
wo die ILP nicht selbst kandidierte. Im ‚New Leader‘ (Neuer Führer) las ich, dass eure Londoner
Gruppe übereinkam, nur solche LP-Kandidaten zu unterstützen, die GEGEN die Sanktionen waren.
Auch das ist nicht korrekt. Die LP hätte nicht kritisch unterstützt werden sollen, weil sie für oder



gegen Sanktionen war, sondern weil sie die Arbeitermassen repräsentiert. ( … ) Die Kriegsgefahr
ändert nichts daran, dass die LP eine Arbeiterpartei ist, im Unterschied zur Regierungspartei. Sie
ändert auch nichts daran, dass die LP-Führung ihre Versprechen nicht halten kann und das
Vertrauen der Massen missbrauchen wird. In Friedenszeiten werden die Arbeiter Hungers sterben,
wenn sie sich auf die Sozialdemokratie verlassen; im Krieg werden sie aus demselben Grunde an
Kugeln sterben. Revolutionäre unterstützen den Reformismus niemals mit der Begründung, er könne
an der Regierung die grundlegenden Forderungen der Arbeiter erfüllen. ( … ) Nein, im Krieg wie im
Frieden muss die ILP den Arbeitern sagen: ‚Die LP wird euch täuschen und verraten, aber ihr glaubt
uns nicht. Gut, wir werden mit euch gemeinsam diese Erfahrung durchmachen, aber wir werden uns
auf keinen Fall mit dem LP-Programm identifizieren.“ (62)

DieBeziehung zwischen bürgerlichen Arbeiterparteien und der Arbeiterklasse kann sehr stabil sein,
in einigen Ländern über mehr als ein Jahrhundert hinweg. Die Erfahrung einer oder zweier
Amtsperioden, besonders in Zeiten relativer kapitalistischer Expansion, mag nicht genügen, um
diese Beziehung aufzubrechen und die Masse der Arbeiter für den Kommunismus zu gewinnen. Dies
ändert jedoch nichts an unserer Taktik. Niemals kann die Regierungsübernahme der Reformisten
ein strategisches oder notwendiges programmatisches Ziel der Arbeiterklasse sein. Die Taktik sollte
im allgemeinen solange weiter angewendet werden, wie die Massen nicht mit ihren reformistischen
Führern gebrochen haben – sogar dort, wo Revolutionäre glauben könnten, dass die Arbeiter schon
genügend Erfahrungen gesammelt hätten, um sich von ihrer Führung abzuwenden. Dies ist ein
Punkt, den wiederum Trotzki betont: „Es wird die Meinung vertreten, die Labour Party habe sich
bereits durch vergangene Untaten an der Regierung und durch ihre momentane reaktionäre
Plattform genügend entlarvt, z.B. durch ihre Entscheidung in Brighton. Für uns – ja! Aber nicht für
die Massen, die acht Millionen, die Labour gewählt haben!“ (63)

Die Taktik der kritischen Wahlunterstützung ist meistens nur auf bürgerliche Arbeiterparteien mit
Massenbasis anwendbar, kann aber unter gewissen Umständen auch gegenüber kleineren
reformistischen oder zentristischen Formationen praktiziert werden. Entscheidend ist wiederum die
Beziehung solcher Strömungen zur Arbeiterklasse bzw. zu Teilen der Arbeiterklasse. Wo kleine
reformistische oder zentristische Gruppen eine wirkliche Linkswendung von Arbeitern oder
unterdrückten Gesellschaftsschichten repräsentieren, kann es möglich sein, dass Illusionen in deren
unvollständige oder falsche Programme am besten durch die Anwendung der kritischen
Unterstützung zerstreut werden können. Eine solche Taktik muss allerdings sehr sorgfältig in ihrem
Zusammenhang erwogen werden. Kommunisten müssen jede Tendenz in solchen Formationen
bekämpfen, die sich von der Arbeiterklasse abwenden will, weil diese noch die größere
reformistische Partei unterstützt.

Im allgemeinen bezieht sich die kommunistische Taktik der kritischen Unterstützung auf die
anderen (bürgerlichen) Arbeiterparteien. Es gibt jedoch Ausnahmen – revolutionären Nationalisten,
die einen antiimperialistischen Kampf führen, kann unter gewissen Umständen Unterstützung
gewährt werden. Trotz der nicht-proletarischen Klassenbasis solcher Parteien gelten (in den
Sonderfällen, wo kritische Unterstützung gegeben wird) dieselben Leitlinien auch für diese Variante
der Einheitsfront. Keinesfalls unterstützen wir kleinbürgerliche revolutionäre Nationalisten politisch
oder unterschreiben gar deren Programm.

Wo reformistische oder zentristische Strömungen ohne nennenswerten Rückhalt in der
Arbeiterklasse zur Wahl stehen, muss ihnen frontal entgegengetreten werden. Eine Unterstützung
für solche Kandidaten könnte nur als Unterstützung ihrer Politik aufgefaßt werden, was für
Kommunisten natürlich niemals in Frage kommt. Das gilt umso mehr für kleinbürgerliche
Strömungen, wie z.B. umweltpolitische oder pazifistische Gruppierungen.



Die Arbeiterregierung

36. Der 4. Kongreß der Kommunistischen Internationale stellte fest: in Ländern, wo das
Kräfteverhältnis zwischen reformistischen und offen bürgerlichen Parteien die Frage aufwirft, wer
die Regierung bilden soll, folgt die Losung einer Arbeiterregierung „unweigerlich aus der gesamten
Einheitsfronttaktik.” (64)  Selbst dort, wo dies nicht zutraf, konnte diese Losung „praktisch überall
als allgemeine Propagandalosung“ angewendet werden. Die Argumentation dabei muss lauten: die
Regierung sollte von den Arbeiterorganisationen kontrolliert werden, sollte in deren Interesse gegen
das Kapital handeln und die Arbeiterorganisationen bewaffnen. Dies sind elementare Bestandteile
kommunistischer Propaganda.

Der 4. Kongreß vollendete nicht das notwendige Werk der vollständigen Ausarbeitung dieser Losung
als Taktik, und danach wurde die wissenschaftliche Diskussion über diese Frage auf dem 5. Kongreß
zunächst verunmöglicht und später ganz und gar gestoppt, als die stalinistische KI den Begriff der
Arbeiterregierung zugunsten einer offenen Koalition mit der Bourgeoisie, der Volksfront, fallenließ.
In den Diskussionen und Thesen des 4. Kongresses finden sich aber die wichtigsten
Wesensmerkmale dessen, was für Kommunisten eine wirkliche „Arbeiterregierung“ ausmacht:

„Die vorrangigen Aufgaben einer Arbeiterregierung müssen die Bewaffnung des Proletariats, die
Entwaffnung der bürgerlichen und konterrevolutionären Organisationen, die Einführung der
Arbeiterkontrolle über die Produktion, die Umverteilung der überwiegenden Steuerlast auf die
Reichen und die gewaltsame Zerschlagung des Widerstandes der konterrevolutionären Bourgeoisie
sein.

Eine solche Arbeiterregierung ist nur möglich, wenn sie sich aus dem Kampf der Massen heraus
erhebt und von kampffähigen Arbeiterorganen gestützt wird, die von den am meisten unterdrückten
Schichten der Arbeitermassen geschaffen worden sind.“ (65)

Diese Beschreibung einer von Kommunisten erstrebten Regierung hat die Funktion eines
Einheitsfrontappells an nicht-revolutionäre Arbeiterparteien. Für Kommunisten wird eine solche
Regierung der Bourgeoisie den Krieg erklären: „Die Bildung einer wirklichen Arbeiterregierung, d.h.
die fortwährende Existenz einer Regierung, die revolutionäre Politik betreibt, muss offenkundig zu
heftigen Kämpfen und schließlich zum Bürgerkrieg gegen die Bourgeoisie führen.“ (66)

Wenn dies aber der kommunistische Inhalt der Losung “Für eine Arbeiterregierung!“ ist, können
und werden wahrscheinlich die Reformisten und reformistisch geführten Arbeiter dieser Losung, die
als Einheitsfrontangebot gedacht ist, klarerweise einen anderen, nichtrevolutionären Inhalt geben.
Der 4. Kongreß der KI befand es darum für notwendig, fünf Regierungstypen zu unterscheiden,
denen eine solche Bezeichnung gegeben werden könnte.

Die erste Möglichkeit ist die „liberale Arbeiterregierung.” Damit war die Regierung einer Labour
Partei gemeint, die nicht einmal behauptet, sozialistisch zu sein. Dies traf für Australien zu und war
für Britannien zumindest wahrscheinlich. Als „sozialdemokratische Arbeiterregierung“ bezeichnete
die KI eine Regierung der Sozialdemokratie, wie etwa in Deutschland. Diese beiden Typen waren
Regierungen von bürgerlichen Arbeiterparteien und in Wirklichkeit verbrämte Koalitionen mit der
Bourgeoisie. Solche Regierungen wurden von der Bourgeoisie geduldet, um revolutionäre Offensiven
abzuwehren. Kommunisten können solchen Regierungen keine politische Unterstützung geben. Die
Komintern erkannte dies, sah aber auch, dass „sogar solche Regierungen objektiv zur
Beschleunigung des Desintegrationsprozesses der bürgerlichen Macht beitragen können.“ (67)  Als
Repräsentanten der Arbeiter an die Regierungsmacht gekommen, hätten solche Parteien gezwungen
sein können, weiter zu gehen als beabsichtigt und dabei die Erwartungen und Forderungen ihres
proletarischen Anhangs zu fördern. Dadurch könnte die Desillusionierung der Massen in



reformistische Parteien beschleunigt werden, da eine solche Regierung zwangsläufig mit der
Bourgeoisie paktieren würde, wo immer dies nötig ist.

Die dritte Möglichkeit ist eine Regierung von Arbeitern und armen Bauern (damals auf dem Balkan,
in Polen und der Tschechoslowakei möglich), und die vierte eine Arbeiterregierung, an der
Kommunisten beteiligt sein könnten (z.B. die Regierungsform der Einheitsfront). Beide
Regierungsformen könnten von Kommunisten unterstützt werden: „Kommunisten sind bereit, mit
jenen Arbeitern gemeinsame Sache zu machen, die noch nicht die Notwendigkeit der proletarischen
Diktatur erkannt haben – mit Sozialdemokraten, Mitgliedern christlicher Parteien, parteilosen
Syndikalisten usw. Wir sind also bereit, unter gewissen Umständen und mit bestimmten Garantien,
eine nicht-kommunistische Arbeiterregierung zu unterstützen. Die beiden Typen 3 und 4, an denen
Kommunisten sich beteiligen können, stellen nicht die Diktatur des Proletariats dar, sie sind nicht
einmal eine historisch unvermeidbare Übergangsstufe dazu. Aber wo sich so etwas formiert, kann
dies zum wichtigen Ausgangspunkt für den Kampf um die Macht werden.“ (68)

Die fünfte mögliche Form der Arbeiterregierung ist jene, in der die Kommunisten selbst die
Regierung bilden. Das ist die einzig “reine” Form der Arbeiterregierung und wurde von der
Komintern mit der Diktatur des Proletariats gleichgesetzt.

Die von der Komintern formulierte Typologie der Arbeiterregierungen ist heute freilich etwas
anachronistisch. Die alten „liberalen Labour Parteien“ und die sozialdemokratischen Parteien sind
einander näher gerückt und haben dadurch die beiden Typen der bürgerlichen Arbeiterregierung
miteinander verschmolzen. Außerdem hat die bürokratische Degeneration der Sowjetunion und ihre
konterrevolutionäre Politik seit dem 2. Weltkrieg die Möglichkeit einer weiteren Form der
Arbeiterregierung geschaffen: die „bürokratische Arbeiterregierung“, d.h. eine Regierung, die unter
außergewöhnlichen Umständen, nachdem sie die Arbeitervorhut politisch zerschlagen hat, die
Bourgeoisie auf bürokratische Weise enteignet und die grundlegenden ökonomischen Strukturen der
proletarischen Diktatur einführt – Planwirtschaft und Staatsmonopol des Außenhandels. Obwohl dies
eine (wenn auch entartete) Form der Diktatur des Proletariats ist, kann sie der revolutionären Sache
nicht dienen und kann deswegen von Kommunisten nicht propagiert oder gefordert werden. Die
spezifischen Maßnahmen einer solchen Regierung gegen das Kapital können jedoch verteidigt
werden.

37. Die auf dem 4. Kongreß der KI angenommenen Thesen zur Arbeiterregierung tragen die Zeichen
des sich schon 1922 entwickelnden und die spätere Degeneration der Komintern begleitenden
Konflikts. Sinowjew wollte z.B. die Arbeiterregierung direkt und ausschließlich mit der Diktatur des
Proletariats gleichsetzen. Eine solche Auslegung, die „Arbeiterregierung“ einfach zu einem anderen
Wort für „Diktatur des Proletariats“ macht, beraubt die Losung ihrer Anwendungsmöglichkeiten in
der Einheitsfrontpolitik. Sinowjews Gebrauch der Losung konnte sich beispielsweise nur ultimativ
gegen eine sozialdemokratische Regierung richten. Ein solcher Ultimatismus kann sich aber leicht in
sein opportunistisches Gegenteil verkehren. Stalin und Bucharin setzten die „Arbeiter- und
Bauernregierung“ mit dem überholten und deshalb reaktionären Konzept der „demokratischen
Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft“ gleich. Indem sie den entscheidenden Punkt, dass
eine solche Regierung ihrem politischen Inhalt nach eine bürgerliche sein würde, verwischten,
stellten Stalin und Bucharin die Bildung einer solchen Regierung in China als programmatische
Notwendigkeit hin. In Wahrheit aber wäre sie, wie Trotzki erklärte „ein Haupthindernis auf dem
Weg zur sozialistischen Revolution“ (69) und somit eine Verfälschung der Taktik der
Arbeiterregierung.

Die Gefahr bei solchen unpräzisen Formulierungen wie in den betreffenden Komintern-Thesen
steckte am offensichtlichsten in den Typisierungen 3 und 4 der Arbeiterregierung. An solchen
Regierungen können Kommunisten beteiligt sein oder auch nicht. Die Bedingungen, unter denen



Kommunisten in solche Regierungen eintreten konnten, waren durch die Komintern streng
festgelegt: nur nach Zustimmung der Komintern, nur wenn die kommunistischen
Regierungsmitglieder unter strengster Parteikontrolle und in engstem Kontakt mit den
revolutionären Arbeiterorganisationen standen und schließlich nur, wenn den Kommunisten völlige
Unabhängigkeit und das Recht auf offene Kritik eingeräumt worden war. Nicht spezifiziert war
dagegen die Haltung in dem Fall, wo diese Bedingungen nicht gegeben waren oder wo aus anderen
Gründen Kommunisten nicht diesen Arbeiterregierungen angehörten. Innerhalb eines Jahres nach
dem 4. Kongress sollten Meinungsverschiedenheiten über die Haltung zu den von SPD und USPD
dominierten Landesregierungen in Deutschland und über die Bedingungen, unter denen
Kommunisten diesen Regierungen beitreten könnten, verheerende Folgen für die KPD haben.

38. Die korrekte Anwendung der Taktik der Arbeiterregierung ist aus der Praxis der Bolschewiki in
Rußland in den Monaten zwischen der Februar- und der Oktoberrevolution zu ersehen. Als die
Bolschewiki forderten „Alle Macht den Sowjets!“, forderten sie in der Konsequenz eine auf die
proletarische Kampforganisationen gestützte Regierung, d.h. mit einem späteren Begriff: eine
Arbeiterregierung. Ausgehend von diesem allgemeinen Aufruf (Alle Macht den Sowjets!) konnten die
Bolschewiki in der damaligen Situation die Zusammensetzung der Arbeiterregierung, die sie
forderten, auch schon genauer konkretisieren. Lenin schrieb im September 1917: „Ein Kompromiss
ist unsererseits die Rückkehr zu der Forderung, die wir bis zum Juli stellten: Alle Macht den
Sowjets, eine den Sowjets verantwortliche Regierung aus Sozialrevolutionären und Menschewiki.”
(70) Ihre politischen Aufgaben werden dabei äußerst klar benannt: sofortiger Friedensschluß,
Arbeiterkontrolle über die Produktion, Vergesellschaftung aller Banken, Verteilung des Landes an
die Bauern und der Einsatz der bewaffneten Staatsmacht (d.h. der Sowjetmiliz) zur Niederschlagung
des bürgerlichen Widerstandes gegen diese Maßnahmen.

Mit der Gewinnung der Arbeiter für die Erkenntnis, dass dies die notwendigen Mindestforderungen
waren, steigerten die Bolschewiki den Druck auf die Menschewiki und Sozialrevolutionäre, dieses
Programm zu übernehmen. Kombiniert mit der Forderung „Brecht mit der Bourgeoisie!“ und
angesichts der Weigerung der Menschewiki, sich auf die Sowjets zu stützen und ein solches
Programm durchzuführen, zerstörte dieser Druck die menschewistische Mehrheit in den Sowjets.
Als die Macht schließlich den Sowjets zufiel, bestand die folgende Sowjetregierung aus jenen
politischen Parteien, die bereit waren, sich auf die Rätemacht zu stützen und die erforderlichen
Maßnahmen durchzuführen – aus den Bolschewiki und den Linken Sozialrevolutionären.

Die Bolschewiki haben die Rolle der Sowjets bei der Machteroberung nicht fetischisiert. Nach den
Julitagen, als die Bolschewiki von den Sowjets isoliert waren, ließen sie die Forderung „Alle Macht
den Sowjets!“ fallen.

Stattdessen sah Lenin zunehmend in den Fabrikräten eine mögliche Organisationsform als
Machtbasis für die Arbeiterregierung. Die Sowjets rückten erst wieder in den Mittelpunkt der
bolschewistischen Propaganda, als sie nach dem Kornilow-Putsch redemokratisiert wurden.

Während des Kornilow-Putsches waren die Bolschewiki bereit, eine bürgerliche Arbeiterregierung
mit der Waffe in der Hand bedingungslos gegen die Reaktion zu verteidigen. Sie verzichteten aktuell
auf den Sturz Kerenskis und boten den Menschewiki und Sozialrevolutionären ein militärisches
Bündnis an, weil es in diesem Augenblick darum ging, einem gefährlicheren Feind Schaden
zuzufügen. Ihre Absicht war dabei nicht nur, den Fortgang der militärischen Vorbereitungen für die
proletarische Revolution zu gewährleisten, sondern weit grundlegender, die Menschewiki vorerst
noch an der Regierung zu halten, so dass deren Bankrott und Klassenverrat der Mehrheit der
Arbeiterklasse klar vor Augen geführt werden konnte. Genau diese Unterstützung erwies sich als die
Schlinge um den Hals der Kerenski-Regierung. Sie ebnete einer Form der Arbeiterregierung den
Weg, die tatsächlich die Diktatur des Proletariats war.



39. Die bolschewistische Anwendung der Taktik der Arbeiterregierung besagt im Kern folgendes:

1.) Ein Aktionsprogramm mit Sofortmaßnahmen, die zum einen die Bedürfnisse der Arbeiter
artikulieren und andererseits die Notwendigkeit der Machtübernahme durch die Arbeiterklasse im
gesamten Staat betonen, muss aufgestellt werden.

2.) Die Losung für eine Regierung zur Durchführung dieses Aktionsprogramms, für eine
Arbeiterregierung, wird man anfangs zumeist algebraisch einbringen müssen, d.h. ohne die
Zusammensetzung einer solchen Regierung genau zu definieren. Dies wird in der Mehrzahl der Fälle
erst im weiteren Verlauf der revolutionären Entwicklungen möglich werden.

3.) Die Arbeiter- und Bauernparteien werden aufgerufen, mit der Bourgeoisie zu brechen und eine
Regierung zu bilden, die sich auf die Verteidigung und Unterstützung durch die Kampforgane der
Arbeiter gründet.

4.) Solange die Reformisten von den Massen unterstützt werden, verteidigen Kommunisten sie
gegen die Reaktion, aber sie geben ihnen keinerlei politische Unterstützung und bleiben jederzeit
vollkommen unabhängig.

5.) Sollten die Reformisten eine auf Räteorgane gestützte Regierung bilden, werden Kommunisten
sie bedingungslos gegen die Reaktion verteidigen. Solange eine solche Regierung die
Sowjetdemokratie achtet, werden Kommunisten sich gegen diese Demokratie nicht bewaffnet
erheben.

6.) Die Kommunisten wahren stets ihre programmatische und organisatorische Unabhängigkeit,
sowie ihre Absicht zur Machtergreifung im Staat, sobald die Arbeitervorhut und hinter ihr die
Mehrheit der Arbeiterklasse von der Notwendigkeit der Revolution überzeugt worden sind.

Nur das Aufeinanderprallen realer Gesellschaftskräfte kann der Forderung nach einer
Arbeiterregierung einen genauen „arithmetischen“ Inhalt geben. Somit lautete im Jahre 1917 vor
dem 2. Sowjetkongress die korrekte Losung „Alle Macht den Sowjets!“, auf dem 2. Kongreß jedoch
lautete die korrekte Forderung: „Für eine Regierung aus Bolschewiki und linken
Sozialrevolutionären!“

40. Die Forderung nach der Bildung einer auf Sowjets oder anderen proletarischen Kampforganen
basierenden Regierung ist wohl ein zentrales Element für die Taktik der Arbeiterregierung, muss
aber immer dem politischen Programm untergeordnet sein. Sowjets können genauso eine
reaktionäre wie eine revolutionäre Mehrheit haben, da sie nur Vertretungsorgane sind. Ihre Existenz
an sich bietet keinerlei Gewähr. Das zeigt sich in negativer Form bei der deutschen Revolution von
1918. Damals lag die Macht in den Händen der Arbeiter- und Soldatenräte, und wie in Russland im
Februar 1917 überließen sie die Macht ihren reformistischen Führern. Die von Ebert und
Scheidemann ausgerufene Regierung war (nach dem Scheitern des Versuches, im Verein mit Prinz
Max von Baden die Monarchie zu retten) eine auf die Arbeiterräte gestützte republikanische
Regierung. Der Form nach war sie eine Arbeiterregierung. Doch ihr politischer Inhalt war der einer
bürgerlichen Regierung, d.h. ein verstecktes Bündnis mit der Bourgeoisie, um die revolutionäre
Offensive des Proletariats aufzufangen und letzten Endes zu zerschlagen. Die SPD-Führer nutzten
ihren Einfluss in den Räten, um ihre Machtbasis auf das bürgerlich-parlamentarische Gremium der
Weimarer Nationalversammlung zu verlagern. Damit brachten sie ihre Regierungsform in Einklang
mit ihren politischen Inhalten und Absichten.

1919 gebrauchten die Reformisten in einem nun offenen Volksfrontbündnis mit bürgerlichen und
aristokratischen Elementen ihre bürgerliche Staatsmacht zum weißen Terror und zur Liquidierung



der revolutionären Arbeitervorhut, begünstigt durch deren Isolation von der großen Mehrheit der
Arbeiter.

Der Kapp-Putsch im März 1920 enthüllte sowohl die Beweglichkeit wie auch die Schranken des
Reformismus, wenn er an die äußerste Grenze seiner Manövrierfähigkeit zwischen den Klassen
getrieben wird. Die mobilisierten und teilweise bewaffneten Arbeiter hielten Ebert, Scheidemann
und Noske an der Regierung, als die bürgerliche Armee sie stürzen wollte. Als Legien jedoch eine
„Arbeiterregierung“ vorschlug (worunter er eine bürgerliche Arbeiterregierung verstand), um einer
Wiederholung des Staatsstreiches vorzubeugen, erkannten die SPD-Führer, dass sie dadurch unter
einen zu großen Druck von seiten der Arbeiterklasse kommen würden. In einer solchen Lage zu
verkünden, die Arbeiterräte sollten die Grundlage der Regierung sein, würde bei den Arbeitern
Erwartungen wachrufen, von denen die SPD wußte, dass sie sie weder erfüllen konnte noch wollte.
Mit diesen Aussichten konfrontiert, ging die SPD lieber ein neues Bündnis mit der Bourgeoisie ein.
Sobald die neue Regierung fest im Sattel saß, wurde die Reichswehr aufgeboten, um die
Arbeiterräte zu entwaffnen.

Als Legien jenen Vorschlag machte, war die KPD kategorisch gegen die Bildung einer solchen
Arbeiterregierung und stellte dem die Notwendigkeit der Revolution entgegen. Dies half der SPD
aus der Klemme und war letzten Endes eine sektiererische Antwort. Welchen Wert die korrekte
Handhabung der Taktik der Arbeiterregierung damals hätte haben können, dürfte klar sein. Die
Propagierung eines politischen Programms für eine solche Regierung, die Legalisierung der
bewaffneten Arbeiterräte, die Demobilisierung und Auflösung der Freikorps, ein sofortiges Bündnis
mit Sowjetrussland, Opposition gegen die Versailler Reparationsleistungen usw., hätte Legiens
Absichten bezüglich einer solchen Regierung durchkreuzen können. Zugleich hätte eine
wohlwollende Unterstützung für die Idee einer Regierung der Arbeiterparteien und die
bedingungslose Verteidigung einer solchen Regierung gegen die Reaktion die KPD näher an die
Massen herangebracht und außerdem den Druck auf die Reformisten, kein Bündnis mit der
Bourgeoisie zu schließen, verstärkt. Hätte die SPD dies trotzdem getan, so wären die Arbeiter dann
besser auf unabhängige Verteidigungsmaßnahmen vorbereitet gewesen, als die Reformisten
versuchten, sie zu demobilisieren und zu entwaffnen.

Unter den fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern ist Deutschland ein weitaus typischeres
Beispiel für die Kontrolle des Reformismus über die Arbeiterklasse als Rußland. Darum müssen
Revolutionäre die Lehren aus der deutschen Erfahrung ziehen. Insbesondere muss ein Unterschied
gemacht werden zwischen Verteidigung und politischer Unterstützung einer Regierung.
Kommunisten sind bereit, reformistisch geführte Regierungen falls nötig mit der Waffe in der Hand
gegen die Reaktion zu verteidigen, gleichgültig, ob sie formell auf bürgerlich- konstitutionellen
Strukturen basieren (bürgerliche Arbeiterregierung), oder ob sie sich formell auf
Arbeiterorganisationen stützen (Arbeiterregierung). Politische Unterstützung kann im Gegensatz
dazu nur eine Arbeiterregierung erhalten, die den Weg der Revolution einschlägt, d.h. als eine
„wirkliche Arbeiterregierung“ handelt. In Übereinstimmung mit der Linie der Komintern und der IV.
Internationale erwarten wir von bürgerlichen Arbeiterparteien oder Zentristen nicht, dass sie sich
fähig zeigen, eine solche Regierung zu bilden. Doch wie das Übergangsprogramm erklärt: „… man
kann nicht im voraus prinzipiell die theoretische Möglichkeit ausschließen, dass unter dem Einfluß
von ganz außergewöhnlichen Umständen (Krieg, Niederlage, Finanzkrach, revolutionärer
Massendruck usw.) die kleinbürgerlichen Parteien, einschließlich der Stalinisten, weiter gehen auf
dem Weg zum Bruch mit der Bourgeoisie, als sie selbst wollen.“ (71)

41. Trotzki sah diese schwache, theoretische Möglichkeit, dass die Sozialdemokraten oder
Stalinisten unter außergewöhnlichen Umständen „wirkliche Arbeiterregierungen“ bilden könnten,
die mit der Bourgeoisie in wichtigen Fragen brechen. Seine Epigonen haben dies zu einer Position
verzerrt, die aus einer Regierung, die aus solchen Parteien besteht bzw. sie mit einschließt, eine



„Arbeiterregierung“ macht. Da wird unterstellt, eine KP/SP-Regierung in Frankreich sei eine
Arbeiterregierung, und dies etwa nicht im Sinne einer bürgerlichen Arbeiterregierung (siehe Pierre
Lamberts IV. Internationale – IK). Da wird behauptet, die Bildung einer Arbeiterregierung durch die
britische Labour Party sei nicht nur sehr gut möglich, sondern auch strategisch notwendig (britische
WSL). Beides ist feigster Opportunismus. Wir weisen eine solche mißbräuchliche Verwendung des
Begriffs „Arbeiterregierung“ weit von uns. Der Sinn der Thesen des 4. Kongresses der Komintern ist
klar folgender: „Arbeiterregierung“ bezieht sich auf eine Regierung, die antritt, um die Bourgeoisie
zu entwaffnen, die Maßnahmen zur Beseitigung der bürgerlichen Kontrolle über die Produktion
einleitet und die, um diese Politik durchzusetzen und zu verteidigen, die Arbeiterklasse mittels ihrer
eigenen Organisationen bewaffnet und jenen Organisationen gegenüber verantwortlich ist.

In diesem Sinne beziehen wir uns auf die Forderung nach einer Arbeiterregierung, womit wir den
Vorschlag meinen, die Interessen der Arbeiterklasse zu verteidigen und offensiv voranzubringen.
Dies steht im Einklang mit den Prinzipien der Einheitsfront, dass Kommunisten und Nicht-
Kommunisten die Reihen schließen, sogar auf Regierungsebene. Alle anderen Regierungsformen von
Reformisten oder Zentristen müssen korrekt als „bürgerliche Arbeiterregierungen“ bezeichnet
werden. Ob man die Arbeiterregierung direkt fordert, hängt völlig von den Umständen ab.

Außer in revolutionären Krisen, in denen sich die Machtfrage unmittelbar stellt, fordern
Kommunisten die Arbeiterregierung im Sinne einer Propagandalosung für eine wirkliche,
revolutionäre Arbeiterregierung. Gleichzeitig fordern wir von den reformistischen Parteien an der
Regierung, dass sie konkrete Schritte zum Bruch mit der Bourgeoisie und für die Interessen der
Arbeiter unternehmen.
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